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Unterrichtung 

durch die deutsche Delegation in der Parlamentarischen Versammlung 
des Europarates 


über die Tagung der Parlamentarischen Versammlung 
des Europarates vom 23. bis 27. April 2001 in Straßburg 


Während des zweiten Teils der Sitzungsperiode 2001 vom 23. bis 27. April 2001 erörterte 
die Parlamentarische Versammlung des Europarates Berichte und fasste Beschlüsse zu fol- 
genden Themen: 


Tätigkeitsbericht des Präsidiums und des Ständigen Ausschusses der 
Versammlung 


Bericht des Ministerkomitees 

- Vorlage durch den amtierenden Vorsitzenden, den Außenminister der Republik Lett- 
land, Indulis Berzins 

Frage des Abg. Wolfgang Behrendt (S. 40) 


Politische Fragen 

- Ansprache des Parlamentspräsidenten der „ehemaligen jugoslawischen Republik Ma- 
zedonien“, Stojan Andov 

- Ansprache des Menschenrechtskommissars des Europarates, Alvaro Gil-Robles 

- Ansprache des amtierenden Vorsitzenden der OSZE und Außenministers von Rumä- 
nien, Mircea Geoanä 

Frage des Abg. Wolfgang Behrendt (S. 14) 

- Die Lage im Kosovo und den benachbarten Regionen (Empfehlung 1508 - S. 22) 

Hierzu sprachen Abg. Prof. Dr. Karl-Heinz Hornhues (S. 21) und Abg. Dr. Helmut 
Lippelt (S. 21) 

- Die Einhaltung der von der Ukraine eingegangenen Pflichten und Verpflichtungen 
(Empfehlung 1513 - S. 37 und Entschließung 1244 - S. 38) 

Hierzu sprachen Abg. Dr. Helmut Lippelt (S. 36) und Abg. Prof. Dr. Karl-Heinz 
Hornhues (S. 36) 

- Der Nahostkonflikt (Entschließung 1245 - S. 42 und Empfehlung 1514 - S. 45) 

Hierzu sprachen Abg. Eduard Lintner (S. 41) und Abg. Wolfgang Behrendt (S. 41) 
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Rechts- und Menschenrechtsfragen 

- Der Entwurf eines Übereinkommens über die Cyberkriminalität (Stellungnahme 226 - 
S. 18) 

- Menschenrechte und Rechtsstaatlichkeit im Kosovo (Empfehlung 1509 - S. 25 und 
Richtlinie 572 - S. 26) 

Wirtschafts- und Entwicklungsfragen 

- Der Haushalt des Europarates für das Haushaltsjahr 2002 
Hierzu sprach Abg. Michael von Schmude (S. 9) 

- Die Ausgaben der Versammlung für das Haushaltsjahr 2002 

- Europas Kampf gegen die Wirtschaftskriminalität und die transnationale organisierte 
Kriminalität (Empfehlung 1507 - S. 15) 

Hierzu sprachen Abg. Eduard Lintner (S. 14) und Abg. Wolfgang Behrendt (S. 15) 

- Die Finanzierung einer Lösung für das Tschernobyl-Problem (Entschließung 1246 - 
S. 46) 

Hierzu sprachen Abg. Wolfgang Behrendt (S. 45) und Abg. Dr. Hermann Scheer (S. 46) 

Umwelt- und Landwirtschaftsfragen 

- Das Kyoto-Protokoll über den Klimawandel - die Notwendigkeit einer engagierten in- 
ternationalen Solidarität (Entschließung 1243 - S. 34) 

Hierzu sprach Abg. Wolfgang Behrendt (S. 33) 

Soziale, Gesundheits- und Familienfragen 

- Das Zusatzprotokoll zum Übereinkommen über Menschenrechte und Biomedizin über 
die Transplantation von Organen und Geweben menschlichen Ursprungs (Stellung- 
nahme 227 - S. 32) 

Hierzu sprach Abg. Dr. Wolfgang Wodarg (S. 31) 

Wanderungs-, Flüchtlings- und Bevölkerungsfragen 

- Die humanitäre Lage der Rückkehrer im Kosovo (Empfehlung 1 5 1 0 - S. 26 und Richt- 
linie 573 - S. 28) 

- Demographischer Wandel und nachhaltige Entwicklung (Empfehlung 1515 - S. 49) 
Hierzu sprach Abg. Christa Lörcher (S. 49) 

Kultur-, Wissenschafts- und Bildungsfragen 

- Die Meinungs- und Informationsfreiheit in den europäischen Medien (Empfehlung 
1506- S. 11) 

Hierzu sprach Abg. Benno Zierer (S. 10) 

- Die kulturelle Lage im Kosovo (Empfehlung 1511 - S. 28) 

- Der Schutz des menschlichen Genoms durch den Europarat (Empfehlung 1 5 12 - S. 30) 
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Zum Ablauf der Tagung 

Die Reden und Fragen der Mitglieder der Delegation der Bundesrepublik Deutschland in 
der Parlamentarischen Versammlung sowie die Beschlusstexte sind nachstehend im Wort- 
laut abgedruckt. 

Den Bericht des Ministerkomitees trug der amtierende Vorsitzende des Ministerkomitees und 
Außenminister der Republik Lettland, Indulis Berzins, vor. Zu der Versammlung sprachen 
außerdem der Parlamentspräsident der „ehemaligen jugoslawischen Republik Mazedonien“, 
Stojan Andov, der Menschenrechtskommissar des Europarates, Alvaro Gil-Robles, und der 
amtierende Vorsitzende der OSZE und Außenminister Rumäniens, Mircea Geoanä. 

An der Tagung nahmen parlamentarische Gastdelegationen aus Belarus, Bosnien-Herze- 
gowina, der Bundesrepublik Jugoslawien, Israel, Kanada, Mexiko und den palästinensi- 
schen Autonomiegebieten teil. 


Schwerpunkte der Beratungen 

Im Mittelpunkt der Beratungen standen die Lage im Kosovo und den benachbarten Re- 
gionen sowie die Einhaltung der von der Ukraine eingegangenen Pflichten und Verpflich- 
tungen. 

In einer verbundenen Debatte beriet die Parlamentarische Versammlung ausführlich über 
politische, humanitäre, die Flüchtlinge betreffende und kulturelle Aspekte der Lage im 
Kosovo und den benachbarten Regionen. Die Abgeordneten zeigten sich stark beunru- 
higt über die von albanischen Extremisten im Kosovo, in Südserbien und in der „ehemali- 
genjugoslawischen Republik Mazedonien“ verübten Gewalttaten, die sie als ernste Gefahr 
für die Stabilität der gesamten Region auf das Schärfste verurteilten. Sie forderten das Mi- 
nisterkomitee auf, in den Mitgliedstaaten des Europarates auf einen allgemeinen Verzicht 
auf Maßnahmen zur voreiligen Zwangsrückführung von Flüchtlingen zu drängen, da diese 
kontraproduktiv seien und zu nicht zu bewältigenden Strömen von Rückkehrern führten. 

Ganz entschieden gegen eine Zwangsrückführung von Flüchtlingen sprach sich der deut- 
sche Abgeordnete Dr. Helmut Lippelt (Bündnis 90/Die Grünen) aus. Er habe die Befürch- 
tung, dass Deutschland an der Zwangsrückführung von 12 500 Flüchtlingen im letzten Jahr 
und von weiteren 1388 noch in den ersten Monaten diesen Jahres nicht unerheblich betei- 
ligt gewesen sei. Solange die Flüchtlinge noch in ihren Gastländern seien, könnten sie, wenn 
ihnen die Möglichkeit dazu gegeben werde, zum Einkommen ihrer großen Familien im Ko- 
sovo beitragen. Dringlich sei in diesem Zusammenhang die Diskussion über die Frage, wie 
die Wirtschaft im Kosovo wieder in Gang gebracht und dort wieder Einkommen generiert 
werden könne, sodass bei der nächsten Beratung des Themas auch der Wirtschaftsausschuss 
der Versammlung einen Bericht vorlegen solle. Im Vorfeld der geplanten Wahlen und an- 
gesichts der notwendigen Errichtung eines „legal framework“ halte er es für ganz besonders 
wichtig, dass auch denjenigen serbischen Flüchtlingen, die aus vielen Gründen noch nicht 
in ihr Land zurückkehren könnten, die aber dorthin zurück wollten, die Möglichkeit gege- 
ben werde, sich in die Wählerregister einzutragen und sich an den Wahlen zu beteiligen. Die 
internationale Staatengemeinschaft müsse sich darüber hinaus nach den Destabilisierungs- 
versuchen von „Desperados“ in Mazedonien und Südserbien in den letzten Monaten da- 
rüber wundem, was für Waffenlager diesen zur Verfügung gestanden hätten. UNMIK müsse 
an der Aufgabe festhalten, auch weiterhin nach Waffen zu suchen. 

Der deutsche Abgeordnete Prof. Dr. Karl-Heinz Hornhues mahnte als Redner für die EVP- 
Fraktion hinreichend ausgewogene Darstellungen in den parlamentarischen Debatten an. 
Bei einem Besuch in Bosnien habe er festgestellt, dass man sich darauf einrichte, auch in 
den nächsten zehn oder 15 Jahren noch dort präsent sein zu müssen. Im Kosovo stehe die 
internationale Gemeinschaft vor noch größeren Problemen. Deswegen forderte er vor al- 
lem, sofort mit der Entwicklung einer Strategie und dem Aufbau einer Institution und 
Gruppierung zu beginnen, die die internationale Gemeinschaft künftig auf zivilem Gebiet 
- u. a. im Bereich der Polizei, der Kultur und der Bildung - besser vorbereitet sein lasse. 
Neben der als Folge der Einsätze auf dem Balkan beschlossenen Neustmkturierung der eu- 
ropäischen Streitkräfte stelle sich für ihn zwingend die Frage, ob die Schaffung einer zivi- 
len Komponente nicht ebenfalls längst hätte erfolgen müssen. 
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Im Zusammenhang mit den jüngsten Entwicklungen in seinem Land verwies der Parla- 
mentspräsident der „ehemaligen jugoslawischen Republik Mazedonien“, Stojan 
Andov, in seiner Ansprache vor der Parlamentarischen Versammlung auf die Fortschritte 
seines Landes bei der Erfüllung der bei der Aufnahme gegenüber dem Europarat eingegan- 
genen Verpflichtungen. In kurzer Zeit habe sein Parlament 49 Übereinkommen und Verträge 
des Europarates ratifiziert, darunter das Rahmenübereinkommen zum Schutz nationaler 
Minderheiten. Mit der Frage der Ratifizierung der Europäischen Charta der Regional- und 
Minderheitensprachen werde sich demnächst die Regierung befassen. In einem Vielvölker- 
staat dürfe es jedoch nicht nur um die albanische Minderheit gehen. Die soziale und wirt- 
schaftliche Lage der Roma sei z. B. sehr schlecht. Hier hoffe das Land auch auf europäische 
Hilfe zur Verbesserung des täglichen Lebens der Roma-Bevölkerung. Die Stabilität der 
staatlichen Einrichtungen und das Modell der Beziehungen zwischen den Volksgruppen sei 
zweimal auf dem Prüfstand gewesen, zunächst während der Krise im Kosovo und zuletzt 
aufgrund der bewaffneten extremistischen Gruppen, die im Kosovo ausgebildet worden 
seien. Nach den Erfahrungen auf dem Balkan habe die internationale Gemeinschaft dieses 
Mal rechtzeitig und angemessen reagiert und somit zur andauernden Stabilität in Mazedo- 
nien beigetragen. Die Europäische Union habe die Bemühungen seines Landes auf dem 
Weg zu Demokratie und bei der Umsetzung der Wirtschaftsreformen sehr positiv bewertet 
und mit Mazedonien als erstem Land der Region vor kurzem das Stabilisierungs- und 
Assoziationsabkommen geschlossen. Mit der Ratifizierung gehöre Mazedonien de facto 
zum europäischen Raum. Die EU habe sich damit verpflichtet, das Land zum potenziellen 
Kreis der Kandidatenländer zu rechnen. Es werde seine Hausaufgaben machen und die er- 
forderlichen Bedingungen für die Aufnahme in EU und NATO erfüllen. 

In Bezug auf die Beziehungen zwischen verschiedenen Volksgruppen in einem Land ver- 
wies der amtierende Vorsitzende und Außenminister Rumäniens, Mircea Geoanä, in 
seiner Ansprache vor der Parlamentarischen Versammlung auf die Erfahrungen seines 
Landes im Umgang mit der ungarischen Minderheit. In der „ehemaligen jugoslawischen 
Republik Mazedonien“ müßten nun alle Seiten dazu beitragen, den begonnenen Dialog zur 
Schaffung einer wirklich multi-ethnischen Gesellschaft zu nutzen. Die Gewalt dürfe nicht 
wieder aufflammen. Die internationale Gemeinschaft unterstütze die territoriale Integrität 
und Souveränität des Landes, doch die Einhaltung der europäischen Standards in Bezug 
auf den Umgang mit allen Minderheiten sei der Schlüssel zu einer dauerhaften Lösung. 
Der Schutz von Menschen- und Minderheitenrechten sei eine gemeinsame Aufgabe von 
Europarat und OSZE. Eine Herausforderung für beide Organisationen seien jedoch auch 
die Förderung des Demokratisierungsprozesses und der Aufbau von Zivilgesellschaften 
sowie der Kampf gegen das transnationale organisierte Verbrechen. Kern der Zusammen- 
arbeit müssten daher wie bisher Komplementarität und Synergie sein. 

Die extremistische Gewalt an der Grenze der „ehemaligen jugoslawischen Republik Ma- 
zedonien“ habe auch das Ministerkomitee des Europarates scharf verurteilt, betonte der 
amtierende Vorsitzende des Ministerkomitees, der lettische Außenminister Indulis 
Berzins. Man habe der mazedonischen Regierung gleichzeitig Unterstützung bei den Re- 
formbemühungen zur Verbesserung der Rechtsstaatlichkeit, der Beziehungen zwischen 
den Volksgruppen sowie beim Aufbau von Vertrauen und Toleranz zugesagt. Der Europa- 
rat werde bei der Unterstützung eines möglichen Aktionsplans für einen verstärkten Dia- 
log zwischen den verschiedenen ethnischen Gemeinschaften eng mit den nationalen 
Behörden und anderen internationalen Organisationen Zusammenarbeiten, vor allem mit 
der OSZE. 

Die enge Abstimmung der Aktivitäten des Europarates mit anderen internationalen Orga- 
nisationen sei zur Gewährleistung maximaler Effizienz in allen Ländern und Regionen 
wichtig. Mit der Europäischen Union sei von Generalsekretär Walter Schwimmer und EU- 
Kommissar Chris Patten daher eine Erklärung über Partnerschaft und Zusammenarbeit un- 
terzeichnet worden, die die neue Grundlage für noch engere Beziehungen zwischen den 
beiden Organisationen bilden werde. Während der lettischen Präsidentschaft seien die 
hochrangigen 2+2-Treffen der amtierenden Vorsitzenden und der Generalsekretäre von 
Europarat und OSZE zudem erstmals auf die Präsidenten der beiden parlamentarischen 
Versammlungen ausgedehnt worden. In Belgrad arbeite das neu eröffnete Büro des Euro- 
parates in derselben Liegenschaft und in engem Kontakt mit dem Büro der OSZE. 
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Auf der Tagesordnung des Ministerkomitees stünden derzeit hauptsächlich die Themen 
Balkan und Kaukasus. Nach der Aufnahme von Armenien und Aserbaidschan im Januar 
sei es nun am Europarat, den beiden Ländern bei der Erfüllung ihrer bei der Aufnahme ein- 
gegangenen Verpflichtungen zu helfen. Das Ministerkomitee verfolge hier die Entwick- 
lungen sehr genau und erwäge derzeit die Entsendung von Experten auf dem Gebiet Men- 
schenrechte und Rechtsstaatlichkeit in beide Länder, möglicherweise in Zusammenarbeit 
mit der OSZE. Im nördlichen Kaukasus verfolge das Ministerkomitee weiterhin die Ent- 
wicklungen in der Russischen Föderation in Bezug auf Tschetschenien. Priorität hätten 
derzeit eine politische Lösung durch Dialog, wirtschaftlicher und sozialer Wiederaufbau, 
der Schutz der Menschenrechte sowie die Wiederherstellung von Rechtsstaatlichkeit. Das 
Mandat der drei Experten des Europarates im Büro des Sonderbeauftragten Kalamanov sei 
um weitere sechs Monate bis Oktober 2001 verlängert worden, wobei sich das Büro nun 
stärker auf die effektive Weiterverfolgung von dort registrierten Beschwerden durch die 
russischen Behörden konzentrieren solle. 

Bei einem Besuch auf dem Balkan im März sei es in Jugoslawien vor allem um die Ver- 
einbarkeit der Gesetzgebung mit europäischen Standards, um die Zusammenarbeit mit 
dem Internationalen Strafgerichtshof für das ehemalige Jugoslawien, Verfassungsfragen 
und die regionale Zusammenarbeit gegangen. In Bosnien und Herzegowina habe die De- 
legation - der im Sinne einer kontinuierlichen Politik des Europarates neben ihm auch die 
Vertreter der zukünftigen amtierenden Vorsitzenden, die Botschafter Liechtensteins, Li- 
tauens und Luxemburgs, angehört hätten - die Fortschritte hinsichtlich gemeinsamer staat- 
licher Einrichtungen anerkannt, vor allem den Ministerrat und das aus zwei Kammern be- 
stehende Parlament. Die Verabschiedung eines Wahlgesetzes bleibe eine der Prioritäten, 
aber sicher nicht die einzige. Das Ministerkomitee erwarte die Stellungnahme der Ver- 
sammlung zu den Fortschritten beider Bewerberländer und insbesondere betreffend die 
Aussichten von Bosnien und Herzegowina, in nicht allzu ferner Zukunft dem Europarat 
beizutreten. 

Mit Blick auf die äußerst kontroverse Beratung der Parlamentarischen Versammlung über 
die Einhaltung der von der Ukraine eingegangenen Pflichten und Verpflichtungen 

unterrichtete der amtierende Vorsitzende die Parlamentarier über Überlegungen des Minis- 
terkomitees für einen Aktionsplan über Reformen zur Umsetzung der Europaratsstandards 
im Bereich der Massenmedien. Die Regierungen der Mitgliedsländer seien um freiwillige 
Beiträge für dieses ehrgeizige Programm gebeten worden. Das Ministerkomitee werde die 
Lage in der Ukraine weiterhin sehr genau verfolgen und Reformen zur Etablierung von 
Rechtsstaatlichkeit, pluralistischer Demokratie und der Wahrung der Menschenrechte un- 
terstützen. 

ln einem Bericht des Monitoring- Ausschusses wurde vor allem die Verschleppung der Ge- 
setzesreformen in der Ukraine beklagt. So seien z. B. bislang die von den Europarats-Ex- 
perten geforderten Vorhaben eines Rahmengesetzes betreffend den Schutz der Menschen- 
rechte, eines Rahmengesetzes über Gesetzes- und Rechtsreformen, eines neuen 
bürgerlichen Rechts und eines Zivilprozessrechts sowie die Umgestaltung der Aufgaben 
und der Funktionen des Büros des Staatsanwaltes nicht auf den Weg gebracht worden. 
Mehrere Parlamentarier machten für diese Situation nur zum Teil den andauernden Macht- 
kampf zwischen Parlament, Ministerpräsident und Präsident verantwortlich. Auch das 
Wiedererstarken der Kommunisten, das es oft schwierig mache, für Reformvorhaben 
Mehrheiten zu finden, und die anscheinend insgesamt überwiegend reformfeindliche Hal- 
tung vieler Abgeordneter in der Verkhovna Rada wurden als Gründe für die derzeitige 
Blockade genannt. Sorgen bereiteten der Parlamentarischen Versammlung zudem die nach 
Aussagen der Betroffenen von Präsident Kutschma ausgehenden Einschüchterungen von 
Journalisten, Parlamentsmitgliedern und oppositionellen Politikern sowie die oft unter 
Vorwänden erfolgenden Schließungen von Medieneinrichtungen (z. B. Lizenzentzug we- 
gen angeblicher Steuervergehen). 

Der deutsche Abgeordnete Prof. Dr. Karl-Heinz Homhues (CDU/CSU) kritisierte an die- 
ser Stelle ausdrücklich den Entzug der Sendeerlaubnis für den Privatsender „Radio Kon- 
tinent“ durch den ukrainischen Femseh- und Rundfunkrat. „Radio Kontinent“ habe mit der 
Deutschen Welle, BBC und Radio Free Europe sehr eng zusammengearbeitet. Der Entzug 
der Sendeerlaubnis sei als massive Einschränkung der Medienfreiheit in der Ukraine zu 
bewerten. Obwohl zur Wahrheit in der Ukraine viel Negatives gehöre, glaube er nicht, dass 
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man den Menschen in der Ukraine mit harten Maßnahmen einen Gefallen tue. Er verwies 
in diesem Zusammenhang auf die Einschätzung des ukrainischen Abgeordneten Holovaty, 
der die Auffassung vertreten hatte, die Ukraine wäre ohne die Mitgliedschaft des Landes 
im Europarat längst eine Diktatur geworden, die Auswirkungen des Referendums im letz- 
ten Jahr wären völlig anders gewesen und die Lage der Menschen in der Ukraine schlech- 
ter. Deshalb solle die Parlamentarische Versammlung wie bisher Schritt für Schritt Weiter- 
arbeiten, auch wenn dies mühselig sei. 

In der Plenardebatte sprach sich eine Mehrheit der Redner gegen die ursprünglich harte 
Empfehlung des Monitoring-Ausschusses an das Ministerkomitee aus, den sofortigen Aus- 
schluss der Ukraine einzuleiten. Vor dem Hintergrund der derzeitigen innenpolitischen 
Krise dürfe der Europarat nicht den Gegnern der Reformen in die Hände spielen. Der kri- 
tische Dialog dürfe nicht abreißen, doch der Druck des Europarates müsse gleichzeitig auf- 
rechterhalten werden. Diese Zusammenarbeit und der Druck des Europarates hätten ver- 
mutlich zur Abschaffung der Todesstrafe, zur Unterzeichnung des neuen Strafgesetzbuches 
durch Präsident Kutschma und der Verabschiedung eines neuen Parteiengesetzes wenige 
Tage vor der anstehenden Debatte im Europarat geführt. Die Versammlung schloss sich bei 
der Abstimmung schließlich einem von den beiden Berichterstatterinnen selbst einge- 
brachten Änderungsantrag an und sendete zwar deutliche Warnsignale in Richtung der Ver- 
antwortlichen in der Ukraine, verlängerte die Frist für substanzielle Fortschritte in dem 
Land jedoch noch einmal bis zur Eröffnung der Juni-Tagung. 

Auch der deutsche Abgeordnete Dr. Helmut Lippelt (Bündnis 90/Grüne) unterstützte die 
Fristverlängerung. Er wies daraufhin, dass am selben Tag im ukrainischen Parlament über 
das Schicksal der ersten wirklichen Reformregierung in der Ukraine, über das Schicksal 
des Ministerpräsidenten Juschtschenko entschieden werde und sich zudem zum 15. Mal 
die Katastrophe von Tschernobyl jähre. Nach der Aufnahme habe der Europarat die 
schwierige Aufgabe, als Institution Ländern zu helfen, vom Totalitarismus zur Demokra- 
tie im Verständnis des Europarates zu kommen. Der Europarat dürfe bei der Bewertung der 
Länder keine doppelten Standards anlegen, und man müsse sich in diesem Zusammenhang 
an die unendlichen Diskussionen über die Zivilisierung des Konfliktes in Tschetschenien 
erinnern. Im Falle der Ukraine gehe es möglicherweise auch um die Schwächung des Lan- 
des aus anderen Interessen. 

Kritik an den Verhältnissen in der Ukraine und in Russland stand auch im Zentrum einer 
Debatte über die Meinungs- und Informationsfreiheit in den europäischen Medien. 

Dort sowie in der Türkei und in Aserbaidschan habe es in den vergangenen Jahren die meis- 
ten Fälle von körperlicher Gewalt gegen Journalisten gegeben. Schwerster Vorfall in der 
jüngsten Zeit sei zweifellos das Verschwinden des ukrainischen Journalisten Gongadse ge- 
wesen, dessen Ennordung durch das Regime wohl nicht mehr bezweifelt werden könne. 
Die Parlamentarier forderten das Ministerkomitee des Europarates auf, die Ergebnisse des 
Monitoring- Verfahrens im Bereich der freien Meinungsäußerung zu veröffentlichen, auf 
dieser Grundlage gezielte Empfehlungen an einzelne Mitgliedstaaten zu richten und diese 
Staaten in Bezug auf die Umsetzung der Empfehlungen öffentlich rechenschaftspflichtig 
zu machen. 

Der deutsche Abgeordnete Benno Zierer (CDU/CSU) nannte in seiner Rede für die EVP- 
Fraktion die Pressefreiheit den sichtbarsten Ausdruck der Meinungsfreiheit und als solchen 
für jede Demokratie konstitutiv und unverzichtbar. Es sei schmerzlich, dass die Presse- und 
Meinungsfreiheit auch zu Beginn des 2 1 . Jahrhunderts und auch in europäischen Ländern 
noch unterdrückt oder eingeschränkt werde. Ausdrücklich zu begrüßen sei jedoch die Ent- 
wicklung freier Medienstrukturen in den Ländern des ehemaligen Ostblocks, insbesondere 
in Serbien, das erst beginne, sich aus den Fesseln einer jahrelangen lähmenden Diktatur zu 
lösen. Der Europarat habe volles Verständnis für dabei auftretende Schwierigkeiten und 
biete ausdrücklich seine Hilfe an. Aber auch die Medien müssten sich bewusst sein, dass 
sie im Rahmen des Demokratisierungsprozesses eine große Verantwortung trügen. Um 
eine drohende Manipulation größeren Ausmaßes abzuwenden, müssten Entwicklung und 
Verhalten der Medien kritischer als bisher begleitet werden. Zu begrüßen sei daher aus- 
drücklich die Entscheidung des Ausschusses für Kultur, Wissenschaft und Bildung, einen 
Generalberichterstatter für die Medien zu benennen. 
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Aus Anlass des 15. Jahrestags des Reaktorunglücks von Tschernobyl befasste sich die 
Parlamentarische Versammlung am Tag der Debatte über die Einhaltung der von der 
Ukraine eingegangenen Pflichten und Verpflichtungen auch mit einem Bericht betreffend 
die Finanzierung einer dauerhaften Lösung der Folgen. Die Versammlung betonte die 
andauernde Notwendigkeit, die Ukraine, die Russische Föderation, aber auch das beson- 
ders schwer betroffene Belarus bei der Bewältigung der gesundheitlichen, sozialen und 
umweltrelevanten Folgen der Katastrophe von Tschernobyl zu unterstützen. Die interna- 
tionale Gemeinschaft müsse jedoch die effiziente und verantwortungsbewusste Verwen- 
dung der finanziellen Unterstützung sicherstellen. In diesem Zusammenhang ermutigte die 
Versammlung die Ukraine, die Möglichkeiten für einen Beitritt zur Entwicklungsbank des 
Europarates zu prüfen. 

Der deutsche Abgeordnete Wolfgang Behrendt (SPD) bewertete den kontrovers diskutier- 
ten Bericht als Gelegenheit zur Diskussion über die Frage, ob es eine europäische Atom- 
politik gebe und, wenn ja, welche Ziele sie verfolge. Es sei eine Grundsatzdebatte über den 
zukünftigen Umgang mit Kernenergie in Europa erforderlich. Bei allen energiewirtschaft- 
lichen und wirtschaftlichen Überlegungen und Kontroversen dürfe der Europarat jedoch 
humanitäre Hilfe nie abhängig machen von dem herrschenden politischen System. Es 
dürfe keinen Unterschied bei der Gewährung von Unterstützung zur Überwindung der Fol- 
gen zwischen der Ukraine, Russland und Belarus geben. 

Vor einem Beschluss der Parlamentarischen Versammlung, der auf neue Reaktoren und ei- 
nen Ausbau der Atomenergie abziele, warnte der deutsche Abgeordnete Dr. Hermann 
Scheer (SPD), da dies von der europäischen Öffentlichkeit nicht verstanden würde. In den 
letzten 15 Jahren habe es eine Entwicklung in Richtung eines weltweiten Bewusstseins in 
Bezug auf die irreversiblen und möglichst durch Verzicht auf Atomenergie zu vermeiden- 
den Gefahren der Atomtechnik gegeben. Es habe sich zudem gezeigt, dass die Atomener- 
gie aufgrund der Folgeschäden und der Folgekosten wesentlich weniger wirtschaftlich sei, 
als ihr immer unterstellt worden sei. Die Entwicklung laufe aus ökonomischen wie aus 
ökologischen Gründen auf modulare Systeme der Energieversorgung, d. h. auf Dezentra- 
lität, hinaus. Die Mehrheit der Staaten auf dieser Welt habe keine Atomenergie, aber trotz- 
dem eine Energieversorgung. 

Der Klimawandel sei ganz offenkundig eine der beunruhigendsten Herausforderungen, de- 
nen sich die Welt zu Beginn des 2 1 . Jahrhunderts stellen müsse. Die Situation in einigen 
Gegenden der Welt sei infolge der globalen Erwärmung bereits besorgniserregend. Es sei 
daher äußerst dringlich, die Treibhausgase, die eine der Hauptursachen der globalen Er- 
wärmung seien, zu reduzieren, warnte der deutsche Abgeordnete Wolfgang Behrendt 
(SPD) als Berichterstatter in der Debatte betreffend das Kyoto-Protokoll über den Kli- 
mawandel und die Notwendigkeit einer engagierten internationalen Solidarität. Das 
Kyoto-Protokoll müsse als Teil einer globalen Strategie für nachhaltige Entwicklung ver- 
standen werden, die in keiner Weise im Widerspruch zu wirtschaftlicher Entwicklung und 
Beschäftigung stehe. Strategien nachhaltiger Entwicklung und rationaler Nutzung der 
natürlichen Ressourcen forderten das Wirtschaftswachstum auf mittlere und lange Sicht. 

Die Parlamentarische Versammlung forderte daher die Vereinigten Staaten auf, die jüngs- 
te Entscheidung noch einmal zu überdenken und die von den USA im Kyoto-Protokoll ein- 
gegangenen Verpflichtungen zu bestätigen. Sie rief die Regierungen der Mitgliedsländer 
des Europarates dazu auf, u. a. auf die Vereinigten Staaten Druck auszuüben, damit diese 
ihren aus dem Kyoto-Protokoll resultierenden Verpflichtungen nachkämen. Die Regierun- 
gen und Parlamente der Mitgliedsländer des Europarates sollten das Kyoto-Protokoll 
zeichnen bzw. ratifizieren und ihre Bürger in einer Kampagne über die globalen Folgen im 
Falle einer Verzögerung des Inkrafttretens des Kyoto-Protokolls informieren. 

Schon über Jahre hinweg hat sich der Europarat kontinuierlich dafür eingesetzt, Israelis 
und Palästinenser für einen beständigen, auf einen stabilen Friedenszustand gerichteten po- 
litischen Prozess zu gewinnen. Angesichts der jüngsten Entwicklungen und einer durch 
zunehmende Gewalt, sinkende wirtschaftliche Perspektiven für Israel und die palästinen- 
sischen Gebiete und die Involvierung von Nachbarstaaten gekennzeichneten Lage beriet 
die Parlamentarische Versammlung einmal mehr über den Nahostkonflikt. Zeitgleich mit 
der internationalen Delegation unter der Leitung von Senator George Mitchell war zuvor 
eine Delegation der Versammlung zu Gesprächen mit hochrangigen Vertretern beider 
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Seiten, darunter der israelische Außenminister Shimon Peres und Palästinenserführer 
Jassir Arafat, in die Region gereist. Die Parlamentarier zeigten sich schockiert über das 
Ausmaß an Bitterkeit und Hass, das sie während ihres Besuchs bei beiden Konfliktparteien 
beobachten konnten. Nachdem Mitglieder des palästinensischen Legislativrates als Gäste 
in einer Ausschusssitzung der Parlamentarischen Versammlung um die Gleichstellung mit 
den Abgeordneten der israelischen Knesseth und die Gewährung des Beobachterstatus ge- 
beten hatten, beschloss die Versammlung, Vertreter des palästinensischen Legislativrates 
zur Teilnahme an Ausschusssitzungen oder Vollversammlungen einzuladen, wenn die 
Nahost-Thematik auf der Tagesordnung stehe. 

Der ausgewogene Bericht der Versammlung unterstützte weder die israelische noch die 
palästinensische Position. Der deutsche Abgeordnete Eduard Lintner (CDU/CSU) hob als 
Mitberichterstatter des Ausschusses für Recht und Menschenrechte hervor, bei dem Ent- 
schließungsentwurfhabe man sich bemüht, die berechtigten Interessen beider Seiten zu se- 
hen und Kompromissfelder für den Weg in eine friedliche Zukunft aufzuzeigen. Ein Ende 
der Ausdehnung der israelischen Siedlungen in den Palästinensergebieten und ein Ende der 
Maßnahmen auf israelischer Seite, die eine kollektive Sanktionswirkung auf die gesamte 
palästinensische Bevölkerung hätten, seien in der gegenwärtigen Situation besonders 
wichtige Schritte für den langwierigen Friedensprozess, zu denen auch die Entschließung 
auffordere. 

Der deutsche Abgeordnete Wolfgang Behrendt (SPD) verwies darauf, dass auch die EU 
jetzt angeblich mit Sanktionen gegenüber den Israelis drohe. Seiner Ansicht nach führten 
einseitige Sanktionen zu nichts. Es sei möglicherweise auch die falsche Seite, die hier 
drohe. Da die EU derzeit faktisch die palästinensischen Autonomiegebiete finanziere, 
könne sie durchaus ein Ende des Aufstands und der Gewalt auf palästinensischer Seite er- 
zwingen. Auf Israel hätten hingegen die Vereinigten Staaten weit größeren Einfluss. Eu- 
ropa und die USA könnten daher in einer konzertierten Aktion etwas erreichen, indem sie 
jeweils auf ihren Partner, auf den sie Einfluss nehmen könnten, auch tatsächlich Einfluss 
nähmen - vorausgesetzt sie nähmen ihren Partner „zur Brust“ und nicht die falsche Seite. 

Um eine Stellungnahme zum Entwurf eines Übereinkommen über die Cyberkrimina- 
lität hatte das Ministerkomitee die Parlamentarische Versammlung gebeten. Der Bericht- 
erstatter erinnerte daran, dass es bereits im Vorfeld der Plenardebatte viel Kritik an diesem 
ersten Entwurf eines internationalen Übereinkommens zur Regulierung des Internets ge- 
geben habe. Ein Teil der Kritik habe sich jedoch auf das Vorgehen bei der Ausarbeitung 
des Übereinkommens und das nicht öffentliche Verfahren der vom Ministerkomitee ein- 
gesetzten Arbeitsgruppe bezogen. Die geplante Konvention habe drei Ziele: die Harmoni- 
sierung des Strafrechts bei Straftaten im Internet, die Angleichung des Verfahrensrechtes 
zur Verfolgung und Untersuchung solcher Straftaten sowie den Aufbau einer effektiven 
und schnellen internationalen Zusammenarbeit in diesem Bereich. 

Da die Vereinigten Staaten bei der Entwicklung des Internets führend seien, sei es wichtig, 
sowohl die USA als auch Kanada, Japan und weitere Nichtmitgliedsländer an dem Über- 
einkommen zu beteiligen. Deshalb müsse man die Empfindlichkeiten dieser Länder bei der 
Abfassung mit berücksichtigen. Nach ausführlichen Ausschussberatungen und einer öf- 
fentlichen Anhörung spiegele die Stellungnahme nun drei Problemkreise wider: Zum ei- 
nen gebe es Befürchtungen hinsichtlich einer Gefährdung der Privatsphäre des Einzelnen. 
Des Weiteren stelle sich die Frage, ob die Auflagen für die Wirtschaft nicht zu hoch seien, 
da die Nutzung des Internets kostengünstig bleiben solle. Schließlich müsse man beden- 
ken, dass das Übereinkommen angesichts der verschiedenen Rechtssysteme der Unter- 
zeichnerländer flexibel genug abgefasst sein müsse. Alle diese Befürchtungen hätten zu 
den in der Stellungnahme an das Ministerkomitee gemachten Vorschlägen für Änderungen 
des Übereinkommensentwurfs geführt. 

Berlin, im Juli 200 1 


Wolfgang Behrendt, MdB 

Leiter der Delegation 


Benno Zierer, MdB 

Stellvertretender Leiter der Delegation 
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Montag, 23. April 2001 

Tagesordnungspunkt 

Tätigkeitsbericht des Präsidiums und des Stän- 
digen Ausschusses der Versammlung 

(Drucksache 9036 + Addendum) 

Berichterstatter: 

Abg. Ulu9 Gürkan (Türkei) 

(Themen: Die Wahlen in der Republik Moldau und Mon- 
tenegro - die Tätigkeit der Gemeinsamen Arbeitsgruppe 
zu Tschetschenien - der Besuch der Parlamentarischen 
Troika in Belarus vom 5. bis 7. März — die Beziehungen 
zwischen dem Europarat und der Bundesrepublik Jugo- 
slawien - die Wahl von Richtern für den Europäischen 
Menschenrechtsgerichtshof - die Haushaltssituation des 
Europarates ) 

Tagesordnungspunkt 

Ansprache des Parlamentspräsidenten der 
„ehemaligen jugoslawischen Republik Mazedo- 
nien“, Stojan Andov 

(Themen: Die Fortschritte der „ ehemaligen jugoslawischen 
Republik Mazedonien “ seit der Aufnahme in den Europarat 
im Jahr 1993 - die Beziehungen zwischen den verschiede- 
nen Volksgruppen im Land - die aktuelle politische Lage 
nach den extremistischen Gewalttaten - die Beziehungen 
des Landes zur Europäischen Union und der NATO) 

Tagesordnungspunkt 

Ansprache des Menschenrechtskommissars 
des Europarates, Alvaro Gil-Robles 

(Drucksache 9042) 

(Themen: Die Ausgestaltung des Mandats, die Ausstat- 
tung und der Aufbau eines Büros des Menschenrechts- 
kommissars des Europarates ein Jahr nach der Wahl - 
das Verhältnis von bewaffneter Gewalt und Menschen- 
rechten - die Lage auf dem Balkan und im Kaukasus ) 

Tagesordnungspunkt 

Der Haushalt des Europarates für das Haus- 
haltsjahr 2002 

(Drucksache 9013) 

Berichterstatter: 

Abg. Björn von der Esch (Schweden) 

in verbundener Debatte mit 

Die Ausgaben der Versammlung für das Haus- 
haltsjahr 2002 

(Drucksache 9014) 

Berichterstatter: 

Abg. Björn von der Esch (Schweden) 

Abg. Michael von Schmude (CDU/CSU): Herr Präsi- 
dent! Auch ich möchte zunächst Herrn von der Esch als 


Berichterstatter für seinen ausgezeichneten Bericht herz- 
lich danken. Ich hätte mir gewünscht, dass dieses Haus bis 
zum letzten Platz besetzt gewesen wäre, weil diese Dis- 
kussion jeden von uns angeht. Jeder von uns ist auch ein 
Multiplikator bei seiner einheimischen oder lokalen Re- 
gierung. 

Wir haben gehört, dass es seit vier Jahren praktisch kein 
Wachstum mehr gegeben hat. Die deutsche Bundesregie- 
rung spricht da von Stabilität und Kontinuität; aber man 
kann es natürlich auch als eine Politik des finanziellen 
Stillstandes bezeichnen, wenn stets eine Politik des realen 
Nullwachstums betrieben wird. 

Kurzfristig wird nach meiner Einschätzung eine Ände- 
rung des Verteilerschlüssels oder auch eine Abkehr von 
diesem Prinzip nicht so leicht zu erreichen sein. Es wird 
aufgrund der Konsolidierungspolitik in den einzelnen 
Staaten große Widerstände geben. Ich glaube aber, es 
muss unser vorrangiges Ziel sein, dass die jährliche Fort- 
schreibung, die auf dieser Grundlage gemacht wird - es 
wird beispielsweise die Inflationsrate zugrunde gelegt -, 
fortgesetzt wird und dass hier eine Basis gefunden wird, 
die uns ein bisschen mehr Luft gibt. 

Ich unterstütze voll und ganz unseren Generalsekretär, 
Herrn Schwimmer, der die Inflationsrate Frankreichs zur 
Grundlage machen wollte und sich nicht auf einen Kom- 
promiss einlassen wollte, wobei man gar nicht weiß, wie 
dieser eigentlich zu rechtfertigen ist. Uns sind hier im 
Grande genommen die ersten Zehntelprozentpunkte 
schon verloren gegangen. 

Es ist darüber hinaus unbedingt notwendig, dass für neue 
Aufgaben auch zusätzliches Geld bereitgestellt wird. Der 
Hinweis, man könne durch Schwerpunktsetzung und 
durch Einsparmaßnahmen Reserven mobilisieren, ist 
ernst genommen worden; aber die Auswirkungen sind 
auch von den nationalen Regierungen überschätzt wor- 
den. Hier gibt es heute keine Puffer mehr. Wir müssen den 
Aufgaben gerecht werden, die jetzt auf uns zukommen 
und die schon auf uns zugekommen sind. 

Wenn Regierungen freiwillig Sonderzahlungen zur Auf- 
rechterhaltung der Arbeit des Europäischen Gerichtshofes 
für Menschenrechte leisten, ist das sehr lobenswert. Aber 
wir müssen uns alle einmal vor Augen halten, dass man der 
politischen Bedeutung dieses Gerichtshofes doch nicht 
durch Sonderzahlungen gerecht wird. Das klingt so ein 
bisschen nach Almosen. Der politischen Bedeutung wird 
man vielmehr erst mit einem eigenen Haushalt gerecht, 
wobei man dem Gerichtshof die Möglichkeit gibt, sich 
personell zu verstärken, damit der enorme Rückstau an 
Fällen, der sich bei rund 25 000 Eingaben pro Jahr - die 
Hälfte davon wird als Verfahren angenommen - zwangs- 
läufig gebildet hat, langsam abgebaut wird und nicht noch 
weiter anwächst. Das wäre dem Europäischen Gerichtshof 
für Menschenrechte abträglich und unserer Arbeit übri- 
gens auch. Ich meine deshalb, dass hier eine klare Veran- 
schlagung im Haushalt erforderlich ist, und zwar auf der 
Grundlage der bestehenden Notwendigkeiten. 
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In unseren nationalen Parlamenten - ich bin Mitglied des 
Haushaltsausschusses des Deutschen Bundestages - spre- 
chen wir von Haushaltswahrheit und Haushaltsklarheit. 
Das heißt, wenn Ausgaben erkennbar sind, die auf ein 
Land zukommen, dann muss man diese Ausgaben von 
vornherein ordnungsgemäß veranschlagen und darf nicht 
zu Ad-hoc-Lösungen greifen und mal hier und mal da et- 
was Geld in den Topf werfen, um sich bis zum nächsten 
Jahr zu retten. Diese Ad-hoc-Lösungen sind verfehlt und 
bieten auch keine Perspektive für die Erfüllung einer so 
wichtigen Aufgabe, wie wir sie hier zu erfüllen haben. 

Ich plädiere deshalb dafür, dass wir darauf drängen, dass 
auf der einen Seite bei der Fortschreibung des so genann- 
ten Nullwachstums die Inflationsrate zugrunde gelegt 
wird und dass auf der anderen Seite für die Erfüllung der 
neuen Aufgaben, die auf uns zugekommen sind und die 
von allen Regierungen unbestritten anerkannt werden, zu- 
sätzliche Mittel bereitgestellt werden. 

Dienstag, 24. April 2001 

Tagesordnungspunkt 

Die Meinungs- und Informationsfreiheit in den 

europäischen Medien 

(Drucksache 9000) 

Berichterstatter: 

Abg. Gyula Hegyi (Ungarn) 

Abg. Benno Zierer (CDU/CSU): Herr Präsident! Meine 
Kolleginnen und Kollegen! Die Feststellungen, die der 
Empfehlungsentwurf trifft, und die Vorschläge des Kolle- 
gen Hegyi, die er dem Ministerrat unterbreitet, sind in 
ihren Inhalten und Aussagen überaus zutreffend; ihnen ist 
ohne Einschränkungen zuzustimmen. 

Lassen Sie mich aus der Sicht der EPP/CD-Fraktion auf 
zwei Themen besonders hinweisen. 

Erstens. Es steht dem Europarat gut zu Gesicht und ge- 
reicht ihm zur Ehre, sich zum Hüter der Pressefreiheit zu 
machen. Die Pressefreiheit ist der sichtbarste Ausdruck 
der Meinungsfreiheit und als solcher für jede Demokratie 
konstitutiv und unverzichtbar. Der Europarat ist kein Gre- 
mium, das sich mit der Tagespolitik befasst, sondern der 
Europarat ist eher eine moralische Institution. Seine Be- 
deutung liegt nicht in der unmittelbaren politischen Rege- 
lungskompetenz, sondern in seinem Anspruch und in sei- 
ner Fähigkeit, über die Menschenrechte zu wachen und 
demokratische und rechtliche Mindeststandards zu set- 
zen, deren Gültigkeit über den Kreis seiner Mitgliedstaa- 
ten hinausreicht. 

Mit großer Besorgnis stellen wir aber fest, dass auch zu 
Beginn des 21. Jahrhunderts die Presse- und Meinungs- 
freiheit in vielen Ländern unterdrückt oder zumindest ein- 
geschränkt wird. Dass sich darunter auch europäische 
Länder befinden, erfüllt uns besonders mit Schmerz. 


Erst jüngst mussten wir, wie es der Empfehlungsentwurf 
offen ausspricht, besonders schwerwiegende und teils tra- 
gische Übergriffe gegen Journalisten registrieren. Der 
schwerste Vorfall ist zweifellos das Verschwinden des 
ukrainischen Journalisten Gongadse, dessen Ermordung 
durch das Regime wohl nicht mehr bezweifelt werden 
kann. Aber auch in anderen Ländern, etwa in der Türkei, 
kommt es immer wieder zu größeren oder kleineren Ver- 
stößen gegen die Pressefreiheit, die wir nicht ignorieren 
dürfen. Auch in Russland, das sich doch so gerne im 
Glanze seiner Reformen sonnen möchte, geht es in pun- 
cto Pressefreiheit noch sehr vordemokratisch zu. Ich 
nenne hier nur die Vorfälle um NTV. Der russische Kol- 
lege Shishlov hat bereits deutlich daraufhingewiesen. 

Denjenigen Regierungen, die sich solcher Verstöße schul- 
dig machen, muss unmissverständlich klar gemacht wer- 
den, dass ihr Verhalten schärfstens missbilligt wird und 
gegen die Regeln der internationalen freien Staatenge- 
meinschaft verstößt. Wenn diese Länder Mitglieder unse- 
rer Staatengemeinschaft werden oder zumindest mit ihr 
wirtschaftlichen Verkehr pflegen wollen, müssen sie diese 
Regeln auch anerkennen und befolgen. Ich appelliere da- 
her an unsere politische Courage und Unbestechlichkeit, 
in Fällen von eklatantem Zuwiderhandeln gegen die Pres- 
sefreiheit nicht zu schweigen und wegzusehen. 

Wir begrüßen ausdrücklich die Entwicklung freier Me- 
dienstrukturen in den Ländern des ehemaligen Ostblocks. 
Besonders begrüßen wir diese Entwicklung in Serbien, 
das erst beginnt, sich aus den Fesseln einer jahrelangen, 
lähmenden Diktatur zu lösen. Wir haben volles Verständ- 
nis für die Schwierigkeiten, die sich hierbei ergeben, und 
bieten ausdrücklich unsere Hilfe an. 

Freie Medien sind eine Grundbedingung für eine funktio- 
nierende Demokratie. Ihre ungehinderte Entfaltung ent- 
scheidet über Erfolg oder Misserfolg junger Demokratien. 
Aber auch die Medien müssen sich bewusst sein, dass sie 
im Rahmen des Demokratisierungsprozesses eine große 
Verantwortung tragen. 

Zweitens. Ich habe mit Genugtuung festgestellt, dass der 
Empfehlungsentwurf die Gefahr einer Kommerzialisie- 
rung der Medien breit erörtert. Ich schließe mich mit 
Nachdruck diesen Warnungen an. Wir sind auf keinem 
guten Wege. Ja, ich gehe sogar so weit, zu behaupten, dass 
wir in Gefahr sind, des hohen Gutes Pressefreiheit, das 
Generationen von aufrechten Demokraten hart erkämpfen 
mussten, durch kommerzielle Entwicklungen wieder ver- 
lustig zu gehen. Ich bekenne offen, dass auch wir in 
Deutschland diese Gefahr lange verkannt haben. Wie in 
allen anderen westlichen Ländern haben wir vor zwei 
Jahrzehnten unsere Medienlandschaft restlos für private 
Anbieter geöffnet, weil wir uns ein Mehr an Information 
und Wahrheit versprochen haben. Heute müssen wir fest- 
stellen, dass diese Hoffnung getrogen hat. 

Dem modernen Menschen steht eine gewaltige Flut von 
Informations- und Unterhaltungsmöglichkeiten zur Ver- 
fügung: Printmedien, öffentlich-rechtliches und privates 
TV, Satellitenfemsehen, Computer, Internet, das private 
Handy, Musik- und Datenträger in kaum noch überschau- 
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barer Fülle. Wer sollte sich da nicht ratlos und gelegent- 
lich überfordert fühlen? Früher war eine Nachrichten- 
sendung im Fernsehen beinahe ein hoheitlicher Akt. 
Fleute sind Nachrichten eine Ware, bei der es im Zwei- 
felsfall mehr auf die Art der Präsentation als auf ihren 
Wahrheitsgehalt ankommt. 

Um eine drohende Manipulation größeren Ausmaßes ab- 
zuwenden, müssen wir Entwicklung und Verhalten der 
Medien kritischer begleiten als bisher. Ich begrüße darum 
ausdrücklich die Entscheidung des Ausschusses für Kul- 
tur, Wissenschaft und Erziehung, einen Generalbericht- 
erstatter für die Medien zu benennen. 

Meine Damen, meine Herren, es muss in den Schulen in 
den einzelnen Lehrplänen den Erfordernissen einer kriti- 
schen Haltung gegenüber den Medien Rechnung getragen 
werden. Gerade bei jungen Menschen ist es wichtig, die 
Fähigkeit zum selbstständigen Urteil und zum Auswählen 
zu fördern. Die Menschen müssen lernen, Wichtiges von 
Unwichtigem, Richtiges von Falschem, Gutes von 
Schlechtem zu unterscheiden. Nur wer über eine fundierte 
Bildung verfügt, kann Abwehrkräfte gegen den totalen 
Mediensog entwickeln. Denn wir wollen, dass die Medien 
den Menschen dienen - und nicht umgekehrt. 

Vielen Dank. 


Empfehlung 1506 (2001)* 

betr.: die Meinungs- und Informationsfreiheit in 
den europäischen Medien 

(Drucksache 9000) 

1 . Die Versammlung betrachtet freie und unabhängige 
Medien als wesentlichen Gradmesser der demokra- 
tischen Reife einer Gesellschaft. Das Recht auf freie 
Meinungsäußerung und Informationsfreiheit ist sei- 
nem Wesen nach mit dem „right to know“ der Bür- 
ger, dem Recht auf Einsichtnahme, verbunden, das 
die Grundlage für sachkundige Entscheidungen bil- 
det. Die Möglichkeit, Vorstellungen und Meinungen 
frei zu äußern, stärkt den öffentlichen Dialog und 
fordert dadurch die Entwicklung des demokrati- 
schen Prozesses in der Gesellschaft. 

2. Nachdem der Europarat nunmehr 43 Mitgliedstaa- 
ten zählt, unterliegt fast der gesamte Kontinent den 
Bestimmungen der Europäischen Menschenrechts- 
konvention und deren Artikel 10, die jedem das 
Recht auf freie Meinungsäußerung gewährleistet, 
darunter auch die „Meinungsfreiheit und die Frei- 
heit, Informationen und Ideen ohne behördliche Ein- 
griffe und ohne Rücksicht auf Staatsgrenzen zu emp- 
fangen und weiterzugeben“. Schnelle Fortschritte in 
Richtung auf eine diesbezügliche Demokratisierung 
werden in der Bundesrepublik Jugoslawien sowie in 


Versammlungsdebatte am 24. April 2001 (10. Sitzung). Siehe 
Dok. 9000, Bericht des Ausschusses für Kultur, Wissenschaft und 
Bildung (Berichterstatter: Herr Hegyi). Der Text wurde von der Ver- 
sammlung am 24. April 2001 (10. Sitzung) verabschiedet. 


Bosnien-Herzegowina erwartet. Weißrussland bleibt 
das Land, in dem die Handlungen der Behörden am 
flagrantesten den vom Europarat auf dem Medien- 
sektor vertretenen Werten und Prinzipien zuwider- 
laufen. 

3. Wie es in der Empfehlung 1407 (1999) der Ver- 
sammlung über Medien und demokratische Kultur 
hieß, sind in Mittel- und Osteuropa seit dem Fall des 
Kommunismus auf dem Gebiet der freien Mei- 
nungsäußerung und der Informationsfreiheit gewal- 
tige Fortschritte erzielt worden. In einer Reihe von 
Staaten werden jedoch immer noch schwerwiegende 
und nicht hinzunehmende Verletzungen dieser Frei- 
heit begangen. Gleichzeitig ergeben sich neue He- 
rausforderungen, denen sich ganz Europa stellen 
muss. 

4. Es kommt weiterhin zu Zensur und in ihrer er- 
schreckendsten Form zu Gewalt und Mord. Immer 
noch sterben Journalisten, nicht nur bei der Bericht- 
erstattung auf dem Schlachtfeld, sondern vor allem 
wegen ihres Berufes, wenn sie versuchen, ein 
Schlaglicht auf die Schattenseiten der Gesellschaft 
- wie Korruption, finanzielle Machenschaften, Dro- 
genhandel, Terrorismus oder ethnische Konflikte - 
zu werfen. Die meisten Urheber solcher Straftaten 
wurden bisher nicht gefasst und vor Gericht gestellt, 
was schwere Zweifel an der Unabhängigkeit der Ge- 
richte und der tatsächlichen Bereitschaft der Behör- 
den aufkommen lässt, die Wahrheit zu finden. Die 
Versammlung hat vor kurzem in der Entschließung 
1239 auf dieses Problem in der Ukraine aufmerksam 
gemacht. Aserbaidschan, Russland, die Türkei und 
die Ukraine sind die Staaten, in denen in den letzten 
Jahren die größte Zahl von Journalisten körperlicher 
Gewalt ausgesetzt gewesen ist. 

5. Nach wie vor werden von Regierungen gesetzliche 
Bestimmungen, zum Beispiel über Beleidigung, und 
Vorschriften zur territorialen Integrität, nationalen 
Sicherheit oder öffentlichen Ordnung herangezo- 
gen, um unerwünschte Kritiker unter Druck zu set- 
zen. Haftstrafen wegen Beleidigung werden noch in 
mehreren ehemals kommunistischen Staaten sowie 
in Griechenland verhängt und sind auch in den Straf- 
gesetzbüchern anderer westlicher Länder vorgese- 
hen, werden dort aber nicht mehr angewandt. In der 
Türkei sitzen noch mehrere Journalisten in Haft oder 
werden vor Gericht gestellt, wobei die meisten für 
Verbindungen zu Terroristengruppen verurteilt bzw. 
ihnen derartige Verbindungen vorgeworfen werden. 
Anderswo halten auch dort, wo der Straftatbestand 
der Beleidigung nicht mehr besteht, unverhältnis- 
mäßig hohe Geldbußen Journalisten oft von einer 
freien Meinungsäußerung ab und führen zur Selbst- 
zensur. Außerdem kennzeichnet eine sehr hohe Zahl 
von Gerichtsverfahren den Übergang der neuen De- 
mokratien vom „wahrheitsgewissen“ Einparteien- 
staat zum Meinungspluralismus. 

6. In mehreren Staaten bleibt der Zugang zu offiziellen 
Informationen weitgehend dem Ermessen der 
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Behörden überlassen. Besonders unannehmbar sind 
- trotz zahlreicher Aufrufe der Versammlung an die 
russischen Behörden, Journalisten freien Zugang zu- 
zusichern - die Einschränkungen des Zugangs zu In- 
formationen in Konfliktgebieten wie Tschetschenien 
sowie in Bezug auf schwierige Fragen wie bei- 
spielsweise die letzten Hungerstreiks in der Türkei. 
Auch einige Aspekte der Informationspolitik der 
NATO während des Kosovo-Krieges verdienen 
Kritik. 

7. Angriffe auf die Pressefreiheit können viele Formen 
annehmen, z. B. Bedrohungen, Einschüchterungen, 
willkürliche Schließung von „Media Outlets“, Strom- 
sperren, Bombenalarme, Polizeidurchsuchungen und 
Beschlagnahme von Materialien, Beschädigung von 
Druckereien oder Femseh- und Radiosendem, hohe 
Besteuerung, Papier- und Vertriebsmonopole, Bevor- 
zugung staatlicher Medien gegenüber anderen Me- 
dien sowie Ausübung von Druck auf Werbekunden. 

8. In mehreren ehemals kommunistischen Staaten sind 
außerdem administrative Schikanen weit verbreitet, 
insbesondere in Form steuerlicher oder anderer fi- 
nanzieller Bestimmungen. Solche Praktiken sind 
zum Beispiel in Russland gang und gäbe, anschei- 
nend um zu versuchen, alle überregionalen Fernseh- 
sender unter die Kontrolle der Regierung zu bringen. 
Die Versammlung bringt ihre besondere Besorgnis 
über die jüngsten Entwicklungen in Russland zum 
Ausdruck - die gewaltsame Beschlagnahmung des 
einzigen unabhängigen nationalen Fernsehsenders 
NTV, die Schließung der Zeitung „Segodnja“ und 
die Entlassung der Journalisten der Zeitschrift 
„Itogy“. Die unter Beteiligung der staatlichen 
Behörden unternommenen Angriffe auf die Mei- 
nungsfreiheit und die Massenmedien in Russland 
verstoßen gegen die grundlegenden Prinzipien des 
Europarates und stellen eine merkliche Verletzung 
des Artikels 1 0 der Europäischen Menschenrechts- 
konvention dar. 

9. Prekäre wirtschaftliche Verhältnisse und eine 
schwach ausgebildete demokratische Kultur bedeu- 
ten an sich schon eine ernste Bedrohung der freien 
Meinungsäußerung, da sie die Medien zur leichten 
Beute mächtiger politischer, wirtschaftlicher und an- 
derer Interessen werden lassen. Statt ihr öffentliches 
Wächteramt wahrzunehmen, werden die Medien zu 
Werkzeugen für Abrechnungen mit Gegnern und 
wandeln sich zu gedungenen Befehlsempfängern. 

10. Die Unabhängigkeit des öffentlich-rechtlichen 
Rundfunks und die Notwendigkeit, eine wirklich un- 
abhängige Regulierungsbehörde für den Rundfunk- 
sektor einzurichten, wie sie in der Empfehlung 23 
(2000) des Ministerkomitees vorgeschrieben wer- 
den, bleiben für fast alle ehemals kommunistischen 
Staaten eine große Herausforderung und werden 
nicht einmal in funktionierenden Demokratien voll 
und ganz als selbstverständlich angesehen. Das war 
bei den jüngsten Ereignissen um das öffentlich-recht- 
liche tschechische Fernsehen und den staatlichen 


bulgarischen Rundfunk deutlich zu erkennen. In Un- 
garn sind ungeachtet der ständigen Klagen von zwei 
Oppositionsparteien nur die Regierungsparteien in 
den Femseh- und Rundfunkräten vertreten. Das Pro- 
blem beruht auf der Tatsache, dass die kleinste Op- 
positionspartei eine doppelt so starke Vertretung im 
Rundfunkrat wie die führende Oppositionspartei for- 
dert, die über zehnmal mehr Abgeordnete verfügt. 
Vor kurzem wurde in Kroatien ein neues Rundfunk- 
und Femsehgesetz verabschiedet, ohne den diesbe- 
züglichen Einwänden des Europarats Rechnung zu 
tragen. Ebenso wichtig ist es, eine faires und trans- 
parentes Lizenzverfahren einzuführen, wie aus den 
Problemen deutlich wird, vor dem private Rund- 
funksender in Aserbaidschan stehen. 

11. In ganz Europa stehen die freie Meinungsäußerung 
und die Informationsfreiheit vor neuen Herausforde- 
rangen, die sich aus dem laufenden Globalisierangs- 
prozess auf dem Medienmarkt in Verbindung mit der 
Revolution ergeben, die durch die Konvergenz von 
Rundfunk, Informationstechnologie und Telekom- 
munikation herbeigeführt wird. Die derzeitige Um- 
strukturierung des Marktes, die zu neuen Allianzen 
und Fusionen zwischen traditionellen Medienunter- 
nehmen und neuen Dienstleistungsanbietem führt, 
könnte eine weitere Konzentration und vertikale In- 
tegration von Multimediafirmen nach sich ziehen 
und so den Medienpluralismus einschränken. Das 
Ministerkomitee betonte in seiner Empfehlung 1 
(1999), dass die Staaten durch Gestaltung ihrer Me- 
dienpolitik gemäß Artikel 10 der Europäischen 
Menschenrechtskonvention den politischen und kul- 
turellen Pluralismus fördern sollten. 

12. Ein pluralistisches und unabhängiges Mediensystem 
ist auch für die demokratische Entwicklung und ei- 
nen fairen Wahlprozess von wesentlicher Bedeu- 
tung. Es ist daher entscheidend, die Oligopole in den 
Medien zu beseitigen und sicherzustellen, dass die 
Medien sich nicht daran gewöhnen, politische 
Macht zu gewinnen, insbesondere in Ländern, in de- 
nen ein gemischtes öffentlich-privates System es 
vom Privatsektor unterstützten politischen Bewe- 
gungen ermöglichen würde, alle Informationen nach 
den Wahlen vor allem über Rundfunk und Fernsehen 
zu kontrollieren. 

13. Es besteht zunehmend die Neigung, die Medien als 
rein kommerzielles Produkt statt als spezifische kul- 
turelle und demokratische Ressource zu betrachten. 
Auch wenn manche Journalisten bereit sind, damit 
zu leben, setzt dieser Trend die Mehrheit von ihnen 
unter den nicht hinzunehmenden Druck, den Qua- 
litätsjournalismus dem „Infotainment“ zu opfern, 
und schränkt damit die freie Meinungsäußerung und 
die Informationsfreiheit ein. Der gnadenlose Wett- 
bewerb zwischen den Medienuntemehmen bedeutet 
für die Redaktionen einen immer größeren Druck, 
sofort zu berichten, statt eingehende Analysen und 
Recherchen anzustellen. Kürzungen der Redak- 
tionsbudgets und eine neue Politik der Eigentümer 
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fuhren zu sinkenden redaktionellen Ansprüchen und 
vermehrter Hinzuziehung von freiberuflichen Jour- 
nalisten mit der daraus folgenden Beeinträchtigung 
der beruflichen Verantwortlichkeit. Investigativer 
Journalismus wird allmählich unrentabel. Sensati- 
onsberichte und „advertorials“ oder Programme 
vom Typ „Big Brother“ treten an die Stelle unab- 
hängiger Leitartikel. Andererseits werden ange- 
stellte Journalisten von ihren Arbeitgebern - den Ei- 
gentümern oder Chefs von Rundfunkuntemehmen, 
den Herausgebern von Zeitungen - zensiert und häu- 
fig in ihren Äußerungen beschränkt, wenn sie der 
Persönlichkeit, dem Namen und der beruflichen Ver- 
antwortung des Journalisten ihre eigenen Ansichten 
und politischen oder kommerziellen Interessen auf- 
erlegen. 

14. Unter Berücksichtigung dieser Betrachtungen ist die 
Versammlung der Auffassung, dass die freie Mei- 
nungsäußerung und die Informationsfreiheit eine 
große Herausforderung für die Demokratie in Eu- 
ropa darstellen und bleiben werden und weiterhin ei- 
nes der Hauptanliegen des Europarates verkörpern 
sollten. 

15. In dieser Hinsicht wiederholt die Versammlung ihre 
Position aus der Empfehlung 1407 (1999) über Me- 
dien und die demokratische Kultur, wonach der Eu- 
roparat „... moralischen und politischen Druck auf 
Regierungen ausüben (sollte), die das Recht auf freie 
Meinungsäußerung verletzen“. Die Versammlung 
wird dieser Frage Land für Land weiter nachgehen. 
Sie bedauert, dass das Ministerkomitee gerade in ei- 
ner Zeit, in der es sich um eine Verstärkung seiner 
politischen Präsenz in Europa bemüht, noch immer 
keine zufrieden stellende Antwort auf die Empfeh- 
lung gegeben hat. 

16. Darum empfiehlt die Versammlung dem Minister- 
komitee, 

i. die Verteidigung der freien Meinungsäußerung 
und der Informationsfreiheit in den Mitglied- 
staaten und den Kandidatenländem als vorran- 
gig zu betrachten; 

ii. ein wirksameres System zur Verteidigung der 
freien Meinungsäußerung und der Informati- 
onsfreiheit in Europa zu errichten, an dem alle 
mit dieser Frage befassten zuständigen Abtei- 
lungen der Organisation beteiligt sind und das 
es erlaubt, stärkeren Druck auf die Regierun- 
gen auszuüben; 

iii. die Ergebnisse seiner Überwachungstätigkeit 
auf dem Gebiet der persönlichen und redaktio- 
nellen Meinungsfreiheit zu veröffentlichen, 
auf dieser Grundlage spezifische Empfehlun- 
gen für die einzelnen Mitgliedstaaten auszu- 
sprechen und diese Staaten über deren Umset- 
zung öffentlich Rechenschaft ablegen zu 
lassen; 


iv. sicherzustellen, dass der von dem Europarat 
auf dem Gebiet der Mediengesetzgebung auf- 
gebotene Sachverstand von den Mitgliedstaa- 
ten gerade auch bei der Abwehr von Versuchen, 
die politische Kontrolle über die Medien zu er- 
langen, gebührend berücksichtigt wird; 

v. seine zuständigen Gremien anzuweisen, die 
Arbeiten über die Herausforderungen für die 
freie Meinungsäußerung und die Informations- 
freiheit sowie den Medienpluralismus und die 
aus der Globalisierung und der Weiterentwick- 
lung der Informationsgesellschaft herrührende 
Vielfalt zu intensivieren; 

vi. die öffentliche Diskussion innerhalb seiner 
Fachgremien über notwendige Veränderungen 
und Verbesserungen auf dem Gebiet der freien 
Meinungsäußerung und der Informationsfrei- 
heit in den Mitgliedstaaten auszuweiten; 

vii. die erforderlichen Mittel für die Durchführung 
von Hilfsprogrammen bereitzustellen und den 
Regierungen die dringende Notwendigkeit 
freiwilliger Beiträge besser bewusst zu ma- 
chen; 

viii. für die Koordinierung und Komplementarität 
der oben erwähnten Tätigkeiten mit anderen 
internationalen Institutionen zu sorgen - insbe- 
sondere dem Beauftragten der OSZE für Me- 
dienfreiheit, der Europäischen Union und der 
UNESCO sowie einschlägigen für die Presse- 
freiheit eintretenden NGOs, Joumalistenver- 
bänden und -gewerkschaften. 

17. Die Versammlung hält es für notwendig, dass der 
Überwachungsausschuss der Meinungsfreiheit und 
den Massenmedien in den Mitgliedstaaten des Euro- 
parates während der Überwachungsverfahren be- 
sondere Beachtung schenkt. 

18. Die Versammlung begrüßt die Entscheidung ihres 
Ausschusses für Kultur, Wissenschaft und Erzie- 
hung, einen Generalberichterstatter für die Medien 
zu benennen und ersucht das Ministerkomitee und 
den Generalsekretär, diesem - gerade auch im Hin- 
blick auf Informationen und Hilfe bei Sekretariats- 
arbeiten - ihre Unterstützung zu gewähren. 

Tagesordnungspunkt 

Ansprache des amtierenden Vorsitzenden der 
OSZE und Außenministers von Rumänien, 
Mircea Geoanä 

(Themen: Die Beziehungen zwischen dem Europarat und 
Rumänien - die rumänische OSZE-Präsidentschqft — die 
Zusammenarbeit zwischen dem Europarat und der OSZE 
auf den Gebieten Menschen- und Minderheitenrechte, 
Demokratisierung und Bekämpfung des organisierten 
Verbrechens) 
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Frage des Abg. Wolfgang Behrendt (SPD): Flerr Minis- 
ter, wir haben gerade eine Diskussion über Medien und 
Meinungsfreiheit in Europa durchgeführt. Die OSZE hat 
in einigen ihrer Mitgliedstaaten, darunter der Ukraine, 
konkrete Empfehlungen zur Sicherung der Pressefreiheit 
und der Medienvielfalt unterbreitet. 

Ist die OSZE auch im Hinblick auf die Übernahme des 
russischen Senders NTV durch Gazprom und die Zwangs- 
einstellung einiger Zeitungen auch gegenüber der russi- 
schen Regierung initiativ geworden und welche Maßnah- 
men wird die OSZE auf diesem Gebiet gegebenenfalls 
ergreifen? 

Antwort des amtierenden Vorsitzenden der OSZE: Dies 
ist in der Tat eine heikle und kritische Frage. Wir alle müs- 
sen gemeinsam der Versuchung widerstehen, die Medien 
zu kontrollieren. 

Ich sage, dass dies eine heikle Frage ist, weil es immer 
schwierig ist, die Grenze zu ziehen zwischen einem be- 
rechtigten Aktionär, der Kontrolle ausübt, und einer Re- 
gierung, die versucht, sich hinter einer solchen Situation 
zu verstecken und Kontrolle auszuüben. 

Unsere Sonderorganisation der OSZE, die sich mit der 
Medienfreiheit befasst, hat konkrete Maßnahmen ergrif- 
fen und mit der russischen Regierung einen Dialog zur 
Erörterung dieser Fragen aufgenommen. Das Problem be- 
sitzt eine bestimmte Größenordnung, aber gemeinsam 

- ich schließe dieses hohe Gremium, welches uns Anlei- 
tung geben kann, und die Parlamentarier in dem parla- 
mentarischen Gremium der OSZE ein - werden wir ver- 
suchen, unserer Aufgabe gerecht zu werden. Wir alle 

- nicht nur die internationale Gemeinschaft, sondern auch 
die nationalen Regierungen und die Europäische Union - 
müssen mit einer Stimme sprechen und uns für die Ver- 
teidigung des grundlegenden Rechts auf freie Medien in 
der ganzen Welt, einschließlich in einigen der wichtigsten 
Mitgliedstaaten unserer Organisation, einsetzen. 

Tagesordnungspunkt 

Europas Kampf gegen die Wirtschaftskrimina- 
lität und die transnationale organisierte 
Kriminalität 

(Drucksache 9018) 

Berichterstatter: 

Abg. Vera Squarcialupi (Italien) 

Abg. Eduard Lintner (CDU/CSU): Herr Präsident! 
Liebe Kolleginnen und Kollegen! Als jemand, der viele 
Jahre in seinem Heimatland auf dem Gebiet der inneren 
Sicherheit tätig war, begrüße ich es natürlich sehr, dass 
wir uns wieder einmal mit besonders wichtigen Teilberei- 
chen des Problemfeldes. „Kriminalität“ beschäftigen. 

Es ist schon ausgeführt worden - ich kann es nur noch ein- 
mal unterstreichen -: Die Wirtschaftskriminalität zum 
Beispiel schädigt in immer raffinierteren Spielarten un- 


sere Bürger Jahr für Jahr um Milliarden von Euro. Spezi- 
ell die Geldwäsche im großen Stil gefährdet die Entwick- 
lung verlässlicher marktwirtschaftlicher Strukturen in den 
jungen Demokratien Osteuropas und destabilisiert sogar 
einzelne Branchen in seit langem demokratisch und 
marktwirtschaftlich orientierten Staaten, etwa in West- 
und Mitteleuropa. Die Globalisierung des wirtschaftli- 
chen Geschehens wird von den organisierten Kriminellen 
im Übrigen auch skrupellos genutzt, um den meist inter- 
national eben nur unzureichend aufgestellten Polizei- und 
Justizbehörden immer einen Schritt voraus zu sein. 

Der EU-Rahmen reicht dafür längst nicht mehr aus. Der 
Europarat muss deshalb die Mitgliedstaaten auffordern 
- wie es in dem Beschluss auch heißt -, „tatkräftiger“ zu 
führen, als dies bislang der Fall war und ist. Vor allem gilt 
es, alles zu tun, um das immer mehr zunehmende moderne 
Sklaventum zu unterbinden, das im Menschenhandel zur 
Ausbeutung der Arbeitskräfte oder zur Erzwingung von 
Prostitution besteht. Und auch das organisierte Ein- 
schleusen von Flüchtlingen, das so sehr überhand genom- 
men hat, muss abgestellt werden. Solche Erscheinungs- 
formen von Kriminalität sind nur durch eine möglichst 
enge internationale Zusammenarbeit wirksam zu 
bekämpfen. 

Ein zweites, aus meiner Sicht sehr wichtiges Betäti- 
gungsfeld ist die wirksame Bekämpfung von Korruption. 
Bestechung und Bestechlichkeit untergraben jedes Ver- 
trauen der Bevölkerung in staatliche und politische Auto- 
ritäten. Wenn sie aber in ihren Reformbemühungen 
glaubwürdig und vertrauenswürdig sein wollen - was ja 
für den Erfolg unbedingt erforderlich ist -, dann dürfen sie 
nicht mit Korruption oder mit Käuflichkeit in Verbindung 
gebracht werden. Der Appell zur Unterzeichnung und Ra- 
tifizierung der zwei einschlägigen Übereinkommen aus 
dem Jahre 1999 ist daher mehr als berechtigt. 

Ein Ärgernis ist schließlich auch die Tatsache, dass es 
auch in Europa immer noch Länder gibt, die der Steuer- 
flucht in großem Maßstab eine Basis bieten. Solche so ge- 
nannten Steuerparadiese müssen endlich ein Ende haben, 
meine Damen und Herren. 

Besonders unterstützenswert sind meines Erachtens alle 
Hilfen an die jungen Demokratien, um sich gegen mo- 
derne Kriminalitätsformen erfolgreich zur Wehr setzen zu 
können. Deshalb begrüße ich es ausdrücklich und unein- 
geschränkt, dass durch das so genannte OCTOPUS-Pro- 
jekt des Europarats aktive und wirksame Hilfe gewährt 
wird. Justiz und Polizei in diesen Ländern bedürfen unser 
aller Unterstützung. Jeder kriminalistische Erfolg, der 
beispielsweise in unseren östlichen Mitgliedsländern er- 
zielt wird, entlastet die übrigen Europaratsmitglieder 
beim Kampf gegen Kriminalität im eigenen Land. Das 
Geld dafür ist deshalb sehr gut angelegt. 

Meine Damen und Herren, natürlich muss es auch unser 
aller Bemühen sein, die vorhandenen internationalen 
Rechtsinstrumente immer wieder auf der Höhe des aktu- 
ellen Geschehens zu halten und sofort zu ergänzen, wenn 
Lücken im Rahmenwerk sichtbar werden sollten, wie das 
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beispielsweise bei der Geldwäsche immer wieder festge- 
stellt werden musste. 

Der Berichterstatterin danke ich sehr für ihre gründliche 
Arbeit, die uns jetzt ermöglicht, im Kampf gegen Wirt- 
schaftskriminalität und andere Formen des internationalen 
Verbrechens unsere Stimme wirksam mit einzubringen. 
Wir sollten das auch in der Zukunft so halten. - Vielen 
Dank. 

Abg. Wolfgang Behrendt (SPD): Meine Damen und 
Herren! Bei der Bekämpfung von Korruption, Bestech- 
lichkeit und Geldwäsche stehen alle Mitgliedstaaten des 
Europarats - die Kolleginnen und Kollegen, die bisher ge- 
sprochen haben, haben das ja alle betont - in einer beson- 
deren Verantwortung. Die Ausplünderung der Transfor- 
mationswirtschaften und die Bereicherung durch 
Korruption in den Staaten Mittel- und Osteuropas waren 
nur möglich, weil das dabei illegal erworbene Kapital 
nach Westeuropa verschoben und dort reingewaschen 
wurde. 

Lassen Sie mich ganz deutlich werden, auch wenn mir das 
vielleicht nicht unbedingt überall Sympathien einbringt: 
Ich halte es für unvereinbar mit den Grundwerten des Eu- 
roparats, wenn auf der Liste „Financial Action Task Force 
on Money Laundering“ über die bei der Bekämpfung der 
Geldwäsche nicht kooperativen Staaten Mitgliedstaaten 
des Europarats aufgeführt sind, nämlich Liechtenstein 
und Russland. Auch gegenüber Zypern, Monaco und den 
mit der britischen Krone verbundenen Kanalinseln sind 
schwerwiegende Vorwürfe vonseiten der OECD erhoben 
worden. 

Meine Damen und Herren, der uns vorliegende hervorra- 
gende Bericht unserer geschätzten Kollegin Vera Squar- 
cialupi, zu dem man sie nur herzlich beglückwünschen 
kann, macht deutlich: Die organisierte Kriminalität macht 
vor Grenzen nicht Halt. Der Europarat muss daher seine 
Aktivitäten zur Bekämpfung dieser neuen internationalen 
Kriminalität verstärken. 

Für dringlich halte ich folgende Schritte: die Überarbei- 
tung der Geldwäschekonvention aus dem Jahre 1990; eine 
beschleunigte Ratifizierung der Antikorruptionskonven- 
tionen - hierbei sind wir gerade als Parlamentarier gefor- 
dert -; den Beitritt aller Mitgliedstaaten des Europarats 
zur GRECO-Gruppe; eine Auflistung von „best practices“ 
von besonders Erfolg versprechenden Ansätzen zur Kor- 
ruptionsbekämpfung in den Mitgliedstaaten in einem wei- 
teren Bericht - unsere Schweizer Kollegin hat eben aus 
der Schweiz einige Beispiele hervorgehoben - und eine 
Diskussion der Evaluierungsberichte des Antigeldwä- 
schegremiums in der Versammlung. 

Meine Damen und Herren, Wirtschaftskriminalität, Kor- 
ruption, Geldwäsche, die Bildung mafioser Vereinigun- 
gen sind Phänomene, die in allen unseren Mitgliedstaaten 
auftreten, auch in denjenigen, die zu den Gründungsstaa- 
ten des Europarates gehören. UN-Generalsekretär Kofi 
Annan sprach in seiner Eröffnungsrede auf der Konferenz 
von Palermo davon, dass sich Wirtschaftskriminalität und 
organisierte Kriminalität überall dort breit machen kön- 


nen, wo die staatlichen Strukturen schwach sind, wo kein 
rechtsstaatliches Bewusstsein existiert, wo mit anderen 
Worten eine moderne Zivilgesellschaft mit einem breit 
verankerten Bewusstsein für die gesamtwirtschaftliche 
und gesamtgesellschaftliche Verantwortung nicht exis- 
tiert. 

Korruption, Bestechlichkeit und Geldwäsche finden sich 
auch in den wirtschaftlich am weitesten fortgeschrittenen 
Staaten. Dabei will ich mein Heimatland gar nicht aus- 
nehmen. Daher sind überall in Europa zivilgesellschaftli- 
che Verantwortung und Zivilcourage erforderlich. Hier 
sind die Regierungen und die Parlamente, aber auch die 
Nichtregierungsorganisationen gefordert. Ich möchte in 
diesem Zusammenhang auf die Aktivitäten von „Transpa- 
rency International“ verweisen, die ein weltweit operie- 
rendes zivilgesellschaftliches Netz zur Bekämpfung der 
Korruption aufgebaut hat. 

Der uns vorliegende hervorragende Bericht stellt fest, 
dass die Aktivitäten der organisierten Kriminalität in den 
vergangenen zwei Jahren zugenommen haben. Aber - das 
sollte man nicht verschweigen - wir haben auch bedeu- 
tende Fortschritte bei der Schaffung von Rechtsinstru- 
menten zur Bekämpfung dieser Aktivitäten erzielt. Ich 
denke, jetzt liegt es an uns, dass diese Konventionen in 
unseren Parlamenten rasch in nationales Recht umgesetzt 
werden. - Danke schön. 


Empfehlung 1507 (2001)* 

betr.: Europas Kampf gegen die Wirtschafts- 
kriminalität und die transnationale organisierte 
Kriminalität 

(Drucksache 9018) 

1 . Die Versammlung erinnert an ihre Entschließung 1147 
(1998) betreffend die Bedrohung Europas durch die 
Wirtschaftskriminalität sowie an ihre Richtlinie 540, 
die es ihr gestattet, „... die Arbeit des Europarats zur 
Bekämpfung der Wirtschaftskriminalität (regelmäßig 
zu überprüfen)“ und ist der Ansicht, dass die damals 
bereits kritische Situation, wie sie in jener Entschlie- 
ßung beschrieben wird, sich seitdem weiter ver- 
schlechtert hat. Die europäische Demokratie, die 
Rechtsstaatlichkeit sowie die wirtschaftliche und po- 
litische Stabilität Europas stehen jetzt auf des Messers 
Schneide. 

2. Die Wirtschaftskriminalität mit ihren vielen Spielarten 
ist immer internationaler, in ihren Strukturen und Vör- 
gehensweisen noch komplexer, technisch weiter ver- 
feinert, wohlhabend, wirtschaftlich mächtig und fähig 
geworden, demokratische Institutionen zu unterwan- 
dern. Wenn dies alles einmal in politischen Einfluss 
umgesetzt wird, könnten die politischen Fähigkeiten 


Versammlungsdebatte am 24. April 2001 (11. Sitzung). Siehe 
Dok. 9018, Bericht des Ausschusses für Wirtschaft und Entwicklung 
(Berichterstatterin: Frau Squarcialupi). Der Text wurde von der Ver- 
sammlung am 24. April 2001 (11. Sitzung) verabschiedet. 
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und der Wille Europas, sie zu bekämpfen, schwinden 
und die Schlacht verloren gehen. 

3. Der Europarat, der auf den oben genannten hehren 
Prinzipien aufbaut und Europa auf ihrer Grundlage ei- 
nigt, hat bei diesem Kampf eine zentrale Rolle zu spie- 
len - in enger Zusammenarbeit mit anderen interna- 
tionalen Institutionen wie der OECD, der Weltbank, 
der Europäischen Union, der Europäischen Bank für 
Wiederaufbau und Entwicklung, den Vereinten Natio- 
nen, EUROPOL, „EURO JUST“ und anderen. Das 
Ministerkomitee des Europarats muss Europa noch 
tatkräftiger führen als bisher und dabei von der Ver- 
sammlung noch entschiedener unterstützt werden. 

4. Die Versammlung begrüßt die im Dezember 2000 von 
124 Staaten - darunter 41 Mitgliedstaaten des Euro- 
parats - in Palermo vorgenommene Unterzeichnung 
des Übereinkommens der Vereinten Nationen gegen 
die transnationale organisierte Kriminalität und der 
dazugehörigen Protokolle. Sie ruft alle Mitgliedstaa- 
ten des Europarats auf, diese Texte möglichst bald zu 
ratifizieren. Die Versammlung begrüßt darüber hinaus 
die Aufnahme einer Bestimmung in das Übereinkom- 
men, die die Ablehnung eines Rechtshilfersuchens mit 
der bloßen Begründung untersagt, bei der Straftat gehe 
es auch um steuerliche Angelegenheiten. Diese Be- 
stimmung trägt der von der Financial Action Task 
Force on Money Laundering (Finanzarbeitsgruppe 
Geldwäsche, FATF) angenommenen Auslegung von 
Empfehlung 1 5 voll und ganz Rechnung. 

5. Eine konzertierte Aktion auf europäischer Ebene ist 
erforderlich, um die vielen Erscheinungsformen der 
organisierten Kriminalität wirksamer zu bekämpfen. 
Dazu gehören: 

i. der abscheuliche Menschenhandel mit dem Ziel 
der illegalen Einwanderung, der Ausbeutung von 
Arbeitskräften, des Betteins, der sexuellen Aus- 
beutung oder der Beihilfe bei kriminellen Akti- 
vitäten wie dem illegalen Waffen- und Drogen- 
handel und der Einschleusung von Migranten; 

ii . Korruption, B estechung und Vörteilsannahme für 
pflichtwidrige Amtshandlungen. Die Versamm- 
lung erinnert an ihre Entschließung 1214 (2000) 
betr. „die Rolle der Parlamente bei der Korrupti- 
onsbekämpfung“ und ihre Ausrichtung einer 
Konferenz von Präsidenten europäischer Parla- 
mentarischer Versammlungen im Mai 2000 zu 
diesem Thema. Die Versammlung verweist in 
diesem Zusammenhang auf im Europarat und 
der Versammlung laufende Arbeiten über die 
Parteienfinanzierung. Sie begrüßt den 1999 er- 
folgten Abschluss des Strafrechtsübereinkom- 
mens des Europarats über Korruption und seines 
Zivilrechtsübereinkommens über Korruption 
und stellt mit Genugtuung fest, dass ersteres von 
39 Staaten unterzeichnet und von 9 ratifiziert 
worden ist, während 27 Staaten das letztgenannte 
Übereinkommen unterzeichnet und 3 es ratifi- 
ziert haben. Die Versammlung hofft, dass beide 


Übereinkommen bis 2002 in Kraft treten kön- 
nen. Darüber hinaus unterstützt sie regionale Ini- 
tiativen gegen Korruption und die organisierte 
Kriminalität, wie sie im Rahmen des Stabilität- 
spakts für Südosteuropa ins Leben gerufen wor- 
den sind (SPA1 und SPOC); 

iii. Geldwäsche, deren Ausmaß die Integrität der 
Volkswirtschaften und demokratischen Systeme 
der Staaten untergraben kann. Ein Vorgehen ge- 
gen die Geldwäsche ist besonders wichtig, da es 
Wirtschaftsstraftätern ihre unrechtmäßig erwor- 
benen Erträge nehmen und so die Wirtschaftskri- 
minalität an der Wurzel treffen kann. Die Ver- 
sammlung begrüßt den Ausbau der Aktivitäten 
der FATF, betont jedoch auch die Bedeutung von 
Transparenz und eines nicht diskriminierenden 
Ansatzes für die Stärkung der internationalen 
Zusammenarbeit bei der Bekämpfung der Geld- 
wäsche. Sie wiederholt ihren in der Entschlie- 
ßung 1147 (1998) enthaltenen Aufruf an die Mit- 
gliedstaaten des Europarats, die nicht in aller 
Form der FATF angehören, sich an der effektiv- 
sten Regionalgruppe nach Art der FATF, dem Ex- 
pertenkomitee des Europarats zur Evaluierung 
von Maßnahmen gegen Geldwäsche (PC-R- 
EV), aktiv zu beteiligen; 

iv. die Herstellung und Verbreitung verbotener Dro- 
gen, die gegenwärtig für viele junge Menschen 
in Europa - seine Zukunft - verheerende Folgen 
haben. Die Parlamentarische Versammlung 
sollte eine Bilanzkonferenz mit Beiträgen von 
Ministem und Experten abhalten, um die zur 
Bekämpfung des Drogenhandels im Europarats- 
gebiet ergriffenen Maßnahmen zu bewerten; 

v. der Schleichhandel mit Schmuggelware, vor al- 
lem Waffen, Kunstgegenständen, alkoholische 
Getränken und Zigaretten, wobei Letztere in 
einigen Mitgliedstaaten des Europarats bis zu 
1 5 % des Gesamtverbrauchs ausmachen sollen; 

vi. gefälschte Produkte, deren Herstellung durch die 
moderne Technik sehr erleichtert wird und die 
gegen geistige Eigentumsrechte verstoßen, ver- 
ursachen wirtschaftliche Schäden, verzerren die 
Märkte und können die Verbraucher ernsthaft 
schädigen; 

vii. Umweltstraftaten, die dem Ökosystem und letzt- 
lich auch der menschlichen Gesundheit nicht 
wieder gutzumachende Schäden zufugen kön- 
nen, da die Umweltbelastung an den Landes- 
grenzen nicht haltmacht; 

viii. „Cybercrime“, das durch unerlaubtes Eindringen 
in Computemetze oder Datenbanken und deren 
Manipulation nicht allein Schäden verursacht, 
sondern die Auswirkungen von Diebstahl und 
Betrug beträchtlich verstärkt. Die Mitgliedstaa- 
ten des Europarats und andere Länder müssen 
sich auf gemeinsame Rechtsgrundsätze und 
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Strafmaßnahmen verständigen und beim Infor- 
mationsaustausch und anderen Formen gegen- 
seitiger Hilfe kooperieren, gleichzeitig aber auch 
die Achtung der Rechte des Einzelnen, vor allem 
beim Schutz der Privatsphäre, sicherstellen. In 
diesem Zusammenhang unterstützt die Ver- 
sammlung das künftige Übereinkommen des Eu- 
roparats über Cybercrime und hofft, dass es zu 
einem epochalen Rechtsinstrument in Europa 
und darüber hinaus werden wird; 

ix. In großem Maßstab betriebene Steuerflucht in 
Verbindung mit Wirtschaftskriminalität beein- 
trächtigt weiterhin die wirtschaftlichen Ressour- 
cen vieler europäischer Länder. Steuerparadiese 
sind nicht nur wegen ihres günstigen Steuersy- 
stems für Geldwäscher und Betrüger attraktiv, 
sondern auch weil wegen der Einrede, es handele 
sich um eine Steuerangelegenheit, internationale 
Rechtshilfe systematisch verweigert wird. Die 
Versammlung begrüßt darum die EU-Vereinba- 
rung aus dem Jahre 2000 zur Bekämpfung der 
Steuerflucht bei Zinseinnahmen. 

6. Die Versammlung erkennt an, dass die mittel- und ost- 
europäischen Transformationsstaaten bei dem Vorge- 
hen gegen die Wirtschaftskriminalität auf besondere 
Schwierigkeiten stoßen. Die Versammlung wiederholt 
ihre Unterstützung für das OCTOPUS-Projekt des Eu- 
roparats, das diesen Staaten bei der Bekämpfung hel- 
fen soll. 

7. Die Versammlung glaubt, dass die Mitgliedstaaten 
des Europarats sich dringend auf gemeinsame 
Grundsätze verständigen müssen, nach denen staatli- 
che Institutionen, gerade auch im Hinblick auf die im- 
mer engere wirtschaftliche Integration über die Wirt- 
schafts- und Währungsunion, die sich ausweitende 
EU-Gesetzgebung und die anstehende EU-Erweite- 
rung, dem Druck seitens der Wirtschaftskriminellen 
begegnen können. Sie unterstützt die wichtige Arbeit 
der Europäischen Union bei der Bekämpfung der 
Wirtschaftskriminalität und der Korruption. Dazu 
gehört auch die Geldwäscherichtlinie von 1991, ihr 
Übereinkommen (samt Protokollen) über den Schutz 
der finanziellen Interessen der Gemeinschaft und das 
Übereinkommen zur Korruptionsbekämpfung von 
1997. 

8. Die Versammlung stellt beunruhigt fest, dass ungeach- 
tet der Bemühungen verschiedener internationaler Or- 
ganisationen - auch des Europarats, der OECD und der 
Europäischen Union - die grenzüberschreitende poli- 
zeiliche und justizielle Zusammenarbeit bei 
Wirtschaftsstraftaten weiterhin auf große Schwierig- 
keiten stößt, vor allem wenn es um die Anwendung 
moderner Ermittlungsmethoden oder die Preisgabe 
sensibler Informationen geht. Sie begrüßt darum die 
kiirzliche Annahme eines globalen Rahmen- Aktions- 
plans für Richter in Europa durch das Ministerkomitee 
des Europarats. 


9. Die Versammlung begrüßt das 1999 erfolgte Inkraft- 
treten des OECD-Übereinkommens über die Bekämp- 
fung der Bestechung ausländischer Amtsträger, das 
auch Ländern offen steht, die nicht der OECD an- 
gehören, weist aber daraufhin, dass nur 33 der 43 Mit- 
gliedstaaten des Europarats es bisher ratifiziert haben. 

10. Abschließend ruft die Versammlung das Minister- 
komitee auf: 

i. das Europäische Komitee für Kriminalitätspro- 
bleme (CDPC) zu beauftragen, ein Rechtsin- 
strument des Europarats zur Bekämpfung der 
Steuerflucht ähnlich dem der Europäischen 
Union zu erarbeiten, um so die Anwendung 
von EU-Grundsätzen auf alle Mitgliedstaaten 
des Europarats zu gewährleisten und ein weite- 
res Mittel zur Bekämpfung der Wirtschaftskri- 
minalität bereitzustellen; 

ii. im Jahre 2001 den Entwurf von Leitlinien zur 
Bekämpfung der organisierten Kriminalität auf 
der Grundlage der Arbeiten der Generaldirek- 
tion für Rechtsfragen zu verabschieden und da- 
durch einen gemeinsamen Handlungsrahmen 
für die Mitglieder auf diesem Gebiet bereitzu- 
stellen; 

iii. den zurzeit von der Multidisziplinären Gruppe 
über Korruption (MGC) erarbeiteten Empfeh- 
lungsentwurf für Leitlinien zur Korruptions- 
bekämpfung bei der Parteien- und Wahlkampf- 
finanzierung fertig zu stellen und so den poli- 
tischen Parteien als einer der Grundlagen der 
Demokratie gegen unangemessene Einfluss- 
nahme beizustehen; 

iv. das Übereinkommen des Europarats von 1990 
über Geldwäsche sowie Beschlagnahme und 
Einziehung von Erträgen aus Straftaten zu ak- 
tualisieren, um ihm das Eingehen auf geänderte 
Erscheinungsformen der Geldwäsche zu ermög- 
lichen. Das ist mit der Überarbeitung des Übe- 
reinkommens durch Hinzunahme von Zusatz- 
protokollen verbunden; 

v. dem Expertenkomitee zur Evaluierung von 
Maßnahmen gegen Geldwäsche (PC-R-EV) 
über angemessene Haushaltsregelungen so- 
wohl personell als auch finanziell ausreichende 
Mittel zur Verfügung zu stellen, um ihm die er- 
folgreiche Durchführung einer zweiten Runde 
von Anti-Geldwäsche-Überprüfungen zu er- 
möglichen; 

vi. für die baldige Ratifizierung des Strafrechts- 
übereinkommens des Europarats über Korrup- 
tion und seines Zivilrechtsübereinkommens 
über Korruption durch alle Mitgliedstaaten des 
Europarats zu sorgen; 

vii. die Zusammenarbeit innerhalb der Gruppe von 
Staaten des Europarats gegen Korruption 
(GRECO) zu verstärken, vor allem durch die 
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Ausweitung von bisher 28 Mitgliedern auf alle 
Mitgliedstaaten des Europarats; 

viii. die Unterzeichnung des Übereinkommens über 
die Haftung fl'ir Schäden aufgrund umweltge- 
fährdender Tätigkeiten und des Übereinkom- 
mens zum Schutz der Umwelt durch Strafrecht 
durch die Mitgliedstaaten des Europarats zu 
fördern; 

ix. das auf die Bekämpfung der Wirtschaftskrimi- 
nalität in Mittel- und Osteuropa abzielende 
OCTOPUS-Projekt durch eine Aufstockung 
der Mittel zu unterstützen; 

x. die Arbeiten an der Aktualisierung des Europä- 
ischen Übereinkommens über Rechtshilfe in 
Strafsachen von 1959 und seiner Ergänzung 
durch ein zweites Zusatzprotokoll zu beschleu- 
nigen und die Erarbeitung eines besonderen 
Übereinkommens über die grenzüberschrei- 
tende Anwendung moderner Ermittlungsme- 
thoden unter Einschluss des Zeugenschutzes 
zu erwägen; 

xi. sich für die Ratifizierung des OECD-Überein- 
kommens über die Bekämpfung der Beste- 
chung ausländischer Amtsträger durch alle 
Mitgliedstaaten des Europarats einzusetzen; 

xii. ihr über Fortschritte in den Mitgliedstaaten des 
Europarats oder innerhalb der Organisation in 
Bezug auf verschiedene Bestimmungen ihrer 
Entschließung 1147 (1998) betr. die Bedro- 
hung Europas durch die Wirtschaftskrimina- 
lität zu berichten. 

11. Die Versammlung fordert die Mitgliedstaaten auf, 

i. spezielle Gesetze zur Ächtung aller im Zusam- 
menhang mit dem Menschenhandel stehenden 
Handlungen zu erlassen; 

ii. Strafen festzulegen, die der Ernsthaftigkeit des 
Vergehens entsprechen; 

iii. Vorkehrungen zu treffen für die Beschlagnahme 
und Einziehung der von Menschenhändlem er- 
zielten Gewinne; 

iv. die auf diesem Wege eingenommenen Res- 
sourcen Programmen zum Schutz von Perso- 
nen zuzuweisen, die Opfer des Menschenhan- 
dels geworden sind; 

v. eine Koordinierung zwischen den Mitglied- 
staaten sicherzustellen in der Phase der Vor- 
verhandlungsuntersuchungen bei strafrechtli- 
chen Verfolgungen wegen Menschenhandels 
sowie im Hinblick auf die Auslieferung durch 
die Mitgliedstaaten von Staatsangehörigen ih- 
res Landes, die aufgrund einer Beteiligung am 
Menschenhandel strafrechtlich verfolgt wer- 
den. 


Tagesordnungspunkt 

Der Entwurf eines Übereinkommens über die 
Cyberkriminalität 

(Drucksache 9031) 

Berichterstatter: 

Abg. Ivar Tallo (Estland) 

Stellungnahme 226(2001)* 

betr.: den Entwurf eines Übereinkommens über 
die Cyberkriminalität 

(Drucksache 9031) 

1. Die Versammlung ist der Auffassung, dass die 
Bekämpfung der Cyberkriminalität in Anbetracht des 
Hindernisses, das diese Form der Kriminalität für die 
Entwicklung neuer Technologien darstellt, eine He- 
rausforderung von entscheidender Bedeutung ist. 

2. Die Versammlung stellt fest, dass es eine einstimmige 
Unterstützung für ein bindendes Rechtsinstrument gibt 
aufgrund dessen, dass spezifische internationale Kon- 
trollen und die Harmonisierung der nationalen Gesetze 
die Schwächen von gänzlich in den Händen der betrof- 
fenen Betreiber gelassenen Regelungen und der Politik 
einiger Länder einer kompromisslosen Unterdrückung 
ausgleichen werden. Sie begrüßt daher die Ausarbei- 
tung des Entwurfs eines Übereinkommens als erstem 
internationalen Text in diesem Bereich. 

3. Obgleich die Versammlung anerkennt, dass das neue 
Übereinkommen eine substanzielle Antwort auf die so- 
fortigen Anforderungen bieten wird, stellt sie fest, dass 
der Text angesichts der relativ veränderlichen Natur der 
unterschiedlichen Formen der Cyberkriminalität und 
der Schnelligkeit, mit der sich die neuen Technologien 
entwickeln, ein gewisses Maß an Flexibilität besitzen 
müssen wird. Sie stellt fest, dass der Entwurf des Über- 
einkommens von Staaten verhandelt wurde und verab- 
schiedet werden wird, die über die notwendigen Tech- 
nologien zur Bekämpfung der Cyberkriminalität 
verfügen, und dass diese Tatsache die Wahl der Politi- 
ken anderer Staaten unvermeidlich beeinflussen wird. 

4. Nach Ansicht der Versammlung ist es wesentlich, dass 
gemeinsame Definitionen für strafbare Handlungen 
existieren, dass der Privatsektor weiterhin daran ar- 
beitet, die Computemetze sicher zu machen, dass die 
Regierungen angemessene und verhältnismäßige na- 
tionale Gesetze verabschieden, dass Unternehmens- 
welt, Strafverfolgungsbehörden und die Zivilgesell- 
schaft einen Dialog einleiten, dass eine Anstrengung 
zur Standardisierung der Sicherheitsverfahren unter- 
nommen wird und dass Programme zur Steigerung des 
Bewusstseins eingeleitet werden. 


Versammlungsdebatte am 24. April 2001 (11. Sitzung). Siehe 
Dok. 9031, Bericht des Ausschusses für Recht und Menschenrechte 
(Berichterstatter: Herr Tallo). Der Text wurde von der Versammlung 
am 24. April 2001 (11. Sitzung) verabschiedet. 
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5. Die Versammlung unterstützt den Entwurf eines 
Übereinkommens über Cyberkriminalität, das vom 
Sachverständigenausschuss für Kriminalität im Cy- 
berspace (PC-CY) mit dem Ziel vorgelegt wurde, 
eine „gemeinsame Strafpolitik mit dem Ziel des 
Schutzes der Gesellschaft vor Cyberkriminalität zu 
verfolgen, u. a. durch den Erlass geeigneter Gesetze 
und die Förderung der internationalen Zusammenar- 
beit“, während es die Imperative der Freiheit des Ein- 
zelnen aufrechterhält. 

6. Die Versammlung ist der Auffassung, dass der Text 
zu recht der Linie der vom Ministerrat verabschie- 
deten Empfehlungen folgt, indem er eine Verpflich- 
tung für die Parteien vorsieht, bestimmte strafbare 
Handlungen unter Strafe zu stellen, und sie begrüßt 
die Tatsache, dass die Mitteilung der Europäischen 
Kommission über die „Schaffung einer sichereren 
Informationsgesellschaft durch Verbesserung der Si- 
cherheit von Informationsinfrastrukturen und 
Bekämpfung der Computerkriminalität“ Anregun- 
gen aus dem Übereinkommen gezogen und somit 
den Cyberkriminellen bewiesen hat, dass sie vor ei- 
ner geeinten Opposition stehen. 

7. Die Versammlung ist der Auffassung, dass die Her- 
ausforderung, die der Entwurf des Übereinkommens 
an die nationalen Rechtssysteme in Bezug auf den 
Schutz personenbezogener Daten stellt, eine ex- 
treme Wachsamkeit von ihrer Seite aus erfordert. Sie 
bringt in diesem Zusammenhang ihre Besorgnis 
über den unterschiedlichen Grad zum Ausdruck, in 
dem Garantien im Hinblick auf ein Eingreifen der 
Regierung in den Mitgliedstaaten des Europarates 
und in Nicht-Mitgliedstaaten eingehalten werden, 
obgleich sich die Kluft durch die Verabschiedung 
geeigneter Gesetze in letzteren Ländern verringert. 

8. Die Versammlung ist der Ansicht, dass die vom Ent- 
wurf des Übereinkommens garantierten Rechte auch 
im Falle einer grenzüberschreitenden Weitergabe 
personenbezogener Daten an Drittländer effektiv ge- 
schützt werden müssen, indem eine solche Weiter- 
gabe von angemessenen Sicherheitsvorkehrungen 
umgeben wird. Sie nimmt in diesem Zusammenhang 
Kenntnis von der zwischen der Europäischen Kom- 
mission und den Vereinigten Staaten trotz der Vor- 
behalte des Europäischen Parlaments erzielten Ver- 
einbarung über „sichere Häfen“. 

9. Die Versammlung appelliert erneut an das Minister- 
komitee, Staaten, die dem Übereinkommen zum 
Schutz des Menschen bei der automatischen Verar- 
beitung personenbezogener Daten noch nicht beige- 
treten sind, dabei zu helfen, geeignete Gesetze in 
diesem Bereich zu erlassen. 

10. Die Versammlung empfiehlt dem Ministerkomitee 
daher, den Entwurf des Übereinkommens wie folgt 
zu ändern: 

i. in der Präambel, die eckige Klammer um „wie 
z. B. gemäß dem Übereinkommen des Europara- 


tes von 1981 zum Schutz des Menschen bei der 
automatischen Verarbeitung personenbezogener 
Daten“ sowie „Empfehlung Nr. R (87) 15 zur 
Regelung der Benutzung personenbezogener 
Daten auf polizeilicher Ebene“ entfernen und 
nach diesem letzten Satz „Empfehlung Nr. (97) 
18 betreffend den Schutz von zu statistischen 
Zwecken gesammelten und verarbeiteten perso- 
nenbezogenen Daten“ einfügen; 

ii. am Ende des ersten Satzes in Artikel 2 folgen- 
den Satz ergänzen:, „(und) sofern dieses Sys- 
tem geschützt und als solches im nationalen 
Recht anerkannt ist“; 

iii. folgenden Satz am Ende von Artikel 3 ergän- 
zen: „Diese Bestimmungen erstrecken sich auf 
private und vertrauliche berufliche Mitteilun- 
gen von Mitarbeitern privater Firmen“. 

iv. folgenden Satz am Ende von Artikel 5 einfü- 
gen: „Diese Bestimmungen erstrecken sich auf 
den Versand unerwünschter elektronischer 
Botschaften, die das Funktionieren eines Com- 
putersystems behindern, und auf die uner- 
wünschte Aufnahme in elektronische Versand- 
listen“. 

v. in Artikel 6 Absatz 1 Buchstabe a Ziffer 1 das 
Wort „hauptsächlich“ durch „speziell“ erset- 
zen; 

vi. in Artikel 6 Absatz 3 die Worte „in Absatz 1 
Buchstabe a Ziffer 2“ durch „in Absatz 1 Buch- 
stabe a Ziffer 1“ ersetzen; 

vii. in Artikel 10 Absatz 3, den Satz „sofern andere 
wirksame Abhilfen vorliegen“ streichen; 

viii. in Artikel 1 1 Absatz 1 „in Übereinstimmung 
mit Artikel 2-10“ durch „in Übereinstimmung 
mit Artikel 2-9“ ersetzen; 

ix. in Artikel 1 1 Absatz 2 „in Übereinstimmung mit 
Artikel 3-5 und 7, 8, 9 Absatz 1 Buchstabe a 
und 9 Absatz 1 Buchstabe c“ durch „in Über- 
einstimmung mit Artikel 3-5, 7, 8, 9 Absatz 1 
Buchstabe a, 9 Absatz 1 Buchstabe b, 9 Ab- 
satz 1 Buchstabe c und 9 Absatz 1 Buchstabe d“ 
ersetzen; 

x. in Artikel 13 Absatz 1 „gemäß Artikel 
2-1 1 “durch „gemäß Artikel 2-9 und 11“ erset- 
zen und am Ende des Absatzes „und Geldsank- 
tionen“ ergänzen; 

xi. einen neuen Absatz 2 in Artikel 13 einfügen: 
„Jede Vertragspartei ergreift die erforderlichen 
gesetzgeberischen und sonstigen Maßnahmen, 
um sicherzustellen, dass die gemäß Artikel 1 0 
festgelegten strafbaren Handlungen mit wirk- 
samen, verhältnismäßigen und abschrecken- 
den Sanktionen bedroht werden“; 

xii. im geänderten Artikel 1 3 Absatz 1 und im neuen 
Artikel 13 Absatz 2 angeben, was zulässige 
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wirksame, verhältnismäßige und abschreck- 
ende Sanktionen einschließlich freiheitsentzie- 
hender und Geldsanktionen darstellen; 

xiii. im neuen Artikel 13 Absatz 3 angeben, was 
zulässige wirksame, verhältnismäßige und ab- 
schreckende strafrechtliche oder nicht strafrecht- 
liche Sanktionen oder Maßnahmen einschließ- 
lich Geldsanktionen darstellen; 

xiv. am Ende von Fußnote 29 zum Artikel 15 „und 
das Übereinkommen des Europarates von 1981 
zum Schutz des Menschen bei der automati- 
schen Verarbeitung personenbezogener Da- 
ten“ergänzen; 

xv. Artikel 15 durch folgenden Text ersetzen: „Jede 
Vertragspartei trifft die für die Umsetzung 
und Anwendung der in diesem Absatz 
bezeichneten Befugnisse und Verfahren erfor- 
derlichen gesetzgeberischen und anderen Maß- 
nahmen zur Festlegung der Bedingungen und 
Garantien für einen angemessenen Schutz der 
Menschenrechte, insbesondere gemäß den Be- 
stimmungen der Europäischen Konvention zum 
Schutze der Menschenrechte und Grundfreihei- 
ten und ihrer Protokolle und des Internationalen 
Pakts über bürgerliche und politische Rechte. 
Die Umsetzung derartiger Maßnahmen erfordert 
eine unabhängige und wirksame Kontrolle, die 
in jedem spezifischen Fall auf den Tatbestands- 
feststellungen zu dem Verbrechen basiert und die 
Person benennt, deren Privatsphäre beeinträch- 
tigt wird, unter angemessener Berücksichtigung 
der Verhältnismäßigkeit der speziellen Befug- 
nisse und Verfahren angesichts der Art und Um- 
stände der Straftat.“ 

xvi. in Artikel 16 Absatz 1 die eckigen Klammem 
um „ausgewiesener“entfemen; 

xvii. in Artikel 16 Absatz 2 „so lange es notwendig 
erscheint“ durch „von wenigstens sechzig Ta- 
gen bis zu höchstens einem Jahr“ ersetzen; 

xviii. in Artikel 1 8 Absatz 3 „Kunden dieser Dienste" 
durch „Kunden" ersetzen; 

xix. am Ende von Artikel 27 Absatz 4 Buchstabe b 
„unter angemessener Berücksichtigung der all- 
gemein anerkannten Garantien für den Daten- 
schutz“ hinzufügen; 

xx. die eckigen Klammem um Artikel 27 bis entfer- 
nen sowie in Absatz 2 „kann knüpfen“ durch 
„knüpft“ und in Absatz 4 „kann verlangen“durch 
„verlangt“ ersetzen; 

xxi. in Artikel 29 Absatz 7 „mindestens sechzig 
Tage“ durch „mindestens sechzig Tage bis 
höchstens ein Jahr“ ersetzen; 

xxii. nach Artikel 39 Absatz 2 folgenden Absatz hin- 
zufügen: „Wo eine derartige Vereinbarung oder 
ein derartiger Vertrag angewandt wird oder die 
Beziehungen hinsichtlich eines in diesem 


Übereinkommen geregelten Gegenstands an- 
derweitig geregelt sind, geschieht dies gemäß 
den Grundsätzen dieses Übereinkommens.“ 

xxiii. als letztes eine klare und ausführliche Defini- 
tion des Begriffs „Verbindungsdaten“ geben. 

11. Die Versammlung empfiehlt dem Ministerkomitee 
ebenfalls, Mitgliedstaaten, die dies noch nicht getan 
haben, sowie Nicht-Mitgliedstaaten, die dem neuen 
Übereinkommen beitreten möchten, nachdrücklich 
aufzufordem, 

i. das Übereinkommen zum Schutz des Menschen 
bei der automatischen Verarbeitung personenbe- 
zogener Daten und anschließend sein neues Zu- 
satzprotokoll so bald wie möglich zu ratifizieren; 

ii. Gesetze über den Schutz personenbezogener Da- 
ten basierend auf den Grandsätzen des in Unter- 
absatz i. genannten Übereinkommens zu erlassen. 

12. Die Versammlung empfiehlt dem Ministerkomitee, 
sich darum zu bemühen sicherzustellen, dass das 
neue Übereinkommen und die Gesetzgebung der 
Europäischen Gemeinschaft in diesem Bereich mit- 
einander vereinbar sind. 

13. Schließlich empfiehlt die Versammlung, unverzüg- 
lich ein Protokoll zu dem neuen Übereinkommen zu 
erstellen mit dem Titel „Ausweitung des Geltungs- 
bereichs des Übereinkommens zur Erfassung neuer 
Formen strafbarer Handlungen“, mit dem Ziel, die 
Verbreitung rassistischer Propaganda, die miss- 
bräuchliche Speicherang hasserfüllter Botschaften, 
die Nutzung des Internet für den Menschenhandel 
und die Behinderung des Funktionierens von Com- 
putersystemen durch „Spamming“ (unerwünschtes 
Zusenden von elektronischer Post) zu definieren und 
unter Strafe zu stellen. 

14. Die Versammlung bittet das Ministerkomitee, ihr 
den Text des Übereinkommensentwurfs nach der 
Entscheidung des Ministerkomitees über den Text 
erneut vorzulegen, falls andere wesentliche Ände- 
rungen als die von der Versammlung vorgeschla- 
genen vorgenommen wurden. 


Mittwoch, 25. April 2001 

Tagesordnungspunkt 

Die Lage im Kosovo und den benachbarten 
Regionen 

(Drucksache: 9020) 

B erichterstatterin : 

Abg. Tarja Kautto (Finnland) 

in verbundener Debatte mit 

Menschenrechte und Rechtsstaatlichkeit im 
Kosovo 

(Drucksache: 9057) 
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Berichterstatter: 

Abg. Cevdet Ak^ali (Türkei) 

und 

Die humanitäre Lage der Rückkehrer im 
Kosovo 

(Drucksache: 9007 rev.) 

Berichterstatter: 

Abg. John Connor (Irland) 

und 

Die kulturelle Lage im Kosovo 

(Drucksache: 9053) 

B erichterstatterin : 

Abg. Elena Poptodorova (Bulgarien) 

Abg. Prof. Dr. Karl-Heinz Hornhues (CDU/CSU): 
Meine sehr geehrten Damen und Herren! Im Namen mei- 
ner Fraktion darf ich den Berichterstattern herzlich für ihre 
Berichte danken, die uns, glaube ich, deutlich gemacht ha- 
ben, wie gewaltig das Problem noch ist, das es zu bewälti- 
gen gilt. Ich nehme mit gewisser Bestürzung zur Kenntnis, 
dass eine Reihe von Details, die Sie aufgezählt haben, uns 
deutlich machen, dass wir darüber debattieren müssen, ob 
einzelne Probleme nicht hätten besser gelöst werden kön- 
nen. Es ist immer eine Debatte der besonderen Art, wenn 
man nachher schlauer ist als vorher; ich weiß dies. 

Im militärischen Bereich ist aus den Interventionen in 
Bosnien und im Kosovo letztendlich die Konsequenz ge- 
zogen worden, dass die europäischen Länder eine besser 
strukturierte und auf solche Aufgaben besser vorbereitete 
eigene Armee - um es einmal in dieser Verkürzung zu sa- 
gen - bilden und aufbauen müssen. Dabei stellt sich für 
mich noch viel zwingender die Frage, ob denn die Schaf- 
fung einer zivilen Komponente nicht längst hätte erfolgen 
müssen. Denn mein Eindruck ist, wir kommen militärisch 
gegebenenfalls schnell in ein Debakel, aber zivilisiert nur 
ziemlich schwer wieder heraus. 

Meine sehr geehrten Damen und Herren, ich habe bei Ihren 
Berichten den Eindruck gewonnen, dass wir auf die Fra- 
gestellung und die Probleme, die auf uns zukommen, doch 
sehr wenig vorbereitet waren. Wir sind inzwischen seit vie- 
len Jahren in Bosnien. Ich habe vor kurzem dort einen Be- 
such gemacht und habe - ich will nicht sagen: mit Entset- 
zen, aber mit so etwas Ähnlichem - festgestellt, dass man 
sich darauf einrichtet, dass man auch in den nächsten zehn 
oder 15 Jahren dort noch präsent sein muss. Zugleich stelle 
ich fest, dass die Bevölkerung versucht, die neuen Herr- 
schenden der internationalen Community auf geeignete Art 
und Weise über den Tisch zu ziehen und zu behandeln, wie 
man halt Fremde behandelt, die sich in der Gegend nicht gut 
auskennen, die aber die Macht für sich beanspruchen. 

Im Kosovo stehen wir mit Sicherheit vor noch größeren 
Problemen, als wir sie in Bosnien schon haben. Deswegen 
ist meine wichtigste Forderung an uns selber, aber auch an 
unsere Regierungen, sofort mit der Entwicklung einer 
Strategie und dem Aufbau einer Institution und Gruppie- 


rung zu beginnen, die uns künftig auf zivilem Gebiet bes- 
ser vorbereitet sein lässt - ich meine damit beispielsweise 
den Bereich der Polizei, der Kultur, der Bildung und wei- 
tere Bereiche, die hier angesprochen worden sind -, als 
dies gegenwärtig der Fall ist. 

Ein zweiter Punkt sei angesprochen. Besonders die Frage 
der albanischen Extremisten in Bezug auf Mazedonien 
hat uns hellwach werden lassen. Auch da stellt sich für uns 
die Frage: War das, was da kam, alles unvermeidbar? Gab 
es nicht Signale, die längst vorhanden waren und die zeig- 
ten, dass man hätte handeln müssen - politisch, mi- 
litärisch und wie auch immer? Jetzt festzustellen, dass al- 
les doch gar nicht mehr ganz so schlimm ist, wie man 
befürchtet hat, und dass sich doch alles in diesem Zusam- 
menhang wieder einigermaßen einrenkt, ist das eine. Aber 
ganz zentral ist die Frage, wie man ein zweites Debakel 
dieser Art verhindern kann. Über Krisenprävention zu re- 
den ist das eine, entsprechend vorbereitet zu handeln ist 
das andere. Letzteres müssen wir zwingend einfordem. 
Denn es darf nicht wahr sein, dass am Ende ein paar 
schießwütige Extremisten die Tagesordnung des politi- 
schen Handelns bestimmen. Dabei geht es auch darum, 
wie man bestimmte Probleme in einer Region lösen kann. 
Es darf nicht möglich sein, dass das, was bislang nicht 
funktionierte, dann plötzlich funktionieren soll, wenn ei- 
nige das Gewehr oder andere Waffen in die Hand nehmen 
und damit in der Gegend herumschießen. 

Meine sehr geehrten Damen und Herren, insoweit haben 
wir aufgrund dessen, was geschehen ist und noch weiter- 
hin geschieht, Lektionen zu lernen und Konsequenzen zu 
ziehen. Wir haben auch - so glaube ich - darauf zu achten, 
dass unsere Darstellungen hinreichend ausgewogen sind. 

Frau Kollegin Poptodorova, ich fand es gut, dass Sie in 
Ihrem mündlichen Bericht auf die Probleme des zerstör- 
ten serbischen Kulturgutes in Albanien hingewiesen ha- 
ben. Auch dies ist eine blutende Wunde, die wir nicht 
übersehen dürfen. Vielleicht sollten wir gerade mit den 
Kolleginnen und Kollegen aus Jugoslawien, die jetzt in 
unserer Mitte sind, dies noch einmal verstärkt diskutieren. 

Vier Minuten sind kurz; Herr Präsident, ich merke dies. 
Deswegen muss ich mich bei der nächsten Debatte wieder 
melden, damit ich den Rest, den ich noch sagen wollte, 
unterbringen kann. Ich glaube, das heutige Thema wird 
uns leider noch so viele Jahre beschäftigen, dass mir Zeit 
genug bleibt, auch noch alles andere zu sagen. - Ich danke 
Ihnen. 

Abg. Dr. Helmut Lippelt (Bündnis 90/Die Grünen): Herr 
Präsident, ich glaube, wir alle freuen uns sehr, dass wir so- 
eben auch Herrn Micunovic haben sprechen hören. In den 
Beiträgen von Herrn Bärsony und Herrn Micunovic ist 
sehr deutlich geworden, vor welchen Problemen wir hin- 
sichtlich einer Kooperation auf diesem Gebiet stehen; 
aber jetzt ist die Kooperation möglich. 

An dieser Stelle noch ein herzlicher Dank an die Bericht- 
erstatter. Wir haben jetzt eine wunderbare Grundlage be- 
kommen für eine Debatte, von der ich befürchte, dass wir 
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sie noch über eine lange Zeit Jahr für Jahr werden wie- 
derholen müssen. 

Lassen Sie mich nun ein paar Bemerkungen zu einzelnen 
Punkten machen: Erstens. Was wir erlebt haben - das ist 
hier ja mehrfach angesprochen worden -, ist ein Destabi- 
lisierungsversuch in Mazedonien und in Südserbien. Wir 
sollten uns darüber im Klaren sein: Es war der Versuch 
von Desperados - hoffentlich ein letztes Mal, aber viel- 
leicht passiert es auch noch öfter -, doch noch einmal die 
großalbanische Frage aufzuwerfen. Darüber durften wir 
uns nicht wundern. Worüber wir uns wundem müssen, ist, 
was für Waffenlager ihnen zur Verfügung standen. Wir 
müssen UNMIK an der Aufgabe festhalten, auch weiter- 
hin nach Waffen zu suchen, wo immer sie sich befinden 
mögen. 

Zweitens. Eine Bemerkung zu Herrn Akpali. Sie haben, 
Herr Akfali, darauf hingewiesen, wie wichtig die interna- 
tionalen Richter sind. UNMIK selber hat eingestanden, 
dass es ein Fehler gewesen sei, ursprünglich die Auffassung 
vertreten zu haben, es sollten nur eigene, lokale Richter 
Recht sprechen. Jetzt haben wir ein Rotationssystem mit 
Richtern auf ein Jahr. Das ist bedauerlich. Dennoch müssen 
wir, denke ich, all den Richtern danken, die für ein Jahr dort 
hingehen. Wir müssen über unsere Mitgliedstaaten dafür 
werben, dass internationale Richter dort weiter tätig sind, 
damit Lager wie das Borstel-Camp geleert werden und die 
Leute vor Gericht gestellt werden können. 

Drittens. Auch ich halte die Wahlen für sehr wichtig. Ich 
denke, es ist sehr wichtig, dass zunächst ein „legal frame- 
work“ errichtet wird. Ich möchte in diesem Zusammen- 
hang noch auf einen Punkt hinweisen, der im Bericht so 
deutlich noch nicht angesprochen worden ist: Ich glaube, 
es ist ganz besonders wichtig, dass auch die serbischen 
Flüchtlinge, die aus vielen Gründen noch nicht in ihr Land 
zurückkommen können, die aber dorthin zurück wollen, 
die Möglichkeit haben, sich in die Wählerregister einzu- 
tragen und sich an den Wahlen zu beteiligen. 

Viertens. Ich habe mit Erschrecken zur Kenntnis genom- 
men, dass noch im letzten Jahr 12 500 „forced repatria- 
tions“ stattgefunden haben; selbst in den ersten Monaten 
dieses Jahres gab es noch 1 388. Ich habe die Befürchtung, 
dass mein eigenes Land mit einer erklecklichen Anzahl 
hieran beteiligt ist. So wie wir uns in unserem jeweiligen 
Land immer dagegen aussprechen, sollten wir uns auch 
hier ganz entschieden gegen „forced repatriations“ aus- 
sprechen. Denn eines ist klar: Solange die Flüchtlinge 
noch in ihren Gastländern sind, können sie, wenn ihnen 
die Möglichkeit dazu gegeben wird, zum Einkommen ih- 
rer großen Sippen im Kosovo beitragen. 

Und damit bin ich beim allerletzten Punkt. Ich wünschte 
mir, dass wir dann, wenn wir wieder über dieses Thema 
zu diskutieren haben - und wir werden das sicherlich noch 
öfter tun müssen, Herr Präsident -, auch einen Bericht des 
Wirtschaftsausschusses haben. Denn ich glaube, nichts 
bedarf der Diskussion so dringlich wie die Frage, wie die 
Wirtschaft im Kosovo wieder in Gang gebracht werden 
kann, wie dort wieder Einkommen generiert werden kön- 
nen; denn das ist die Grundlage für alles Weitere. 


Da ich noch ein paar Sekunden habe, sage ich abschließend: 

Natürlich müssen wir darüber diskutieren, wie auch dem 

Kosovo mit eigenen Projekten, Kosovo-bezogen, im Rah- 
men des Stabilitätspaktes geholfen werden kann. Nach der 

Rede von Herrn Micunovic haben wir allen Anlass, da auf 

Kooperation zu hoffen. - Danke sehr. 

Empfehlung 1508 (2001)* 

betr.: die Lage im Kosovo und den benachbar- 
ten Regionen 

(Drucksache 9020) 

1 . Die Lage im Kosovo und in der Bundesrepublik Jugo- 
slawien (BRJ) ist und bleibt Gegenstand ständiger Be- 
sorgnis für die Parlamentarische Versammlung. 

2. Obgleich sich die Lage in der Region in den letzten 
Wochen beruhigt hat, ist die Versammlung weiterhin 
zutiefst beunruhigt über die von Extremisten albani- 
scher Volkszugehörigkeit im Kosovo, in Südserbien 
und in der „ehemaligen jugoslawischen Republik Ma- 
zedonien“ verübten Gewalthandlungen. Sie verurteilt 
diese Handlungen, die eine ernste Bedrohung der 
Stabilität der gesamten Region bedeuteten, auf das 
Schärfste. 

3. Der Europarat muss zusammen mit anderen internatio- 
nalen Organisationen Anstrengungen in Richtung auf 
eine politische Lösung der Lage im Kosovo und den be- 
nachbarten Regionen unterstützen und seine Aktivitäten 
mit dem Ziel der Förderung und Konsolidierung der de- 
mokratischen Stabilität und der Verbesserung der inte- 
rethnischen Beziehungen verstärken. 

In Bezug auf das Kosovo: 

4. Die Versammlung bekräftigt ihre nachdrückliche Unter- 
stützung für die uneingeschränkte Umsetzung der Reso- 
lution 1224 (1999) des Sicherheitsrates der VN über die 
Lage im Kosovo. 

5. Die Versammlung begrüßt den Prozess, der zur Ein- 
richtung von Gemeinden im Kosovo infolge der 
Kommunalwahlen vom Oktober 2000 geführt hat. Sie 
ermutigt die Gemeinden, deren Bildung noch nicht ab- 
geschlossen ist, dies so bald wie möglich zu tun, und 
sie betont die Notwendigkeit, alle ethnischen Gruppen 
in ihre politischen Strukturen einzubeziehen. 

6. Sie begrüßt die Absicht von Herrn Haekkerup, dem Son- 
derbeauftragten des VN-Generalsekretärs und Leiter der 
VN-Mission im Kosovo (UNMIK), im späteren Verlauf 
dieses Jahres allgemeine Wahlen im gesamten Kosovo 
zu veranstalten, sobald der rechtliche Rahmen für die 
vorläufige Selbstverwaltung im Kosovo besteht und die 
mit diesen Wahlen zu schaffenden Institutionen festge- 
legt worden sind. 


Versammlungsdebatte am 25. April 2001 (12. Sitzung). Siehe 
Dok. 9020, Bericht des Politischen Ausschusses (Berichterstatterin: 
Frau Kautto). Der Text wurde von der Versammlung am 25. April 
2001 (12. Sitzung) verabschiedet. 
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7. Alle Anstrengungen müssen unternommen werden, 
um die umfassende Beteiligung aller ethnischen 
Gruppen im Kosovo an diesen Wahlen sicherzustel- 
len. Ohne deren Beteiligung können die Wahlen 
nicht den Zweck erfüllen, den sie erfüllen sollen. Sie 
ruft alle Menschen im Kosovo und insbesondere die 
Kosovo-Albaner auf, ihr Möglichstes zu tun, um 
während des Wahlkampfes ein in hohem Maße si- 
cheres Umfeld zu gewährleisten. Sie ruft alle Volks- 
gruppen, darunter die Serben, Roma, Ashkaeli, Tür- 
ken und Ägypter auf, sich zu den Wahlen 
anzumelden und auf konstruktive Art und Weise an 
ihnen teilzunehmen. 

8. In dieser Hinsicht begrüßt die Versammlung die Ein- 
richtung einer Arbeitsgruppe unter Führung von 
Herrn Haekkerup, die einen rechtlichen Rahmen für 
die vorläufigen Institutionen für eine demokratische 
und autonome Selbstverwaltung im Kosovo ausar- 
beiten soll, wie in der Resolution 1244 (1999) des 
Sicherheitsrates der VN vorgesehen, unbeschadet 
der endgültigen politischen Lösung für das Kosovo. 
Sie stellt mit Zufriedenheit fest, dass die Kosovo- 
Serben der Arbeitsgruppe jetzt erneut beigetreten 
sind, und ermutigt alle, die an ihr teilnehmen, ihr 
Engagement fortzusetzen, bis die verbleibenden 
Fragen gelöst sind. 

9. Sie fordert alle politischen Parteien im Kosovo auf, 
die von der UNMIK unternommenen Anstrengun- 
gen zum Aufbau einer stabilen, multiethnischen und 
demokratischen Gesellschaft im Kosovo zu unter- 
stützen und günstige Bedingungen für Wahlen im 
gesamten Kosovo sicherzustellen. 

10. Die Versammlung begrüßt die engen Kontakte zwi- 
schen den Behörden der BRJ, der UNMIK und der 
KFOR, insbesondere die Vereinbarung über die 
Eröffnung eines Büros der UNMIK in Belgrad. Sie 
nimmt mit Befriedigung Kenntnis von den jüngsten 
Gesprächen zwischen Herrn Haekkerup und Präsi- 
dent Kostunica, die einen bedeutenden Schritt für 
ein konstruktives Verhältnis zwischen der UNMIK 
und der BRJ darstellen. 

1 1 . Sie betont die Bedeutung eines substanziellen Dia- 
logs zwischen den politischen Führern im Kosovo 
und den Bundesbehörden der BRJ. 

12. Sie ist ferner erfreut festzustellen, dass eine Reihe 
von Kosovo-Albanern, die als politische Häftlinge 
in Serbien inhaftiert waren, freigelassen wurden. 
Angesichts der Verpflichtung der BRJ, politische 
Gefangene freizulassen, erwartet der Europarat, 
dass alle politischen Häftlinge sehr bald freigelassen 
werden. 

13. Die Versammlung fordert die kommunalen Behör- 
den im Kosovo, die UNMIK und die KFOR nach- 
drücklich dazu auf, alle möglichen Schritte zu er- 
greifen, um diejenigen Serben, Albaner und 
Mitglieder anderer ethnischer Gruppen, die seit Juni 


1999 verschleppt wurden oder verschwunden sind, 
ausfindig zu machen. 

14. Sie bekräftigt ihre F orderung nach einer unverzügli- 
chen Beendigung der ethnischen Gewalt im Kosovo 
und fordert alle politischen Führer im Kosovo nach- 
drücklich auf, weiterhin diese Handlungen zu verur- 
teilen, sowie Handlungen, die von albanischen Ex- 
tremisten in den benachbarten Regionen verübt 
werden. Die politischen Führer im Kosovo müssen 
sich weiterhin eindeutig und uneingeschränkt von 
diesen Extremisten distanzieren und Frieden und 
Stabilität fördern. 

15. Die Versammlung ruft die Kosovo-Serben sowie die 
übrigen Volksgruppen dazu auf, eine aktive Rolle in 
den von der internationalen Gemeinschaft einge- 
richteten Übergangsstrukturen und Institutionen zu 
übernehmen. 

16. Die Versammlung hofft, dass die Menschen im Ko- 
sovo in der nahen Zukunft nach und nach damit be- 
ginnen werden, die unterschiedlichen Funktionen 
und Verantwortlichkeiten zu übernehmen, die zur 
Zeit der internationalen Gemeinschaft obliegen. 

ln Bezug auf Südserbien: 

17. Die Versammlung ist weiterhin zutiefst besorgt über 
die Lage in einigen Ortschaften Südserbiens, die 
durch Gewalthandlungen bewaffneter albanischer 
Volksgruppen entstanden ist. 

18. Die Versammlung fordert die KFOR nachdrücklich 
dazu auf, alle möglichen Schritte zu ergreifen, um 
jegliche Unterstützung aus dem Kosovo für Krimi- 
nelle und Extremisten zu verhindern, die in der Puf- 
ferzone und in Südserbien operieren. 

19. Sie begrüßt die am 12. März 2001 durch die extre- 
mistischen Angehörigen der albanischen Volks- 
gruppe und die serbische Regierung im Presevo-Tal 
Unterzeichneten Vereinbarungen über eine Waffen- 
ruhe. 

20. Sie begrüßt die anhaltende Zurückhaltung der 
Behörden der BRJ und Serbiens und nimmt deren 
Plan (Covic-Plan) für die „Lösung der durch die Ak- 
tivitäten der albanischen Extremistengruppen in 
Südserbien geschaffenen Krise“ zur Kenntnis. 

21. Die Versammlung begrüßt die Einleitung von Ver- 
handlungen im Rahmen dieses Plans und ermutigt 
die Parteien, eine friedliche und dauerhafte Lösung 
durch Dialog und vertrauensbildende Maßnahmen 
zu finden. 

In Bezug auf die „ehemalige jugoslawische Republik Ma- 
zedonien“: 

22. Die Versammlung ruft zu Wachsamkeit gegenüber 
bewaffneten Verbänden auf, die sich weiterhin an 
und im Umkreis der Grenzen der „ehemaligen ju- 
goslawischen Republik Mazedonien“ befinden. 
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23. Die Lage hätte nicht nur die „ehemalige jugoslawi- 
sche Republik Mazedonien“, sondern auch die ge- 
samte Region destabilisieren können. 

24. Die Anwendung von Gewalt durch extremistische 
Angehörige der albanischen Volksgruppe diskredi- 
tiert jedes Anliegen, das sie Vorbringen könnten. 

25. Die Versammlung unterstützt Anstrengungen durch 
die Behörden der „ehemaligen jugoslawischen Re- 
publik Mazedonien“ zur Zusammenarbeit mit der 
NATO und anderen internationalen Organisationen 
zur Beendigung der Gewalt in einer Art und Weise, 
die im Einklang steht mit der Rechtsstaatlichkeit und 
fordert die NATO auf, ihre Unterstützung für die ma- 
zedonischen Behörden zur Bewältigung dieser Lage 
zu verstärken. 

26. Sie fordert die KFOR nachdrücklich auf, alle nur 
möglichen Maßnahmen zu ergreifen, um eine Unter- 
stützung durch das Kosovo für die Extremisten zu 
verhindern, die in der Grenzregion zwischen dem 
Kosovo und der „ehemaligen jugoslawischen Repu- 
blik Mazedonien“ operieren, und daher die Waffen- 
und Grenzkontrollen zu verstärken und die Extremis- 
ten festzunehmen. 

27. Sie betont die Notwendigkeit der Achtung der Sou- 
veränität und Aufrechterhaltung der territorialen 
Unversehrtheit der „ehemaligen jugoslawischen Re- 
publik Mazedonien“ und aller anderen Staaten der 
Region und fordert alle Parteien auf, das in Skopje 
am 23. Februar 2001 und vom Parlament der „ehe- 
maligenjugoslawischen Republik Mazedonien“ am 
1. März 2001 ratifizierte Demarkationsübereinkom- 
men zu respektieren. 

28. Die Versammlung verweist auf ihren Beschluss vom 
April 2000, das Überwachungsverfahren für die 
„ehemalige jugoslawische Republik Mazedonien“ 
abzuschließen und stellt fest, dass der Überwa- 
chungsausschuss beschlossen hat, den Post-Monito- 
ring-Dialog zu eröffnen. Bei dieser Gelegenheit hat 
sie die mazedonische Mehrheit und die Minderheit 
albanischer Abstammung auch ermutigt, sich wei- 
terhin um eine umfassende Integration der Minder- 
heiten innerhalb eines Staates, der die Rechte und 
Grundfreiheiten aller Bürger respektiert, zu 
bemühen. 

29. Die Versammlung nimmt mit Befriedigung Kenntnis 
von der andauernden Diskussion über die Reform 
der Verfassung der „ehemaligen jugoslawischen Re- 
publik Mazedonien“ im Hinblick auf die Berück- 
sichtigung einiger Anliegen der albanischen Bevöl- 
kerung. 

30. Die Versammlung fordert die albanischen politi- 
schen Führer in der „ehemaligen jugoslawischen 
Republik Mazedonien“ auf, weiterhin mit der Re- 
gierung dieses Landes im Rahmen des demokrati- 
schen Prozesses zur Weiterverwirklichung ihrer Er- 
wartungen hinsichtlich der Konsolidierung der 


multiethnischen Gesellschaft des Landes zusam- 
menzuarbeiten. 

31. Die Versammlung begrüßt die klare Verurteilung 
von Gewalt durch die Regierung der Republik Alba- 
nien, durch die albanischen politischen Führer in der 
„ehemaligen jugoslawischen Republik Mazedo- 
nien“ und im Kosovo. Alle albanischen Führer der 
Region müssen diese Politik der Verurteilung von 
Gewalt fortsetzen und ihren Einfluss zur Förderung 
von Dialog und Frieden geltend machen. 

tn Bezug auf Montenegro: 

32. Die Versammlung begrüßt die hohe Beteiligung an 
den allgemeinen Wahlen vom 22. April 2001 und er- 
achtet sie als eine klare Verdeutlichung des Engage- 
ments des montenegrinischen Volkes, sich auf eine 
pluralistische Demokratie hin zu bewegen. 

33 . Die Versammlung fordert die Behörden der Bundes- 
republik Jugoslawien und die Behörden ihrer kon- 
stituierenden Republik Serbien auf: 

i. die Bestimmungen der Resolution 1 244 (1999) 
über die Lage im Kosovo uneingeschränkt zu 
beachten; 

ii. die enge Zusammenarbeit mit UNMIK und 
KFOR fortzusetzen, insbesondere bei der Ge- 
währleistung, dass zukünftige Wahlen im Ko- 
sovo in einer demokratischen und friedlichen 
Art und Weise durchgeführt werden; 

iii. die Kosovo-Serben zu ermutigen, die verschie- 
denen Teile ihrer Gemeinschaft zusammenzu- 
bringen, ihre eigenen politischen Strukturen zu 
schaffen und sich aktiv am lokalen politischen 
Leben zu beteiligen; 

iv. einen substanziellen Dialog mit den Führern 
der Kosovo-Albaner zu verfolgen; 

v. die übrigen kosovo-albanischen, in Serbien in- 
haftierten Häftlinge freizulassen und alle nur 
möglichen Maßnahmen zu ergreifen, um jene, 
die verschwunden sind, zu finden und ihre 
Rückkehr zu ermöglichen; 

vi. weiterhin zurückhaltend in Südserbien aufzu- 
treten und auf demokratischen Grundsätzen 
basierende Verhandlungen zur Herbeiführung 
einer politischen Lösung für die Lage in Süd- 
serbien fortzusetzen; 

vii. vertrauensbildende Maßnahmen, einschließ- 
lich politischer und wirtschaftlicher Reformen 
mit dem Ziel einer Verbesserung der Lage der 
Albaner im Südserbien zu ergreifen; 

viii. Reformen und Anstrengungen mit dem Ziel der 
Stärkung einer demokratischen und multiethni- 
schen Gesellschaft in der BRJ fortzusetzen; 

ix. den Dialog bezüglich des Rahmens für die Be- 
ziehungen zwischen Serbien und Montenegro 
fortzusetzen, um sich über eine friedliche Lö- 
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sung im Interesse der Völker und der Stabilität 
der Region zu verständigen. 

34. Die Versammlung fordert die Behörden der „ehema- 
ligenjugoslawischen Republik Mazedonien“ auf: 

i. ihre Anstrengungen zur Beendigung der Ge- 
walt in einer Art und Weise zu verstärken, die 
den rechtsstaatlichen Prinzipien Rechnung 
trägt, und ihre Politik mit dem Ziel fortzuset- 
zen, den Konflikt mit politischen und diploma- 
tischen Mitteln beizulegen; 

ii. ihre Zusammenarbeit mit den albanischen Par- 
teien fortzusetzen und die notwendigen innen- 
politischen, rechtlichen und wirtschaftlichen 
Reformen zu ergreifen zur Verbesserung der 
interethnischen Beziehungen, zur Stabilisie- 
rung der multiethnischen Gesellschaft und zur 
Konsolidierung eines wahrhaft multiethni- 
schen Staates; 

iii. ihre Zusammenarbeit mit der NATO fortzuset- 
zen zur Bewältigung der Sicherheitsprobleme, 
insbesondere der Kontrolle ihrer Grenzen zum 
Kosovo. 

35. Die Versammlung fordert die Behörden Albaniens 
nachdrücklich auf: 

i. weiterhin uneingeschränkt die von Extremi- 
sten albanischer Volkszugehörigkeit verübte 
Gewalt zu verurteilen, alle möglichen Maß- 
nahmen zu ergreifen, um Unterstützung für 
diese Extremisten zu verhindern und ihre An- 
strengungen im Hinblick auf die Förderung 
von Frieden in der Region fortzusetzen; 

ii. ihre Anstrengungen zur Bekämpfung des orga- 
nisierten Verbrechens fortzusetzen, einschließ- 
lich des Frauenhandels sowie der Herstellung 
von Drogen und des Drogenhandels. 

36. Die Versammlung beschließt, die Tage sorgfältig 
weiter zu verfolgen. 

37. Die Versammlung fordert das Ministerkomitee 
ferner dazu auf, die nötigen Ressourcen bereitzu- 
stellen, um eine positive Antwort auf eine eventuelle 
Anfrage seitens der UNMIK zu ermöglichen, zur 
Organisation und Beobachtung der bevorstehenden 
Wahlen im Kosovo beizutragen. 

Empfehlung 1509 (2001)* 

betr.: Menschenrechte und Rechtsstaatlichkeit 
im Kosovo 

(Drucksache 9057) 

Versammlungsdebatte am 25. April 2001 (12. Sitzung). Siehe 
Dok. 9057, Bericht des Ausschusses für Recht und Menschenrechte 
(Berichterstatter: Herr Akgali). Der Text wurde von der Versamm- 
lung am 25. April 2001 (12. Sitzung) verabschiedet. 


1 . Die Einhaltung der Menschenrechte und die Rechts- 
staatlichkeit auf dem europäischen Kontinent, ins- 
besondere in Südost-Europa, sind zwei der ständi- 
gen Hauptanliegen der Versammlung. 

2. Die Versammlung stellt mit Bedauern fest, dass die 
Menschenrechte im Kosovo weiterhin weitgehend 
missachtet werden. 

3. Die Versammlung stellt fest, dass die Sicherheit von 
Personen und Eigentum im Kosovo trotz der Anwe- 
senheit einer äußerst imponierenden multinationa- 
len Friedenstruppe noch immer nicht garantiert ist. 

4. Die Versammlung ist betroffen über die individuelle 
Lage der Häftlinge und ihrer lnhaftierungs- und 
Haftbedingungen. 

5. Die Verantwortung für den Schutz und die Förderung 
der Menschenrechte wurde durch die Resolution 1244 
(1999) des Sicherheitsrates der Vereinten Nationen 
über die Situation im Kosovo ausdrücklich auf die Zi- 
vilverwaltung der Vereinten Nationen übertragen. 

6. Die schrittweise, bisher jedoch langsame Errichtung 
eines Justizsystems im Kosovo ist ein erbauliches 
Unterfangen, das die Unterstützung aller europä- 
ischer Regierungen, auch der Regierungen in der 
Region, erfordert. 

7. Die Versammlung begrüßt die Schaffung einer eige- 
nen multiethnischen Lokalpolizei für das Kosovo 
und fordert die Zivilpolizei der Vereinten Nationen 
nachdrücklich auf, die Lokalpolizei des Kosovo 
stärker in ihre Aufgaben einzubeziehen. 

8. Die Versammlung ist besorgt über die Langsamkeit 
des Prozesses der nationalen Beteiligung an der von 
den Vereinten Nationen eingerichteten Übergangs- 
verwaltung. 

9. Die Versammlung ist folglich dankbar über den Vor- 
schlag von Herrn Haekkerup, dem Sonderbeauftrag- 
ten des Generalsekretärs der Vereinten Nationen, das 
Kosovo vor den allgemeinen Wahlen im Herbst 
2001 mit einem „rechtlichen Rahmen“ auszustatten. 

10. Die Versammlung ist besorgt über die offenkundigen 
Widersprüche in der gegenwärtigen Gesetzgebung des 
Kosovo, die es unmöglich machen, sie anzuwenden. 

1 1 . Die Versammlung ist der Ansicht, dass der Europa- 
rat aufgrund seines Sachverständigenwissens zur 
Zeit die am besten geeignete internationale Organi- 
sation ist, um den Schutz der Menschenrechte im 
Kosovo zu fördern, und dass er besonders gut dazu 
befähigt ist, sich an der Ausarbeitung von Gesetzen 
zu beteiligen. 

12. Aus diesen Gründen empfiehlt die Versammlung 
dem Ministerkomitee, 

i. die Anstrengungen der Vereinten Nationen, der 

OSZE und der Europäischen Union zur Stabi- 
lisierung und Konsolidierung der Rechtsstaat- 
lichkeit im Kosovo zu unterstützen; 
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ii. die Übergangsverwaltung der Vereinten Natio- 
nen zu ersuchen, sich bei all ihren Aktionen an 
die Europäische Menschenrechtskonvention und 
andere relevante Rechtsinstrumente des Europa- 
rates zu halten; 

iii. alle Programme des Europarats für Rechtshilfe 
und zur Steigerung des Bewusstseins im Hin- 
blick auf die Menschenrechte im Kosovo weiter- 
hin zu unterstützen; 

iv. mehr Ressourcen für den Internationalen Straf- 
gerichtshof für das ehemalige Jugoslawien 
(ICTY) bereitzustellen, sodass er die nötigen 
Untersuchungen durchführen und die erforder- 
lichen Anklagen erheben kann; 

v. die Verabschiedung eines Wahlgesetzes zu för- 
dern, das die Kandidatur von Bürgerparteien 
bei den Wahlen ermöglichen würde - wie in 
anderen europäischen Ländern - anstatt von 
Parteien auf der Grundlage der ethnischen Zu- 
gehörigkeit; 

vi. die Übertragung von Befugnissen und Kompe- 
tenz im rechtlichen und finanziellen Bereich 
auf die künftige vorläufige Versammlung zu 
fördern; 

vii. schließlich die bisher unzureichende Präsenz 
des Europarats im Kosovo und seine Unter- 
stützung der zuständigen Behörden zu ver- 
stärken, indem beispielsweise der Menschen- 
rechtskommissar des Europarates aufgefordert 
würde, Kontakt mit der Institution des Om- 
budsmanns im Kosovo aufzunehmen. 

Richtlinie 572 (2001)* 

betr. : Menschenrechte und Rechtsstaatlichkeit 
im Kosovo 

(Drucksache 9057) 

Die Parlamentarische Versammlung verweist auf ihre Emp- 
fehlung 1509 (2001) betr. Menschenrechte und Rechtsstaat- 
lichkeit im Kosovo und weist ihren Ausschuss für Recht und 
Menschenrechte an, mit den Entwicklungen in Bezug auf 
Rechtsstaatlichkeit und Menschenrechte im Kosovo genau 
Schritt zu halten. 

Empfehlung 1510(2001)* 

betr.: die humanitäre Lage der Rückkehrer im 
Kosovo 

(Drucksache 9007 rev.) 

Versammlungsdebatte am 25. April 2001 (12. Sitzung). Siehe 
Dok. 9057, Bericht des Ausschusses für Recht und Menschenrechte 
(Berichterstatter: Herr Akgali). Der Text wurde von der Versamm- 
lung am 25. April 2001 (12. Sitzung) verabschiedet. 


1 . Die Rückkehr der Flüchtlinge und Binnenvertriebenen 
im Kosovo ist eines der Hauptprobleme für die Bevöl- 
kerung im Kosovo und für alle international Beteilig- 
ten. Große Fortschritte wurden erzielt bei der Unter- 
stützung der Wiederansiedlung von Hunderttausenden 
hauptsächlich ethnischen Albanern im Kosovo. Mehr 
als 900 000 Kosovaren sind seit dem Ende des Kon- 
fliktes zurückgekehrt, von denen fast 200000 Perso- 
nen freiwillig in organisierten Rückführungen zurück- 
kehrten, mehr als 80000 Personen allein im Jahre 
2000. Viele andere kamen aus eigener Initiative 
zurück. 

2. Die Rückkehr von Flüchtlingen, die zweifellos be- 
trächtliche Auswirkungen auf alle gesellschaftspoliti- 
schen Aspekte im Kosovo hat, insbesondere auf 
Fürsorge, Bildung und Weiterbildung, Gesundheits- 
vorsorge, Beschäftigung und Sicherheit wird aller 
Voraussicht nach auch im Jahr 2001 eine Frage blei- 
ben, die große Besorgnis hervorruft. 

3. Nachdem beträchtliche Anstrengungen unternommen 
wurden, die Rückkehr der kosovo-albanischen Flücht- 
linge in das Kosovo zu ermutigen, zu beschleunigen 
und sogar mit Zwang durchzusetzen, hatte die Über- 
gangsverwaltung der Vereinten Nationen im Kosovo 
(UNMIK) im Herbst 2000 an die Gastländer appel- 
liert, diesen Prozess angesichts der zum damaligen 
Zeitpunkt im Kosovo bestehenden begrenzten Auf- 
nahmekapazität zu verlangsamen oder sogar vorüber- 
gehend auszusetzen. 

4. Die Versammlung ist besorgt, dass trotz der Tatsache, 
dass der UNHCR die Gastländer angesichts der gene- 
rell heiklen Sicherheitslage wiederum aufgefordert 
hatte, Abstand zu nehmen von Zwangsrückführungen 
von Bevölkerungsteilen albanischer Abstammung in 
das Kosovo, die Zwangsrückführungen in das Kosovo 
weiterhin fortgesetzt wurden. 12 533 Personen wur- 
den zwischen Januar und Ende Dezember 2000 
zwangsweise rückgeführt. Vom 1. Januar bis zum 
24. März 2001 wurden nach Angaben der Grenzpoli- 
zei der UNMIK 1 388 Zwangsrückführungen am 
Flughafen Pristina registriert. Viele weitere wurden 
ermutigt, die Gastländer zu verlassen, indem sie Ab- 
findungen erhielten, wenn sie das Land zu einem be- 
stimmten Zeitpunkt verließen. 

5. Die Versammlung teilt uneingeschränkt die in ihrem 
„Politischen Papier über die Rückführung der 
Kosovo-Albaner“ zum Ausdruck gebrachten Ansich- 
ten der UNMIK und unterstützt deren Anliegen, alle 
Rückführungsprogramme als koordinierte, zeitlich 
abgestimmte und geordnete Rückführungen zu 
planen. Grundsätzlich sollte eine angemessene Un- 
terbringung für alle Rückkehrer in das Kosovo ge- 
währleistet sein. Die Rückkehr von Angehörigen be- 
sonders benachteiligter Gruppen, für die derzeit keine 
Unterstützung zur Verfügung steht, sollte vermieden 
werden ebenso wie überstürzte Handlungen, die 
einen unkontrollierten Zustrom der Rückkehrer aus- 
lösen könnten. 
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6. Die Versammlung möchte daher die humanitäre 
Lage genau überwachen, die kosovo-albanische 
Rückkehrer nach ihrer Ankunft im Kosovo erwartet. 
Eine erfolgreiche Rückkehr beschränkt sich nicht 
auf die reine Schutzunterkunft, und das Kosovo be- 
findet sich noch immer im Prozess des Aufbaus sei- 
ner sozialen, bildungsmäßigen und öffentlichen 
Dienstleistungen. Im Dezember 2000 lag die ge- 
schätzte Arbeitslosenquote bei 65 %. Enorme Er- 
folge wurden tatsächlich erzielt in Bezug auf den 
Wiederaufbau und die Entwicklung des Kosovo, 
aber die Lage bleibt angespannt und sicherlich un- 
annehmbar wegen des unkoordinierten massiven 
Rückkehrstroms von Kosovo-Albanern, die früher 
in einem Gebiet lebten, in dem sie eine zahlen- 
mäßige Minderheit darstellten. 

7. Die Versammlung ist tief besorgt über die Sicherheit 
der Rückkehrer, die der nicht albanischen Minder- 
heit angehören. Die KFOR muss die Volksgruppen 
der Serben, Roma, Ashkaeli und Ägypter 24 Stun- 
den pro Tag bewachen, gleichzeitig hat sich die Ge- 
walt gegen Minderheitengruppen erhöht. Außerdem 
hat es den Anschein, dass die Angriffe jetzt organi- 
sierter, koordinierter und gezielter erfolgen. Unter 
den gegenwärtigen Umständen kann ihre freiwillige 
Rückkehr sicherlich weder gefördert noch unter- 
stützt werden. Das Grundrecht der Binnenvertriebe- 
nen auf Rückkehr in ihre ursprünglichen Wohnorte 
ist weit davon entfernt, erreichbar zu sein. 

8. Trotz eindrucksvoller Einrichtungen zum Schutz 
und zur Unterstützung in den serbischen Enklaven 
und in und im Umkreis der Wohngegenden der 
Roma, Ashkaeli und Ägypter im gesamten Kosovo 
sowie trotz der von der internationalen Gemein- 
schaft unternommenen Anstrengungen und einiger 
Anstrengungen der betroffenen Volksgruppen, dau- 
erhafte Lösungen für ein friedliches Miteinander zu 
finden, erlauben es die anhaltende Gewalt und die 
noch immer bestehenden Einschränkungen der Be- 
wegungsfreiheit und des Zugangs zu Einkommen 
und den grundlegenden Diensten für diejenigen, die 
in diesen Gebieten leben, den Bevölkerungen derzeit 
nicht, in Sicherheit und Würde zu leben. 

9. Die Versammlung teilt daher voll und ganz die An- 
sichten des Gemeinsamen Rückkehr-Ausschusses 
für Kosovo-Serben, die dieser in seinem „Rahmen 
für die Rückkehr 2001“ zum Ausdruck gebracht hat, 
in dem die Grundsätze für eine spontane Rückkehr 
der Binnenvertriebenen klar ausgearbeitet wurden, 
wie beispielsweise das Grundrecht auf Rückkehr in 
ihre ursprünglichen Wohnorte unter der Vorausset- 
zung von Sicherheit und Würde einschließlich dem 
Recht auf Bewegungsfreiheit. Außerdem sollte eine 
Rückkehr auf der Grundlage einer umfassenden Be- 
urteilung der individuellen möglichen Rückkehrorte 
stattfmden und sich auf alle geographischen Gebiete 
im Kosovo erstrecken. Die Rückkehr der Minder- 
heiten muss ebenfalls auf nicht aufsehenerweckende 
Art und Weise, geordnet und transparent erfolgen. 


10. Die Versammlung empfiehlt dem Ministerkomitee 
daher, die Mitgliedstaaten des Europarates nach- 
drücklich aufzufordem: 

a. von allen übereilten Handlungen Abstand zu 
nehmen, die einen nicht zu bewältigenden und 
kontraproduktiven Massenzustrom von Flücht- 
lingen in das Kosovo hervorrufen könnten; 

b. Asylbewerbern aus dem Kosovo umfassenden 
Zugang zu den Asylverfahren zu gewähren und 
über ihre Anträge auf Anerkennung als Flücht- 
ling auf individueller Basis gemäß der Genfer 
Konvention von 1951 zu entscheiden; 

c. anzuerkennen, dass eine interne Umsiedlung 
nach Serbien und Montenegro für Asylbewerber 
aus dem Kosovo zurzeit keine akzeptable Um- 
siedlungsaltemative darstellt; 

d. Abstand zu nehmen von jeder Zwangsrück- 
führung von Flüchtlingen ins Kosovo sowie von 
jeder Zwangsaussiedlung besonders schutzbe- 
dürftiger Personen wie Personen, die in den Kri- 
sen- und Konfliktjahren Opfer oder Zeugen von 
Folter oder Einsperrung geworden sind, sowie 
Menschen, die durch ihre Erfahrung mit Men- 
schenrechtsverletzungen und sexueller Gewalt 
traumatisiert sind; 

e. Abstand zu nehmen von jeder Zwangsrück- 
führung von Flüchtlingen ins Kosovo sowie von 
jeder Zwangsaussiedlung von Personen, die 
stark benachteiligten Gruppen angehören, wie 
Personen mit schwerwiegenden Gesundheits- 
und seelischen Problemen, Schwerbehinderten, 
Kindern, die das Schuljahr noch nicht beendet 
haben oder minderjährigen Jugendlichen oder 
Personen, die sozialer Unterstützung bedürfen; 

f. in jedem Fall Abstand zu nehmen von der 
Zwangsrückführung von Minderheiten und ihre 
Rückkehr nicht direkt oder indirekt zu veranlas- 
sen oder zu fördern; 

g. angemessene Finanzmittel für den Wiederaufbau 
der sozialen Fürsorge zur Verfügung zu stellen, 
welcher in der Übergangsphase von der Not- 
standssituation zur Entwicklung zunehmende 
Verantwortung in Bezug auf die Rückkehrer im 
Kosovo zukommt 

h. die freiwillige Rückführung aller Flüchtlinge 
und Binnenvertriebenen ungeachtet ihrer ethni- 
schen Herkunft als Grundlage für die Erreichung 
eines nachhaltigen Friedens im Kosovo zu be- 
trachten. 

1 1 . Die Versammlung fordert die internationalen Orga- 
nisationen, die im Kosovo bestehenden Verwal- 
tungs- und militärischen Einrichtungen sowie die 
örtlichen Organisationen nachdrücklich auf: 

a. ihre Zusammenarbeit und ihren Informationsaus- 
tausch fortzusetzen, um weiter zu einer klaren 
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Einschätzung der Aufnahmekapazität von Ko- 
sovo-Albanern beizutragen und den reibungslo- 
sen Prozess ihrer Rückkehr aufrecht zu erhalten; 

b. das Klima für eine sichere und freiwillige Rück- 
kehr der Minderheiten als eine der dringlichsten 
Prioritäten für die Zukunft anzusehen und daher 
die bestehenden Bedingungen anzugehen und zu 
verbessern, die zurzeit eine Rückkehr eher ver- 
hindern und neue Vertriebene schaffen, als sie zu 
fördern; 

c. den Kontext für einen konstruktiven und partizi- 
pativen Dialog zwischen den Ethnien zu schaffen. 

12. Die Versammlung empfiehlt dem Ministerkomitee 
ferner: 

a. die Fortsetzung der starken Beteiligung und des 
großen Einsatzes des Europarates am Prozess des 
demokratischen Wiederaufbaus des Kosovo si- 
cherzustellen; 

b. seine politische Unterstützung für das Büro des 
Europarates in Pristina zu verstärken und das Se- 
kretariat mit den angemessenen Human- und Fi- 
nanzressourcen auszustatten sowie dem Mandat, 
in enger Zusammenarbeit mit der VN- Verwaltung 
und den humanitären Organisationen, wie dem 
Amt des Hohen Flüchtlingskommissars der Ver- 
einten Nationen (UNHCR) und der Internationa- 
len Organisationen für Migration (IOM) sowie den 
örtlichen Organisationen, den Prozess der Rück- 
kehr der Flüchtlinge ins Kosovo zu verfolgen; 

c. den Grundsatz der zeitlich gestaffelten, koordi- 
nierten und vor allem freiwilligen Rückkehr der 
Flüchtlinge und Binnenvertriebenen in Würde 
und Sicherheit zu fördern. 

13. Die Versammlung fordert das Ministerkomitee und die 
Mitgliedstaaten des Europarates nachdrücklich auf, 
anzuerkennen, dass die Zwangsrückführungen von 
Einzelnen Gefahr laufen, wie im Falle der verschiede- 
nen nicht albanischen Bevölkerungsgruppen des Ko- 
sovo, möglicherweise Artikel 33 der Genfer Konven- 
tion von 1951 zum Schutze der Flüchtlinge sowie 
Artikel 2 und 3 der Europäischen Konvention zum 
Schutze der Menschenrechte und Grundfreiheiten zu 
verletzen. 

Richtlinie 573 (2001)* 

betr.: die humanitäre Lage der Rückkehrer im 
Kosovo 

(Drucksache 9007 rev.) 

1. Im Hinblick auf ihre Resolution 1510 (2001) be- 
schließt die Parlamentarische Versammlung, auf 
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konstruktive und positive Art und Weise zu den an- 
dauernden Diskussionen über die humanitäre Lage 
aller Flüchtlinge im Kosovo beizutragen und den 
Dialog zwischen den Ethnien aktiv zu fördern, wie 
in dem Dokument Rahmen für die Rückkehr der Ko- 
sovo-Serben (des Gemeinsamen Rückkehr-Aus- 
schusses für Kosovo-Serben) dargelegt. 

2. Die Versammlung trifft hiermit den Beschluss, eine 
Arbeitsgruppe einzurichten, die sich aus Vertretern 
der betroffenen Ausschüsse zusammensetzt, die auf- 
bauend auf den bestehenden Maßnahmen zur Ver- 
trauensbildung im Kosovo ein Programm und einen 
Zeitplan für eine Reihe politischer Seminare erstel- 
len sollte, die in den Räumlichkeiten des Europara- 
tes stattfinden sollten. Zu diesen Seminaren sollten 
zu einem geeigneten Zeitpunkt die politischen Füh- 
rer der verschiedenen ethnischen Volksgruppen im 
Kosovo eingeladen werden, um Fragen von gemein- 
samem Interesse zu diskutieren. 

Empfehlung 1511 (2001)* 

betr.: die kulturelle Lage im Kosovo 

(Drucksache 9053) 

1. Kultur und Bildung gehören in jedem Konflikt zu 
den ersten Opfern: Der Krieg im Kosovo ist keine 
Ausnahme dieser Regel. Gleichzeitig sind Kultur 
und Bildung die wirksamsten langfristigen Mittel 
zur Verhinderung derartiger Konflikte, da sie dazu 
beitragen, die Stereotypen, Vorurteile und Intoleranz 
zu beseitigen, die sie hervorrufen. 

2. Das Bildungssystem im Kosovo benötigt dringende 
massive Unterstützung, und zwar nicht nur aufgrund 
der Zerstörung der schulischen Einrichtungen und des 
Mangels an Lehrern, sondern vor allem aufgrund der 
kontinuierlichen Trennung von Kindern und Schülern 
unterschiedlichen ethnischen Ursprungs sowie der po- 
tenziellen Gefahr, Bildungspolitiken zu entwickeln, 
die sich auf nationalistische Rhetorik und eine Sprache 
des Hasses stützen. 

3 . Andere erhebliche Probleme im Bereich der Bildung 
sind die hohe Ausfallrate aus Grundschulen und wei- 
terführenden Schulen, insbesondere von Mädchen 
und auf dem Lande, die mangelnde Ausbildung der 
Lehrer und die Unzulänglichkeit der Lehrmethoden, 
der sehr geringe Besuch von Vorschulen, die feh- 
lende Einbeziehung der Eltern seit dem Ende des 
Konflikts, das Fehlen einer schulischen Ausbildung 
von Behinderten und die Korruption an den Hoch- 
schulen. 

4. Ein anderer Bereich, der Anlass zu großer Besorgnis 
gibt und in dem dringendes Handeln erforderlich ist, 


Versammlungsdebatte am 25. April 2001 (12. Sitzung). Siehe 
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ist der Schutz des reichen kulturellen Erbes. Sowohl 
das ottomanische als auch das albanische bauliche 
Erbe des Kosovo haben unter den Folgen langjähri- 
ger Vernachlässigung und jahrelangen Krieges gelit- 
ten und leiden heute unter den Folgen eines groß 
angelegten, unkontrollierten und ungeregelten Wie- 
deraufbaus. 

5. Die Lage ist chaotisch aufgrund der finanziellen, 
administrativen und logistischen Probleme, der 
mangelnden Koordinierung zwischen internationa- 
len Organisationen und Nichtregierungsorganisatio- 
nen und aufgrund des Ausmaßes an illegalen und un- 
zulässigen Aktivitäten. Es gibt eine große Zahl 
engagierter Fachleute mit umfassenden Fachkennt- 
nissen, die in lokalen Einrichtungen arbeiten und 
jahrelang isoliert waren, unterminiert wurden und 
keine ausreichenden finanziellen Mittel erhielten. 

6. Der Europarat sollte auch zur Wiederbelebung der 
kulturellen Landschaft, zum Erlass wirksamer Me- 
diengesetze und zum Treffen von Vorkehrungen für 
die Selbstregulierung der Medien beitragen. Es wer- 
den auch Jugend- und Sportprogramme benötigt, die 
eine Menge zur Lockerung des angespannten Kli- 
mas beitragen könnten. 

7. Die jüngsten Konflikte auf dem Balkan haben klar 
gezeigt, dass die dort vorherrschenden Probleme 
nicht nur auf lokaler Ebene angegangen werden kön- 
nen. Daher ist die Versammlung der Ansicht, dass 
das Engagement des Europarates zur Wiederbele- 
bung und Demokratisierung von Prozessen im Kul- 
tur- und Bildungsbereich im Kosovo mit in dieselbe 
Richtung zielenden Bemühungen in Serbien und 
Montenegro einhergehen sollte, selbst wenn es noch 
nicht möglich oder ratsam ist, sie miteinander zu 
verbinden. 

8. Das Ausmaß der Flerausforderungen, mit denen die 
internationale Gemeinschaft konfrontiert wird, ist 
beispiellos. Die langjährige Erfahrung des Europa- 
rates bei der Koordinierung und Bereitstellung von 
Fachkenntnissen sowohl in Bezug auf technische 
Hilfe als auch bei der Vermittlung in komplexen Fra- 
gen im Hinblick auf bildungspolitische und kultu- 
relle Rechte versetzt ihn in eine sehr starke Lage, um 
einen substanziellen Beitrag zu leisten. 

9. Die Versammlung begrüßt in diesem Zusammen- 
hang die beiden mit der Mission der Vereinten Na- 
tionen im Kosovo (UNMIK) und der Weltbank ge- 
schlossenen Abkommen über Unterstützung bei der 
Reformierung des Bildungssystems von der Grund- 
schule bis zur Hochschulbildung. 

10. Die Versammlung begrüßt ebenfalls die Veröffentli- 
chung der „Studie über den Stand des kulturellen Er- 
bes im Kosovo“ in Zusammenarbeit mit der Europä- 
ischen Kommission im Kontext des Programms für 
technische Zusammenarbeit und Beratung und des 
Aktionsplans für das kulturelle Erbe im Kosovo. 


11. Die Versammlung empfiehlt dem Ministerkomitee 
folglich, die Mittel zu garantieren, damit der Euro- 
parat seine entscheidende Rolle bei der Bereitstel- 
lung von Hilfe und der Förderung der Zusammenar- 
beit auf dem Gebiet bildungspolitischer und 
kultureller Fragen im Kosovo beibehalten kann. 

12. Die Versammlung empfiehlt dem Ministerkomitee 
ferner, in Zusammenarbeit mit der UNMIK sowie 
anderen internationalen Organisationen und NGOs 
die Bedürfnisse im Hinblick auf Unterstützung in 
Bezug auf Fragen der Kultur, Bildung, Medien, des 
kulturellen Erbes, Jugend und Sport weiterhin sorg- 
fältig zu beurteilen, um insbesondere 

i. beim Prozess der Erstellung eines rechtlichen 
Rahmens für eine vorläufige Selbstverwaltung 
im Kosovo in seinen Kompetenzbereichen be- 
hilflich zu sein; 

ii. eine wirksame Dezentralisierung der Verant- 
wortlichkeiten auf den Gebieten Bildung und 
Kultur zu gewährleisten, die so weit wie mög- 
lich von lokalem politischem Druck unabhän- 
gig sein sollten; 

iii. das laufende Projekt zur Ausbildung der 26 000 
Lehrer im Kosovo als dringendsten Schritt zur 
Verbesserung der Qualität der Ausbildung zu 
unterstützen; 

iv. die Überarbeitung der Lehrpläne und Text- 
bücher abzuschließen; 

v. Austauschprogramme und die Mobilität von 
Lehrern und Schülern im Allgemeinen zu un- 
terstützen, unter anderem durch die konstruk- 
tive Handhabung von Visumbeschränkungen; 

vi. die Reform der Hochschulbildung weiterhin zu 
fördern mit dem Ziel, die akademischen Stan- 
dards anzuheben, die Autonomie der Hoch- 
schule sicherzustellen, Korruption auszumer- 
zen und die Universität Pristina an den Prozess 
von Bologna anzupassen; 

vii. eine Politik der Gleichheit bei der Schulbil- 
dung aller Kinder im Kosovo zu fordern mit 
dem Ziel, die Kluft zwischen den ethnischen 
Gruppen zu überbrücken, wobei den besonde- 
ren Bildungsbedürfnissen behinderter Kinder 
Rechnung getragen werden sollte; 

viii. sicherzustellen, dass lokale Bildungsinitiativen 
- insbesondere solche, die dazu bestimmt sind, 
Rassen trennendem Denken entgegenzuwir- 
ken - gefördert und mithilfe von moralischer 
und materieller Unterstützung entwickelt wer- 
den, sodass einzelne Projekte die Regel statt 
die Ausnahme werden; 

ix. Jugendorganisationen zu unterstützen und, wo 
immer es möglich ist, den Einsatz der infor- 
mellen Bildung als Mittel zur Überwindung 
von Trennung und Diskriminierung zu fördern. 
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Tagesordnungspunkt 

Der Schutz des menschlichen Genoms durch 
den Europarat 

(Drucksache 8901) 

Berichterstatter: 

Abg. Valentino Martelli (Italien) 

(Themen: Die Bedeutung der Entschlüsselung des 
menschlichen Genoms fiir die medizinische Forschung - 
moralische lind wirtschaftliche Aspekte der Genfor- 
schung - genetische Vorbestimmung als Gegensatz zur 
Idee der Freiheit des Einzelnen) 

Empfehlung 1512 (2001)* 

betr.: den Schutz des menschlichen Genoms 
durch den Europarat 

(Drucksache 8901) 

1 . Die Parlamentarische Versammlung des Europarats 
stellt fest, dass das internationale Projekt zur Erfor- 
schung des menschlichen Genoms angesichts der 
zahlreichen gar nicht vorstellbaren Folgen, die es für 
die Medizin sowie das Tier- und Pflanzenreich ha- 
ben könnte, für die gesamte Menschheit Szenarien 
heraufbeschwört, die eine Vielzahl ethischer Fragen 
aufwerfen, dass es gleichzeitig aber auch gewaltige 
Verbesserungen der Lebensqualität verheißt. 

2. Der Schutz der Menschenwürde sollte das Leitprinzip 
für den Umgang mit dem FIuman-Genom-Projekt 
sein. 

3. Nach Abschluss des Projekts wird das genetische 
Zeitalter anbrechen: Die Diagnose wird objektiv wer- 
den, und es wird möglich sein, das Vörliegen geneti- 
scher Defekte oder einer genetischen Veranlagung für 
bestimmte Krankheiten frühzeitig zu erkennen. Viel- 
fach wird eine Gentherapie möglich werden, wodurch 
im Wesentlichen eine Form der Gentechnik entstehen 
wird, die zum Beispiel bei einer als gefährdet einge- 
stuften Person die Bildung eines Tumors verhindern 
soll. Auch eine Anwendung auf andere Krankheiten, 
wie Hypertonie, Diabetes, Morbus Alzheimer, Osteo- 
porose, bestimmte psychische Erkrankungen usw., er- 
scheint denkbar. 

4. Gleichzeitig ist sich die Versammlung der gewalti- 
gen ethischen Folgewirkungen - zum Teil auch ne- 
gativer Art - der weiteren Erforschung des mensch- 
lichen Genoms bewusst. Dazu gehören Fragen des 
Klonens von Zellen, der Bedingungen für Gentests 
und der Offenlegung und Nutzung der gewonnenen 
Informationen. 
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5. In diesem Zusammenhang ist sich die Versammlung 
über die mittlerweile allgemein bekannte Tatsache 
im Klaren, dass Laboratorien mit ihren dazugehöri- 
gen Datenbanken, die gezielt Versuche zur DNA- 
Trennung durchführen, in bestimmten europäischen 
Ländern bereits tätig sind und unter anderem die fi- 
nanzielle Unterstützung führender Pharmaunterneh- 
men genießen. 

6. Sie ist sich auch bewusst, dass bei dem Genom-Pro- 
jekt allein schon wegen des Umstands, dass sich 
nicht absehbare Chancen für die Krankheitspräven- 
tion und die Verbesserung der Therapie bieten könn- 
ten, beträchtliche wirtschaftliche Interessen auf dem 
Spiel stehen, da viele öffentliche und private For- 
schungszentren beteiligt sind, denen beträchtliche 
Finanzmittel zufließen werden. 

7. Die Versammlung ist der Ansicht, dass die Ergeb- 
nisse dieser grandiosen Forschungsanstrengungen, 
bei denen die Vereinigten Staaten Europa voraus 
sind, allen verfügbar gemacht werden müssen, da 
genetische Informationen ein gemeinsames Erbe der 
Menschheit darstellen, wie dies in Artikel 1 der All- 
gemeinen Erklärung zum menschlichen Genom und 
zu den Menschenrechten niedergelegt ist, die am 
11. November 1997 bei der UNESCO in Paris ver- 
abschiedet wurde. Die Versammlung verweist in 
diesem Zusammenhang insbesondere auf das Über- 
einkommen des Europarats zum Schutz der Men- 
schenrechte und der Menschenwürde im Hinblick 
auf die Anwendung von Biologie und Medizin - 
Menschenrechtsübereinkommen zur Biomedizin 
(European Treaty Series Nr. 164) sowie ihre eigenen 
Empfehlungen 1425 (1999) zur Biotechnologie und 
zum geistigen Eigentum und 1468 (2000) über Bio- 
technologien. 

8. Insbesondere ist sich die Versammlung bewusst, 
dass die von den Entdeckungen im Rahmen des Ge- 
nom-Projekts eröffneten Perspektiven eine ganze 
Reihe ethischer Probleme mit sich bringen, im We- 
sentlichen in Bezug auf grundlegende Fragen wie 
die Verwendung genetischer Informationen zu vor- 
beugenden Zwecken und in einem späteren Stadium 
möglicherweise die Frage der Rechtsvermutung, 
nach der Gewinnung bestimmter genetischer Infor- 
mationen präventiv tätig werden zu dürfen. Aller- 
dings wird eine entscheidende Frage lauten, wer 
welche Rechte zur Nutzung der Informationen ha- 
ben wird. Dabei geht es um Versicherungsgesell- 
schaften, Arbeitgeber, Eltern, Schulen usw. 

9. Die Versammlung ruft - unter anderem durch die Er- 
richtung eines Euroforums für Humangenetik - über 
die Einbeziehung der europäischen Medien und 
sachgerechte Information durch den Europarat zu ei- 
ner möglichst breiten Beteiligung der Bürger an der 
Diskussion über das menschliche Genom auf. 

10. Die Versammlung bringt den Wunsch zum Aus- 
druck, dass sich der Wirkungsbereich der oben ge- 
nannten Behörde nicht auf Europa beschränken 
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sollte, sondern dass sie Teil einer weltweiten 
Behörde unter der Schirmherrschaft der VN wird. 
Die Versammlung spricht sich zu diesem Zweck 
dafür aus, so bald wie möglich die nötigen Kontakte 
zu den geeigneten Organen von UNO und UNESCO 
herzustellen. 

11. Angesichts der obigen Darlegungen empfiehlt die 
Versammlung dem Ministerkomitee, 

i. jeden betroffenen Mitgliedstaat des Europarats 
aufzufordem, gemäß seiner innerstaatlichen 
Gesetzgebung eine nationale Behörde zu er- 
richten, die ausdrücklich beauftragt ist, die 
Einhaltung allgemein anerkannter ethischer 
und moralischer Prinzipien der Achtung des 
Lebens und der Menschenwürde bei der Erfor- 
schung des menschlichen Genoms zu überwa- 
chen, darüber zu informieren und diesbezüg- 
lich beratend tätig zu werden; 

ii. auch auf europäischer Ebene und speziell im 
Rahmen des Europarats zur laufenden Über- 
wachung der Entwicklung der Forschungsar- 
beiten des Genom-Projekts ein Gremium oder 
eine Stelle zu errichten, die die Einhaltung ethi- 
scher Grundsätze im Rahmen der Erforschung 
des menschlichen Genoms sicherstellt, die 
Auswirkungen solcher Forschungen auch im 
Hinblick auf Gesundheitsrisiken bewertet und 
alle ethischen Aspekte des Projekts gründlich 
prüft sowie in diesem Zusammenhang die 
Rolle des Lenkungsausschusses für Bioethik 
(CDBI) zu betrachten; 

iii. zu gewährleisten, dass diese Einrichtungen zur 
Überwachung der Erforschung des menschli- 
chen Genoms die europäische Öffentlichkeit 
mit neuen denkbaren Fortschritten auf dem Ge- 
biet der Genetik im Hinblick auf Informationen 
und Technologien vertraut machen und auch 
zur Förderung insbesondere an die Gesund- 
heitsberufe gerichteter öffentlicher Informa- 
tions- und Aufklärungskampagnen beitragen; 

iv. sicherzustellen, dass die Anhörung der europä- 
ischen Behörde zwingend vorgeschrieben wird 
und diese eine Stellungnahme abgibt, wenn im 
Rahmen des Europarats Übereinkommen zu 
diesem Thema entworfen und ethische Verhal- 
tenskodizes vorgelegt werden; eine solche 
Behörde sollte außerdem freien Zugang zu 
wichtigen Informationen über Genetik haben 
und in der Lage sein, bei öffentlichen und 
privaten europäischen Forschungsinstituten 
selbst Inspektionen durchzuführen. 

v. die Mitgliedstaaten zu ersuchen, das Men- 
schenrechtsübereinkommen zur Biomedizin zu 
unterzeichnen, zu ratifizieren und umzusetzen. 

vi. alle Mitgliedstaaten des Europarats zu ersu- 
chen, sich darum zu bemühen, in internationa- 
len Foren die Grundlage des Patentrechts in 


Bezug auf das Eigentum menschlichen Gewe- 
bes und menschlicher Gene in ein Gesetz über 
das gemeinsame Erbe der Menschheit zu än- 
dern. 


Tagesordnungspunkt 

Das Zusatzprotokoll zum Übereinkommen über 
Menschenrechte und Biomedizin über die 
Transplantation von Organen und Geweben 
menschlichen Ursprungs 

(Drucksache 8997) 

Berichterstatter: 

Abg. Jean-Francis Mattei (Frankreich) 

Abg. Dr. Wolfgang Wodarg (SPD): Herr Präsident! Ver- 
ehrte Kolleginnen und Kollegen! Auch im Namen des 
Ausschusses für Kultur, Wissenschaft und Bildung 
möchte ich mich bei Herrn Professor Mattei sehr herzlich 
für seine sehr gute Arbeit, für seine vor allen Dingen fach- 
lich sehr fundierte Arbeit bedanken. Ich weiß durch eine 
lange Zeit der Zusammenarbeit mit ihm auch im Hinblick 
auf andere Themen, wie ernst er seine Arbeit nimmt und 
wie gut er seine Aufgabe erfüllt. Das kommt auch in die- 
sem Papier zum Ausdruck. 

Wir freuen uns, dass er in seiner Stellungnahme zwei 
Punkte besonders hervorhebt. Der erste Punkt ist, dass der 
Missbrauch der Möglichkeit von Lebendspenden deutlich 
eingeschränkt wird. Wir haben kürzlich durch die Nach- 
frage von Frau Pozza Tasca hier im Europarat hören kön- 
nen, dass es erhebliche Möglichkeiten des Missbrauchs 
von Lebendspenden gibt. Es wird versucht, Organe zu be- 
schaffen. Menschen, die sich in einer schlechten finanzi- 
ellen Situation befinden, werden überredet, ihre Organe 
zu verkaufen. 

Diese Missbrauchsmöglichkeiten sind in letzter Zeit deut- 
lich geworden. Wir wollen durch diese neue Regelung ge- 
meinsam versuchen, eine Barriere zu schaffen. Dafür 
herzlichen Dank. Das wird von unserem Ausschuss sehr 
unterstützt. 

Es liegen mehrere Ergänzungen zum vorliegenden Proto- 
kollentwurf von Herrn Professor Mattei vor, die auch den 
Schutz der Organspender betreffen. Es wird aber nicht nur 
der Schutz der Organspender verbessert, sondern auch der 
Schutz der Angehörigen. Das halten wir ebenfalls für be- 
sonders wichtig. 

Der Ausschuss für Kultur, Wissenschaft und Bildung hat 
nach gründlicher Durcharbeitung dieses Berichts und 
nochmaliger Durchsicht des gesamten Protokolls aller- 
dings einige Ergänzungen vorzunehmen. Sie betreffen 
zum einen die Präambel. Wir wollen, dass der Schutz der 
Menschenwürde und nicht nur der Schutz von Personen 
im Oviedo-Protokoll im Vordergrund steht. Wir wollen, 
dass dieser Schutz auch im Zusammenhang mit Trans- 
plantationen eingeführt wird. 
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Wenn ein Mitgliedstaat ein Zusatzprotokoll beschließt, 
dann sind nicht immer alle Papiere, die es dazu schon ein- 
mal gegeben hat, beigefugt. Die Erwähnung der Men- 
schenwürde in diesem Zusammenhang ist also nicht über- 
flüssig. 

Wir wollen außerdem, dass bei der Zumessung von Orga- 
nen institutioneile Interessen im Hintergrund bleiben. Es 
soll lediglich das Wohl der betreffenden Patienten eine 
Rolle spielen. 

Wir wollen außerdem, dass die möglichen Organspender 
wissen, worauf sie sich einlassen, wenn sie sich zur Or- 
ganspende bereit erklären. 

Wir unterstützen den Schutz nicht zustimmungsfähiger 
Patienten durch ein besonderes Amendment. 

Wir wollen, dass Todesbescheinigungen nur von solchen 
Ärzten ausgestellt werden dürfen, die von der transplan- 
tierenden Institution unabhängig sind. 

Wir wollen, dass alle diese Punkte gelten, auch dann, 
wenn die Organe technisch oder sonst wie verändert wor- 
den sind. - Vielen Dank. 


Stellungnahme 227 (2001)* 

betr.: das Zusatzprotokoll zum Übereinkommen 
über Menschenrechte und Biomedizin betref- 
fend die Transplantation von Organen und Ge- 
weben menschlichen Ursprungs 

(Drucksache 8997) 

1. Die Parlamentarische Versammlung begrüßt den 
Entwurf eines Zusatzprotokolls zum Übereinkom- 
men über Menschenrechte und Biomedizin betref- 
fend die Transplantation von Organen und Geweben 
menschlichen Ursprungs, das einen europäischen 
gesetzgeberischen Rahmen für die Grundsätze und 
Praktiken schaffen wird, die auf diesem Gebiet Gel- 
tung haben müssen. 

2. Die Versammlung stellt mit Genugtuung fest, dass 
der Protokollentwurf die Grundsätze des Menschen- 
rechtsübereinkommens zur Biomedizin bekräftigt: 
Vorrang für den Menschen, gleicher Zugang zu kos- 
tenloser Gesundheitsversorgung, freiwillige Einwil- 
ligung nach Aufklärung und Verbot der Erzielung ei- 
nes finanziellen Vorteils. 

3. Die Versammlung stellt interessiert fest, dass der 
Protokollentwurf fünf Fragen zur Regelung seiner 
Durchführung oder Durchsetzung in das Ermessen 
der Staaten stellt: 


Versammlungsdebatte am 25. April 2001 (13. Sitzung). Siehe 
Dok. 8997, Bericht des Ausschusses für Sozialordnung, Gesundheit 
und Familienfragen (Berichterstatter: Herr Mattei), Dok. 9033, Stel- 
lungnahme des Ausschusses für Recht und Menschenrechte 
(Berichterstatter: Herr Asciak) sowie Dok. 9057, Stellungnahme des 
Ausschusses für Kultur, Wissenschaft und Bildung (Berichterstatter: 
Herr Wodarg). Der Text wurde von der Versammlung am 25. April 
2001 (13. Sitzung) verabschiedet. 


i. den Aufbau eines Transplantationssystems 
(Artikel 3); 

ii. die Festlegung angemessener Beziehungen 
zwischen Empfängern und Lebendspendern 
(Artikel 9); 

iii. die Entnahme von regenerierbarem Gewebe bei 
einwilligungsunfähigen Lebendspendem (Arti- 
kel 13); 

iv. die Ausstellung von Totenscheinen ( Artike 15); 

v. die Einwilligung eines Verstorbenen in die Ent- 
nahme und die Genehmigung der Entnahme 
(Artikel 16). 

4. Dennoch wünscht sich die Versammlung einen bes- 
seren Schutz von Lebendspendem und die Verhü- 
tung und Bekämpfung des illegalen Handels mit 
Organen und Geweben, insbesondere über Adoptio- 
nen. 

5. Dementsprechend empfiehlt die Versammlung dem 
Ministerrat die Annahme des Entwurfs des Zusatz- 
protokolls zum Übereinkommen über Menschen- 
rechte und Biomedizin betreffend die Transplanta- 
tion von Organen und Geweben menschlichen 
Ursprungs vorbehaltlich der in den folgenden Ab- 
sätzen vorgeschlagenen Änderungen. 

6. In Artikel 2 des Protokollentwurfs sollten am Ende 
von Absatz 1 folgende Worte hinzugefügt werden: 
„einschließlich solcher Organe und Gewebe, an de- 
nen Änderungen vorgenommen wurden“. 

7. In Artikel 3 des Protokollentwurfs ist nach dem drit- 
ten Absatz folgender neuer Absatz einzufügen: „Die 
Bereitstellung von Organen darf auch in Mangelsi- 
tuationen ausschließlich auf dem individuellen ge- 
sundheitlichen Nutzen für den betreffenden Patien- 
ten basieren.“ 

8. In Artikel 7 des Protokollentwurfs sollte nach dem 
vorhandenen Absatz folgender neuer Absatz hinzu- 
gefligt werden: „Die innerhalb des Transplantations- 
systems zuständigen Stellen oder Personen müssen 
zu jeder Zeit den Schutz und die Rechte der Spender 
und ihrer Familien aufrechterhalten. Institutionelle 
Interessen müssen auf einen Platz von sekundärer 
Bedeutung im Zusammenhang mit dem Erhalt und 
der Verteilung von Organen verwiesen werden.“ 

9 . Zum grundsätzlichen Verbot der Organentnahme bei 
Lebenden schlägt die Versammlung vor, obwohl sie 
bestimmte streng beschränkte Ausnahmen zulässt, 
die Artikel 8 und 9 wie folgt neu zu fassen: 

Artikel 8: „Die Entnahme von Organen und Geweben 
bei lebenden Menschen ist, außer unter den in Arti- 
kel 9 beschriebenen besonderen Umständen, verbo- 
ten.“ 

Artikel 9: „Die Entnahme von Organen oder Gewe- 
ben bei einem Lebendspender darf nur zum thera- 
peutischen Nutzen des Empfängers vorgenommen 
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werden, soweit es keine alternative Therapieme- 
thode vergleichbarer Effektivität gibt, gesetzlich be- 
schriebene persönliche Beziehungen zwischen dem 
Spender und dem Empfänger bestehen und die Ge- 
nehmigung eines geeigneten unabhängigen Gremi- 
ums - vorzugsweise eines Gerichts - vorliegt.“ 

10. In dem Bemühen, die medizinische Nachsorge der 
Spender nach der Organentnahme sicherzustellen, 
schlägt die Versammlung die Aufnahme des folgen- 
den Artikels in den Protokollentwurf vor: „Allen 
Spendern sollte nach der Organentnahme eine syste- 
matische medizinische Nachsorge angeboten wer- 
den.“ 

11. ln Artikel 13, Absatz 2 des Protokollentwurfs ist 
nach dem Wort „wenn“ der Artikel „die“ durch das 
Wort „alle“ zu ersetzen. 

12. In Artikel 18 des Protokollentwurfs sollte „Die Ver- 
tragsparteien ergreifen als Reaktion auf den Mangel 
an Organen und Geweben alle geeigneten Maßnah- 
men, um die Organ- und Gewebespende ... zu för- 
dern“ ersetzt werden durch: „Die Vertragsparteien 
sollten alle geeigneten Maßnahmen ergreifen, um 
die Organ- und Gewebespende zu fördern“. 

13. Die Versammlung bedauert, dass der Protokollent- 
wurf unvorhersehbaren schweren Schäden, die der 
Spender - ohne Vorliegen eines ärztlichen Kunst- 
fehlers - bei der Entnahme erleidet, nicht Rechnung 
trägt. Das Protokoll sieht gegenwärtig nur eine an- 
gemessene Entschädigung des Spenders oder des 
Empfängers vor, wenn die betreffende Person in- 
folge der Transplantation einen unbilligen Schaden 
erlitten hat. 

14. In diesem Zusammenhang erinnert die Versamm- 
lung an den Geist des in dem Menschenrechtsüber- 
einkommen zur Biomedizin (Artikel 24) festgeleg- 
ten Grundsatzes, wonach „jede Person, die infolge 
von Transplantationseingriffen unbillige Schäden 
erlitten hat, ... Anspruch auf eine angemessene Ent- 
schädigung nach Maßgabe der gesetzlich vorge- 
schriebenen Voraussetzungen und Verfahren (hat).“ 
Im Elinblick auf die Übereinstimmung mit dem na- 
tionalen Recht oder der Rechtsprechung in einer 
Reihe von Ländern, die vorsieht, dass Freiwillige, 
die an Forschungsarbeiten teilnehmen wollen, aus- 
reichend für Nachteile und Schäden aufgrund der 
Forschungsarbeit, darunter auch unverschuldet ver- 
ursachte Schäden zu entschädigen sind, ist die Ver- 
sammlung der Auffassung, dass es wünschenswert 
wäre, in den Protokollentwurf einen weiteren Absatz 
gemäß Artikel 22 aufzunehmen: „Die Spender sind 
für (schwere und unvorhersehbare) Nachteile oder 
Schäden infolge der Organentnahme zu entschädi- 
gen, auch wenn diese nicht die Folge eines Kunst- 
fehlers sind.“ 

15. ln Artikel 22, Absatz 1 des Protokollentwurfs (eng- 
lischer Text des Protokolls), ist das Wort „either“ 


durch das Wort „both“ und das Wort „or“ durch das 
Wort „and“ zu ersetzen. 

16. Schließlich schlägt die Versammlung in der Frage 
der Adoption die Einfügung eines dritten Absatzes 
folgenden Wortlauts in Artikel 20 von Kapitel VI des 
Protokollentwurfs vor: „Die Vertragsparteien be- 
schließen geeignete gesetzliche Vorschriften und 
Überwachungsverfahren, um zu gewährleisten, dass 
die Adoption - einschließlich der internationalen 
Adoption - nicht als Mittel zur illegalen Transplan- 
tation von Organen und Geweben verwendet wird.“ 

17. In Artikel 33, Punkt b des Protokollentwurfs, sollte 
nach den Worten „Genehmigungs- oder Beitritts- 
Urkunde)“ die Worte „oder Kündigungsurkunde“ 
hinzugefügt werden. 


Tagesordnungspunkt 

Das Kyoto-Protokoll über den Klimawandel - 
die Notwendigkeit einer engagierten internatio- 
nalen Solidarität 

(Drucksache 9058) 

Berichterstatter: 

Abg. Wolfgang Behrendt 
(Bundesrepublik Deutschland) 

Abg. Wolfgang Behrendt (SPD)*: Meine sehr geehrten 
Damen und Elerren! Liebe Kolleginnen und Kollegen! 
Der Klimawandel ist ganz offenkundig eine der beunru- 
higendsten Elerausforderungen, denen sich die Welt zu 
Beginn des 21. Jahrhunderts stellen muss. In einem kürz- 
lich veröffentlichten Bericht der zwischenstaatlichen 
Gruppe für Klimaveränderungen - übrigens ein gemein- 
sames Projekt der Umweltgruppe der USA und der Welt- 
organisation für Meteorologie - heißt es, dass sich die 
Erdatmosphäre im Laufe dieses Jahrhunderts um 1 ,4 bis 
5,8 Grad Celsius erwärmen wird, sofern nichts unternom- 
men wird, um dieses Phänomen, das überwiegend durch 
menschliche Aktivitäten verschuldet ist, zu bekämpfen, ln 
dem Bericht werden weiterhin die katastrophalen Folgen 
dieses Phänomens hervorgehoben, nämlich die zuneh- 
mende Wahrscheinlichkeit von Taifunen und Wirbelstür- 
men, während die Eismassen und die Schneedecke dra- 
matisch zurückgehen und die Meeresspiegel ansteigen 
werden. 

Die Situation in einigen Gegenden der Welt ist infolge der 
globalen Erwärmung bereits besorgniserregend. In die- 
sem Kontext ist es äußerst dringlich, die Treibhausgase, 
die eine der Hauptursachen der globalen Erwärmung sind, 
zu reduzieren. 

Die Vereinigten Staaten von Amerika haben 25 Prozent 
der gesamten Kohlendioxidemissionen zu verantworten, 
während sie auf der anderen Seite nur 4 Prozent der 
Weltbevölkerung stellen. Kohlendioxid wird im Kyoto- 
Protokoll als der wichtigste Verunreiniger beurteilt. Es 


Im Auftrag des Ausschusses für Umwelt und Landwirtschaft 
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bestehen große Unterschiede zwischen der Pro-Kopf- 
CO, -Produktion in den einzelnen Ländern. Ein durch- 
schnittlicher Europäer produziert jährlich 10 Tonnen CO,, 
ein durchschnittlicher Nordamerikaner 24 Tonnen. Die 
Entwicklungsländer liegen unter der durchschnittlichen 
CO,-Produktion. Eine weltweite Pro-Kopf-Produktion 
von 1,7 Tonnen jährlich ist die höchstzulässige Menge, 
die erreicht werden müsste, damit die globale Erderwär- 
mung gestoppt werden könnte. 

Die Entscheidung des amerikanischen Präsidenten Bush, 
das Kyoto-Protokoll über die globale Erwärmung nicht 
umzusetzen, muss deshalb nachdrücklich verurteilt wer- 
den. Diese einseitige Entscheidung bringt den gesamten 
Kyoto-Prozess in Gefahr. Es droht eine Klimakatastro- 
phe. Darüber hinaus ist diese Entscheidung ein schlechtes 
politisches Signal für die Beziehungen und den Dialog 
zwischen den Europäern und den USA. Zu begrüßen ist in 
diesem Zusammenhang die Erklärung des Europäischen 
Rates in Stockholm und die darin enthaltene eindeutige 
und klare Aussage, dass „die Klimaveränderung den künf- 
tigen Wohlstand und den wirtschaftlichen Fortschritt 
weltweit bedroht“. 

Das Kyoto-Protokoll bleibt der Eckpfeiler einer weltwei- 
ten Strategie gegen die Erwärmung der Erdatmosphäre. 
Jeder alternative Plan würde diesen Prozess um Jahre hi- 
nauszögem - mit den entsprechenden unabsehbaren Fol- 
gen. Aus diesem Grund muss der neue Ansatz der USA 
zum Isolationismus in Umweltfragen in höchstem Maße 
befremden. 

Ich teile auch nicht die wirtschaftlichen Argumente der 
US-Regierung. Das Kyoto-Protokoll muss als ein Teil ei- 
ner globalen Strategie für nachhaltige Entwicklung ver- 
standen werden, die in keiner Weise im Widerspruch zu 
wirtschaftlicher Entwicklung und Beschäftigung steht. 
Strategien nachhaltiger Entwicklung und rationale Nut- 
zung der natürlichen Ressourcen fördern das Wirtschafts- 
wachstum auf mittlere und lange Sicht. 

Der Kampf gegen die Erwärmung der Erdatmosphäre ist 
eine Angelegenheit der Solidarität zwischen den industri- 
ell entwickelten Ländern und den Entwicklungsländern. 
Die einstimmige Verurteilung der USA durch die Europä- 
ische Union, China und Japan ist daher zu begrüßen. 

Die zwischenstaatliche Gruppe zur Klimaveränderung er- 
klärte jüngst, dass jene Länder, die am wenigsten Zugang 
zu den Ressourcen haben, auch jene sind, deren Möglich- 
keit der Anpassung am geringsten ist. Daher werden sie am 
stärksten durch die globale Erwärmung und ihre nachteili- 
gen Auswirkungen betroffen sein. Aus diesem Grunde tra- 
gen die wirtschaftlich entwickelten Länder einschließlich 
der Vereinigten Staaten von Amerika eine große Verant- 
wortung. Sie müssen eine führende Rolle in der tatsächli- 
chen Reduzierung der Treibhausgas-Emissionen spielen. 

Das Europäische Parlament hat bereits in einer Entschlie- 
ßung vom 26. Oktober 2000 die Vertragsparteien aufge- 
fordert, so rasch wie möglich ehrgeizige Reduktionsziele 
zu beschließen, insbesondere für die industrialisierten 
Länder. Das 1997 Unterzeichnete Kyoto-Protokoll setzt 


spezifische Ziele für eine Verringerung der Treibhausgas- 
Emissionen in den industrialisierten Ländern, welche die 
größte Menge derartiger Gase erzeugen. Bisher haben 
84 Staaten das Protokoll unterzeichnet, darunter 34 Mit- 
gliedstaaten des Europarates. Es ist allerdings zu bedau- 
ern, dass bisher nur 33 Vertragsparteien das Protokoll ra- 
tifiziert haben und dass nur vier Mitgliedstaaten des 
Europarats dies getan haben. 

Meine Damen und Herren! Liebe Kolleginnen und Kolle- 
gen! Ich denke, wir müssen deshalb die Regierungen und 
die Parlamente unserer Mitgliedstaaten auffordem, das 
Kyoto-Protokoll zu unterzeichnen und zu ratifizieren so- 
wie alle erforderlichen Maßnahmen zu ergreifen, um sein 
Inkrafttreten im Jahre 2002 zu gewährleisten. 

Wir müssen darüber hinaus fordern, dass auch die Regie- 
rung der USA ihren Beschluss noch einmal überdenkt und 
die von den Vereinigten Staaten im Rahmen des Kyoto- 
Protokolls eingegangenen Verpflichtungen erneut be- 
stätigt werden. 

Schließlich erwarten wir von den Regierungen der Mit- 
gliedstaaten des Europarats, dass sie Druck auf die Verei- 
nigten Staaten und die übrigen Vertragsparteien ausiiben 
- wir wissen, dass auch andere Staaten zögern, etwa Ka- 
nada und Australien um sie dazu zu veranlassen, ihre 
Verpflichtungen im Rahmen des Kyoto-Protokolls zu er- 
füllen. 

Meine Damen und Herren! Liebe Kolleginnen und Kolle- 
gen! Lassen Sie mich nicht schließen, ohne dem Sekreta- 
riat unseres Ausschusses sehr herzlich zu danken, das un- 
ter erheblichem Zeitdruck wichtige Arbeit geleistet hat. 
Ich möchte insbesondere Herrn Chevtchenko hervorhe- 
ben. Ich denke, wir leisten eine wichtige Arbeit im Inte- 
resse der Menschen in unseren Mitgliedstaaten, indem wir 
auf die besondere Bedrohung hinweisen und alles tun, um 
zu einem positiven Abschluss des Kyoto-Prozesses zu 
kommen. - Vielen Dank. 

Entschließung 1243 (2001)* 

betr.: das Kyoto-Protokoll über den Klima- 
wandel - die Notwendigkeit einer 
engagierten internationalen Solidarität 

(Drucksache 9058) 

1. Der Klimawandel ist eine der schwerwiegendsten 
Herausforderungen für die nachhaltige Entwick- 
lung, die Gesundheit und das Wohlergehen der 
Menschheit und der Weltwirtschaft und erfordert 
eine gemeinsame, verantwortliche und auf Solida- 
rität beruhende Antwort von der internationalen Ge- 
meinschaft. 


Versammlungsdebatte am 25. April 2001 (13. Sitzung). Siehe 
Dok. 9058, Bericht des Ausschusses für Umwelt und Landwirtschaft 
(Berichterstatter: Herr Behrendt). Der Text wurde von der Ver- 
sammlung am 25. April 2001 (13. Sitzung) verabschiedet. 



Deutscher Bundestag - 14. Wahlperiode 


-35- 


Drucksache 14/7629 


2. Im Bewusstsein der Bedeutung der auf dem Spiel 
stehenden Fragen hat die internationale Gemein- 
schaft im Rahmen der Vereinten Nationen ein Rah- 
menübereinkommen über Klimaänderungen 1 er- 
stellt, das das Ziel verfolgt, die atmosphärischen 
Konzentrationen von Treibhausgasen auf sicheren 
Niveaus zu stabilisieren. Mehr als 180 Staaten sind 
dem Übereinkommen bisher beigetreten. 

3. Das 1997 Unterzeichnete Kyoto-Protokoll setzt spe- 
zifische Ziele für eine Verringerung der Treibhaus- 
gas-Emissionen in den industrialisierten Ländern, 
die die größten Mengen derartiger Gase erzeugen. 
Bisher haben 84 Staaten das Protokoll unterzeichnet, 
darunter 34 Mitgliedstaaten des Europarats. 

4. Die Versammlung bedauert, dass nur 33 Vertrags- 
parteien des Protokolls es bisher ratifiziert haben, 
und dass nur 4 Mitgliedstaaten des Europarates 2 der- 
gleichen getan haben; sie ist der Auffassung, dass es 
erforderlich ist, die Ratifizierung und zu gegebener 
Zeit die Implementierung des Protokolls aufmerk- 
sam zu verfolgen. 

5. Die Unterzeichnerstaaten des Kyoto-Protokolls ver- 
handeln gegenwärtig über die Mechanismen für 
seine Anwendung, weshalb es möglich sein sollte, 
dass es bis Ende 2002 ratifiziert wird und in Kraft 
tritt. Die nächste Konferenz der Vertragsparteien soll 
im Juli 2001 in Bonn stattfinden. 

6. Die Versammlung begrüßt die Tatsache, dass sich 
selbst vor dem Inkrafttreten des Kyoto-Protokolls 
mehrere Länder vor allem in Europa aktiv darum 
bemüht haben, sich den ihnen gesetzten Zielen an- 
zunähem. Die Europäische Union hat darüber hi- 
naus ein Sonderprogramm eingeführt, um ihren 
Mitgliedstaaten dabei zu helfen, die Ziele des 
Kyoto-Protokolls zu erfüllen. 

7 . In diesem Zusammenhang ist die Versammlung insbe- 
sondere über die jüngsten Erklärungen amerikanischer 
Vertreter, einschließlich des Präsidenten George W. 
Bush, enttäuscht und besorgt, aus denen hervorgeht, 
dass die Vereinigten Staaten von Amerika, ein Beob- 
achterstaat im Europarat, nicht mehr die Absicht ver- 
folgen, die im Kyoto-Protokoll festgelegten Ziele zu 
erfüllen. 

8. Das Ausscheren der Vereinigten Staaten aus dem 
Kyoto-Prozess - der größten Wirtschaftsmacht der 
Welt, die für mehr als 25 % aller globalen Treibhaus- 
gas-Emissionen verantwortlich ist, obgleich sie weni- 
ger als 5 % der Weltbevölkerung stellt - untergräbt 
das gesamte Kyoto-Programm und kompromittiert 
die auf Solidarität beruhenden Anstrengungen der in- 
ternationalen Gemeinschaft zur Verhinderung des 
Klimawandels. 

9. Der amerikanische Beschluss wird andere Länder 
davon abhalten, eine politische Verpflichtung zur 


1 Unterzeichnet am 4. Juni 1992 auf der Konferenz der Vereinten 
Nationen über Umwelt und Entwicklung (Rio de Janeiro, Brasilien), 
in Kraft getreten am 21. März 1994. 

2 Aserbaidschan, Georgien, Rumänien und Zypern. 


Erfüllung der Ziele des Kyoto-Protokolls einzuge- 
hen, was sein schnelles Inkrafttreten gefährdet. 

10. Außerdem weckt die Aufgabe der Regierung von 
Präsident George W. Bush der von seinem Vorgän- 
ger eingegangenen Verpflichtungen Zweifel an der 
Glaubwürdigkeit der Vereinigten Staaten als einem 
verlässlichen Partner, der bereit ist, in Anbetracht 
der globalen Herausforderungen an die Menschheit 
seinen Teil der Verantwortung auf sich zu nehmen. 

1 1 . Die Versammlung misst dem Kyoto-Protokoll große 
Bedeutung bei als erster konkreter Bemühung der in- 
ternationalen Gemeinschaft zur Verhinderung der Ge- 
fahr des Klimawandels und zur Leistung eines prakti- 
schen Beitrags für die nachhaltige Entwicklung. 

12. Wir alle sind gemeinsam dafür verantwortlich sicher- 
zustellen, dass künftige Generationen sich einer ge- 
sunden und lebensfähigen Umwelt erfreuen können, 
die gleiche Lebens- und Entwicklungsbedingungen 
für alle Bewohner der Erde bietet. Eine engagierte So- 
lidarität vonseiten aller Länder ist hierfür eine ent- 
scheidende Voraussetzung. 

13. Die Versammlung ruft daher 

a. die Regierung von Präsident George W. Bush 
dazu auf, ihren Beschluss noch einmal zu über- 
denken und die von den Vereinigten Staaten im 
Rahmen des Kyoto-Protokolls eingegangenen 
Verpflichtungen erneut zu bestätigen; 

b. die Regierungen und Parlamente der Mitglied- 
staaten des Europarats dazu auf, das Kyoto-Proto- 
koll zu unterzeichnen und/oder zu ratifizieren und 
alle erforderlichen Maßnahmen zu ergreifen, um 
sein Inkrafttreten im Jahre 2002 zu gewährleisten; 

c. die Regierungen der Mitgliedstaaten des Euro- 
parats dazu auf, Druck auf die Vereinigten Staa- 
ten und die übrigen Vertragsparteien auszuüben, 
um sie dazu zu veranlassen, ihre Verpflichtungen 
im Rahmen des Kyoto-Protokolls einzuhalten; 

d. die Regierungen und Parlamente der Mitgliedstaa- 
ten des Europarats auf, eine Kampagne zu initiie- 
ren, um das Bewusstsein ihrer Bürger im Hinblick 
auf die globalen Folgen im Falle einer eventuellen 
Verzögerung bei der Unterzeichnung und Ratifi- 
zierung des Kyoto-Protokolls zu erhöhen. 

Donnerstag, 26. April 2001 

Tagesordnungspunkt 

Die Einhaltung der von der Ukraine eingegan- 
genen Pflichten und Verpflichtungen 

(Drucksache 9030) 

Berichterstatterinnen: 

Abg. Hanne Severinsen (Dänemark) und 
Abg. Renate Wohlwend (Liechtenstein) 
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Abg. Dr. Helmut Lippelt (Bündnis 90/Die Grünen): Herr 
Präsident! Liebe Kolleginnen und Kollegen! Wir disku- 
tieren heute, an dem Tag, an dem sich zum 1 5 . Mal die Ka- 
tastrophe von Tschernobyl j ährt, über den Zusammenhang 
zwischen der Ukraine und Europa. Gleichzeitig wird 
heute in der Rada über das Schicksal der ersten wirklichen 
Reformregierung in der Ukraine, über das Schicksal des 
Ministerpräsidenten Juschtschenko entschieden. Das eine 
Ereignis verpflichtet uns und das andere gibt uns viel- 
leicht Hoffnung oder enttäuscht uns. Aber beides steht im 
engen Zusammenhang mit dem, was wir hier heute de- 
battieren und beschließen. 

Mir ist aufgefallen, dass wir heute nicht nur eine Debatte 
über die Ukraine führen; wir sprechen vielmehr auch über 
den Charakter des Europarates: Vergibt der Europarat nur 
den Stempel für perfekte Demokratien oder erfüllt er seit 
dem Zusammenbruch der Sowjetunion und des Gürtels aus 
Satellitenstaaten eine viel vornehmere Aufgabe, die darin 
besteht, dass er als Institution Ländern hilft, vom Totalita- 
rismus zur Demokratie in unserem Verständnis zu kommen? 

Der Bericht, der uns vorgelegt worden ist, der sehr um- 
fangreich und sehr gut ist und den man loben muss, ist in 
vielen Einzelheiten auf Widerspruch gestoßen. Eingelegt 
haben den Widerspruch natürlich Einwender aus der 
Ukraine, aber auch aus Litauen, aus Georgien, selbst aus 
Aserbaidschan und aus Estland. Die Einwände kommen 
also von den Ländern, die wissen, wie schwierig der Weg 
vom Totalitarismus zu demokratischen Verfahren ist. Des- 
halb denke ich, man muss aufpassen, dass man nicht in 
„double Standards“ gerät. 

Das Problem ist doch Folgendes: Unser geschätzter Kol- 
lege Kovalev hat immer wieder betont: „Als ich mich dafür 
aussprach, dass Russland in den Europarat aufgenommen 
wird, habe ich euch gesagt, Russland ist keine perfekte De- 
mokratie; es ist nur auf dem Weg dahin. Aber es braucht den 
Zusammenhang mit Europa. Jetzt habt ihr Verantwortung. 
Bitte, werdet ihr gerecht.“ - Seitdem führen wir eine un- 
endliche Diskussion über die fast unmögliche Zivilisierung 
eines Konflikts, der Hunderte von Verschwundenen und 
Ermordeten mit sich gebracht hat. Aber wir hoffen, dass wir 
dabei nicht ganz ohne Erfolg sind. 

Im Hintergrund dessen, was wir heute besprechen, steht eine 
StaatsafFäre, wie sie nur in totalitären Ländern vorstellbar ist 
oder in Ländern, die aus dem Totalitarismus herausgekom- 
men sind. Im Falle der Ukraine geht es möglicherweise um 
eine Schwächung dieses Landes auch aus anderen Interes- 
sen heraus. Das alles können wir überhaupt nicht beurteilen. 

Deshalb bin ich sehr froh darüber, dass die Berichterstat- 
terinnen selber ihre Schlussfolgerungen etwas zurückge- 
nommen haben, dass sie die Guillotine nicht zeigen; viel- 
mehr wissen wir alle, im Juni werden wir die 
entscheidende Debatte über mögliche Sanktionen haben. 
So lange hat die Ukraine Zeit, die Verpflichtungen, die 
noch offen geblieben sind, zu erfüllen. Deshalb bin ich 
froh über die letzten Amendments die von den Bericht- 
erstatterinnen selbst stammen, und schlage vor, sie zu un- 
terstützen. 


Abg. Prof. Dr. Karl-Heinz Hornhues (CDU/CSU): Danke 
schön, Herr Präsident. - Meine sehr geehrten Damen und 
Herren! In grauer Vorzeit wurden, wie Sie alle wissen, 
die Überbringer schlechter Nachrichten ausgesprochen 
schlecht behandelt. Unsere beiden Berichterstatterinnen 
sind charmante Damen und tragen uns selbst die schlechte- 
sten Nachrichten in ihren Berichterstattungen mit großer 
Fassung vor, ohne dass sie sich schlecht behandelt wissen, 
wie es im Altertum der Fall war. Für die Mühen im Rahmen 
Ihrer Arbeit danke ich Ihnen sehr und möchte Sie ermuntern, 
uns auch weiterhin immer die Wahrheit zu berichten. 

Zur Wahrheit gehört viel Negatives in der Ukraine. Ge- 
statten Sie mir, dass ich einen Punkt ausdrücklich hervor- 
hebe, der - neben vielem anderen - uns in Deutschland 
sehr bewegt hat, weil er auch einen deutschen Sender be- 
traf. Ich möchte hier ausdrücklich den Entzug der Sen- 
deerlaubnis für den Privatsender „Radio Kontinent“ 
durch den ukrainischen Fernseh- und Rundfunkrat kriti- 
sieren. „Radio Kontinent“ hat mit der Deutschen Welle, 
BBC und Radio Free Europe sehr eng zusammengearbei- 
tet. Ich stimme dem Vize-Intendanten der Deutschen 
Welle, Reinhard Hartstein, ausdrücklich zu, dass der Ent- 
zug der Sendeerlaubnis als massive Einschränkung der 
Medienfreiheit in der Ukraine zu bewerten ist. 

Das sind - wie übrigens viele andere - Nachrichten, die 
einen nicht fröhlich und glücklich stimmen können. Inso- 
weit kann ich die Gemütslage unserer Berichterstatterin- 
nen schon nachempfinden. 

Ich möchte einen Punkt aufgreifen, den Frau Wohlwend 
am deutlichsten angesprochen hat, die, wenn ich es rich- 
tig verstanden habe, gleichermaßen Vorwürfe gegen den 
Präsidenten, gegen die Regierung der Ukraine, aber auch 
gegen die politischen Parteien und das ukrainische Parla- 
ment erhoben hat. 

Im weiteren Verlauf der Debatte werden noch die ukraini- 
schen Kollegen sprechen. Mich würde interessieren, wie sie 
bzw. ihre Parteien im Einzelnen zu den erhobenen Vorwür- 
fen stehen und was sie im Einzelnen getan haben - sie per- 
sönlich, aber vor allen Dingen ihre Parteien um das, was 
an Vorwürfen hinsichtlich Blockade im Raum steht, zu über- 
winden. Es macht keinen Sinn, das pauschal zu behandeln. 
Da wir hier in einem Dialog sind, muss es, meine ich, mög- 
lich sein, sich direkt zu sagen, wieso, weshalb, warum. 

Meine sehr geehrten Damen und Herren, die Frage - bei all 
dem, was man gern verbessert sehen würde - ist: Welche 
Konsequenzen sollen wir jetzt nach dem 3. Bericht ziehen? 
Es war der Vorschlag im Raum, sehr harte Sanktionen, näm- 
lich den Ausschluss der Ukraine aus unserer Versammlung, 
zu fordern. Wenn man dies tut, muss man sich fragen: Wem 
nütze ich damit? Hilft es unserem Anliegen? Hilft es den 
Menschen in der Ukraine? Oder wem helfen wir damit? 

Natürlich stehen wir immer vor der Frage: Wie steht es mit 
unseren Grundsätzen? Wann wird dieser Europarat un- 
glaubwürdig? Wie glaubwürdig sind wir noch? Der von uns 
sehr geschätzte neben mir sitzende Kollege Holovaty - und 
da beziehe ich mich gern auf einen Artikel in der heutigen 
Ausgabe der „Frankfürter Allgemeinen Zeitung“ - sagt, 
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ohne unsere Mitgliedschaft im Europarat „wäre die 
Ukraine längst eine ... Diktatur“; ohne die Mitgliedschaft 
der Ukraine im Europarat wären die Auswirkungen des Re- 
ferendums im letzten Jahr völlig anders gewesen; ohne die 
Mitgliedschaft im Europarat wäre die Lage der Menschen 
in der Ukraine schlechter. 

Wenn ich dies lese, meine sehr geehrten Damen und Her- 
ren, dann fühle ich mich in meiner Meinung bestätigt, 
dass wir den Menschenrechten, aber auch den Menschen 
in der Ukraine verpflichtet sind. Deshalb sollten wir wie 
bisher Schritt für Schritt Weiterarbeiten, auch wenn es 
mühselig ist. Ich glaube nicht, dass wir uns - geschweige 
denn den Menschen in der Ukraine - mit harten Maßnah- 
men einen Gefallen tun. - Danke schön. 


Empfehlung 1513 (2001)* 

betr.: die Einhaltung der von der Ukraine ein- 
gegangenen Pflichten und Verpflichtungen 

(Drucksache 9030) 

1 . Die Versammlung verweist auf ihre Entschließungen 
1179 (1999), 1194 (1999) und 1239 (2001) sowie auf 
ihre Empfehlungen 1395 (1999), 1416 (1999), 1451 
(2000) und 1497 (2001) über die Einhaltung der von 
der Ukraine eingegangenen Pflichten und Verpflich- 
tungen. 

2. Trotz einer Reihe positiver, von den ukrainischen 
Behörden eingeleiteter Maßnahmen, insbesondere die 
Ratifizierung des Protokolls Nr. 6 der Europäischen 
Menschenrechtskonvention am 4. April 2000 nach 
dem Urteil des Verfassungsgerichts über die Verfas- 
sungswidrigkeit der Todesstrafe, ist die Versammlung 
der Auffassung, dass der Präsident, die Regierung und 
das Parlament (Rada) der Ukraine die Pflichten und 
Verpflichtungen der Ukraine als Mitgliedstaat des Eu- 
roparates nicht eingehalten haben. 

3. In diesem Zusammenhang verweist die Versammlung 
auf die feste Verpflichtung der ukrainischen Delega- 
tion und der Führer der Parteien und Fraktionen der 
Rada, die Verpflichtungen der Ukraine auf dem Gebiet 
der Gesetzgebung, die von der Versammlung bereits in 
ihrer Stellungnahme 190 (1995) aufgeführt wurden, 
jetzt zu erfüllen. Zu diesen Verpflichtungen gehören: 

i. ein Rahmengesetz über die Rechtspolitik der 
Ukraine in Bezug auf den Schutz der Menschen- 
rechte; 

ii. ein Rahmengesetz über Gesetzes- und Rechtsre- 
formen; 


Versammlungsdebatte am 26. April 2001 (14. Sitzung). Siehe 
Dok. 9030, Bericht des Ausschusses für die Einhaltung der von den 
Mitgliedstaaten eingegangenen Pflichten und Verpflichtungen 
(Berichterstatterinnen: Frau Severinsen und Frau Wohlwend). Der 
Text wurde von der Versammlung am 26. April 2001 (14. Sitzung) 
verabschiedet. 


iii. ein neues Strafgesetzbuch und eine Strafprozess- 
ordnung; 

iv. ein neues bürgerliches Recht und ein Zivilprozess- 
recht; 

v. die Umwandlung der Rolle und Funktionen des 
Büros des Generalstaatsanwalts. 

Außerdem sollte die Ukraine den unterbrochenen Ra- 
tifizierungsprozess der Europäischen Charta der Re- 
gional- oder Minderheitensprachen abschließen und 
einen angemessenen Schutz aller Minderheitsgruppen 
in der Ukraine gewährleisten. 

4. Die Versammlung ist besorgt über die Ermordung von 
Journalisten, die wiederholten Angriffe auf und die an- 
haltende Einschüchterung von Journalisten, Parla- 
mentsabgeordneten und Oppositionspolitikem in der 
Ukraine sowie über den häufigen schweren Macht- 
missbrauch der ukrainischen Exekutivbehörden im 
Hinblick auf die freie Meinungsäußerung und die Ver- 
sammlungsfreiheit. 

5. Daher fordert die Versammlung die ukrainischen 
Behörden und insbesondere den Präsidenten nach- 
drücklich dazu auf, der Praxis der Einschüchterung 
und der Unterdrückung von Oppositionspolitikern 
und der unabhängigen Presse ein Ende zu setzen und 
alle erforderlichen Maßnahmen zu ergreifen, um An- 
griffe und Bedrohungen gegen Journalisten und an- 
dere Medienvertreter zu verhindern und einzu- 
schränken. Sie appelliert darüber hinaus erneut an 
die zuständigen ukrainischen Behörden, den allge- 
meinen Rahmen für die Medientätigkeit zu verbes- 
sern, wie in Absatz 5 von Entschließung 1239 (2001) 
festgelegt: 

i. rasche und transparente Untersuchung aller Fälle 
von Gewalt und aller Todesfälle von Journalisten; 

ii. sofortige Abschaffung aller Vorschriften und 
Rechtspraktiken, die eine nicht auf einem Ge- 
richtsurteil beruhende Schließung von Medienein- 
richtungen und die Einstellung des Sendebetriebs 
ermöglichen; 

iii. unverzügliche Verabschiedung von Änderungen 
an den Gesetzen über Bußgelder oder Schadener- 
satz wegen Verleumdung und Entkriminalisierung 
von Verleumdung; 

iv. Änderung des Gesetzes über den Staatlichen Fem- 
seh- und Rundfunkrat gemäß der vom Europarat 
bereitgestellten Sachkenntnisse; 

v. Schaffung gleicher Bedingungen für die Arbeit 
aller Medien, und zwar durch die Änderung des 
Gesetzes über staatliche Unterstützung für die 
Medien und den sozialen Schutz von Journalis- 
ten; 

vi. Beendigung von Praktiken zur Ausübung von 
Druck auf die Medien über die Beeinflussung von 
Druck und Vertrieb; 
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vii. Förderung des staatlichen Rundfunks; 

viii. Ratifizierung des Europäischen Übereinkom- 
mens über das grenzüberschreitende Fernsehen. 

6. Gleichzeitig nimmt die Versammlung zur Kenntnis, 
dass die Ukraine vor kurzem ein paar Schritte im 
Hinblick auf die Erfüllung der Bestimmungen von 
Entschließung 1239 (2001) unternommen hat: 

- die Entkriminalisierung von Verleumdung mit der 
Verabschiedung eines neuen Strafgesetzbuches; 

- seit Januar 200 1 wurden keine Schließungen von 
Medieneinrichtungen, die nicht auf einem Ge- 
richtsurteil beruhten, oder Fälle der Ausübung 
von Druck auf die Medien über die Beeinflus- 
sung von Druck und Vertrieb berichtet; 

- am 13. April 2001 richtete der Präsident der 
Ukraine eine Arbeitsgruppe zur Vorbereitung der 
Schaffung eines Netzes von öffentlichen Fem- 
seh- und Rundfunksendern ein; 

- im Januar 2001 empfahl der Oberste Gerichtshof 
der Ukraine den Gerichten, „angemessene Be- 
schränkungen“ bei der Prüfung von Fällen von 
Verleumdung und Diffamierung von Personen an- 
zuwenden. 

Die Versammlung appelliert erneut an die Ukraine, 
weiterhin an der Umsetzung der rechtlichen und an- 
deren Mechanismen zur Gewährleistung der freien 
und ungehinderten Aktivität der Massenmedien der 
Ukraine zu arbeiten. 

7. Die Versammlung ist der Ansicht, dass nur die Wah- 
rung der Menschenrechte, pluralistische Demokratie 
und Rechtsstaatlichkeit, sowie insbesondere ange- 
messene Rechtsverfahren, wirkliche Presse-, Mei- 
nungs- und Versammlungsfreiheit ohne Angst vor Re- 
pressalien in Verbindung mit einem ernsthaften 
politischen Dialog dazu beitragen können, die 
Ukraine aus der gegenwärtigen politischen Krise zu 
führen. Sie ruft alle von der Krise betroffenen Teile - 
politische Parteien, parlamentarische und außerparla- 
mentarische Opposition und den Präsidenten - dazu 
auf, ihren Verpflichtungen nachzukommen und un- 
verzüglich, jedoch unter voller Beachtung der demo- 
kratischen Vorrechte jedes Einzelnen, einen sinnvol- 
len demokratischen Dialog einzuleiten. Die 
Versammlung ruft die ukrainischen Behörden diesbe- 
züglich dazu auf, die demokratische Opposition un- 
verzüglich mit Sendezeiten in den staatlichen Fern- 
seh- und Runkfunkkanälen auszustatten. 

8. Die Versammlung bringt ebenfalls ihre nachdrückli- 
che Unterstützung von Bemühungen zur Reform des 
politischen Prozesses und zur Stärkung der Zivilge- 
sellschaft, zur Herstellung einer echten Trennung und 
eines Gleichgewichts zwischen Exekutive, Legislative 
und Judikative sowie eines wirklich offenen, ehrlichen 
und verantwortlichen Regierungssystems zum Aus- 
druck. 


9. Die Versammlung bedauert, dass ihre früheren Ent- 
schließungen, insbesondere die Entschließungen 1194 
(1999) und 1239 (2001), die ukrainischen Behörden 
bisher anscheinend nicht von der Notwendigkeit über- 
zeugt haben, unverzüglich eine Reihe von Maßnah- 
men zur Erfüllung der Pflichten und Verpflichtungen 
der Ukraine als Mitgliedstaat zu ergreifen. Im Ein- 
klang mit ihrer Entschließung 1194 (1999) beschließt 
die Versammlung daher, sofern bis zur Eröffnung ih- 
rer Plenartagung im Juni 2001 keine substanziellen 
Fortschritte bei der Einhaltung der Pflichten und Ver- 
pflichtungen erzielt worden sein sollten, die Auferle- 
gung von Sanktionen gegen die parlamentarische De- 
legation des Ukraine gemäß Bestimmung 6 ihrer 
Geschäftsordnung in Erwägung zu ziehen. 

10. Die Versammlung empfiehlt dem Ministerkomitee, 

i. der Haltung der Parlamentarischen Versamm- 
lung im Hinblick auf die Einhaltung der Pflich- 
ten und Verpflichtungen der Ukraine ge- 
bührende Beachtung zu schenken; 

ii. sofern bis zur Eröffnung ihrer Plenartagung im 
Juni 2001 keine substanziellen Fortschritte bei 
der Einhaltung der Pflichten und Verpflichtun- 
gen erzielt worden sein sollten, im Einklang 
mit Artikel 8 der Satzung des Europarates der 
Ukraine das Recht auf Vertretung vorläufig zu 
entziehen; 

iii. die Kooperationsprogramme zwischen dem Eu- 
roparat und der Ukraine zu verstärken, insbe- 
sondere durch die Suche nach zusätzlichen fi- 
nanziellen Mitteln vor allem für die Umsetzung 
des vom Sekretariat vorgestellten Aktionsplans, 
um den ukrainischen Behörden bei ihren An- 
strengungen zur Durchführung des schwierigen 
Übergangs auf die Demokratie und zur Siche- 
rung der Grundrechte und -freiheiten zu helfen, 
insbesondere, was die Meinungsfreiheit und die 
Medien in der Ukraine anbelangt. 

Entschließung 1244(2001)* 

betr.: die Einhaltung der von der Ukraine einge- 
gangenen Pflichten und Verpflichtungen 

(Drucksache 9030) 

1. Die Versammlung verweist auf ihre Entschließun- 
gen 1179 (1999), 1194 (1999) und 1239 (2001) so- 
wie auf ihre Empfehlungen 1395 (1999), 1416 
(1999), 1451 (2000) und 1497 (2001) über die Ein- 
haltung der von der Ukraine eingegangenen Pflich- 
ten und Verpflichtungen. 


Versammlungsdebatte am 26. April 2001 (14. Sitzung). Siehe 
Dok. 9030, Bericht des Ausschusses für die Einhaltung der von den 
Mitgliedstaaten eingegangenen Pflichten und Verpflichtungen 
(Berichterstatterinnen: Frau Severinsen und Frau Wohlwend). Der 
Text wurde von der Versammlung am 26. April 2001 (14. Sitzung) 
verabschiedet. 
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2. Trotz einer Reihe positiver, von den ukrainischen 
Behörden eingeleiteter Maßnahmen, insbesondere 
die Ratifizierung des Protokolls Nr. 6 der Europä- 
ischen Menschenrechtskonvention am 4. April 2000 
nach dem Urteil des Verfassungsgerichts über die 
Verfassungswidrigkeit der Todesstrafe, ist die Ver- 
sammlung der Auffassung, dass der Präsident, die 
Regierung und das Parlament (Rada) der Ukraine die 
Pflichten und Verpflichtungen der Ukraine als Mit- 
gliedstaat des Europarates nicht eingehalten haben. 

3. In diesem Zusammenhang verweist die Versamm- 
lung auf die feste Verpflichtung der ukrainischen 
Delegation und der Führer der Parteien und Fraktio- 
nen der Rada, die Verpflichtungen der Ukraine auf 
dem Gebiet der Gesetzgebung, die von der Ver- 
sammlung bereits in ihrer Stellungnahme 190 (1995) 
aufgeführt wurden, jetzt zu erfüllen. Zu diesen Ver- 
pflichtungen gehören: 

i. ein Rahmengesetz über die Rechtspolitik der 
Ukraine in Bezug auf den Schutz der Men- 
schenrechte; 

ii. ein Rahmengesetz über Gesetzes- und Rechts- 
reformen; 

iii. ein neues Strafgesetzbuch und eine Strafprozess- 
ordnung; 

iv. ein neues bürgerliches Recht und ein Zivilpro- 
zessrecht; 

v. die Umwandlung der Rolle und Funktionen des 
Büros des Generalstaatsanwalts. 

Außerdem sollte die Ukraine den unterbrochenen 
Ratifizierungsprozess der Europäischen Charta der 
Regional- oder Minderheitensprachen abschließen 
und einen angemessenen Schutz aller Minderheits- 
gruppen in der Ukraine gewährleisten. 

4. Die Versammlung ist besorgt über die Ermordung 
von Journalisten, die wiederholten Angriffe auf und 
die anhaltende Einschüchterung von Journalisten, 
Parlamentsabgeordneten und Oppositionspolitikem 
in der Ukraine sowie über den häufigen schweren 
Machtmissbrauch der ukrainischen Exekutivbehör- 
den im Hinblick auf die freie Meinungsäußerung 
und die Versammlungsfreiheit. 

5. Daher fordert die Versammlung die ukrainischen 
Behörden und insbesondere den Präsidenten nach- 
drücklich dazu auf, der Praxis der Einschüchterung 
und der Unterdrückung von Oppositionspolitikem 
und der unabhängigen Presse ein Ende zu setzen und 
alle erforderlichen Maßnahmen zu ergreifen, um 
Angriffe und Bedrohungen gegen Journalisten und 
andere Medienvertreter zu verhindern und einzu- 
schränken. Sie appelliert darüber hinaus erneut an 
die zuständigen ukrainischen Behörden, den allge- 
meinen Rahmen für die Medientätigkeit zu verbes- 
sern, wie in Absatz 5 von Entschließung 1239 (2001) 
festgelegt: 


i. rasche und transparente Untersuchung aller 
Fälle von Gewalt und aller Todesfälle von 
Journalisten; 

ii. sofortige Abschaffung aller Vorschriften und 
Rechtspraktiken, die eine nicht auf einem Ge- 
richtsurteil beruhende Schließung von Me- 
dieneinrichtungen und die Einstellung des Sen- 
debetriebs ermöglichen; 

iii. unverzügliche Verabschiedung von Änderun- 
gen an den Gesetzen über Bußgelder oder 
Schadenersatz wegen Verleumdung und Ent- 
kriminalisierung von Verleumdung; 

iv. Änderung des Gesetzes über den Staatlichen 
Femseh- und Rundfunkrat gemäß der vom Eu- 
roparat bereitgestellten Sachkenntnisse; 

v. Schaffung gleicher Bedingungen für die Arbeit 
aller Medien, und zwar durch die Änderung 
des Gesetzes über staatliche Unterstützung für 
die Medien und den sozialen Schutz von Jour- 
nalisten; 

vi. Beendigung von Praktiken zur Ausübung von 
Druck auf die Medien über die Beeinflussung 
von Druck und Vertrieb; 

vii. Förderung des staatlichen Rundfunks; 

viii. Ratifizierung des Europäischen Übereinkom- 
mens über das grenzüberschreitende Fernsehen. 

6. Gleichzeitig nimmt die Versammlung zur Kenntnis, 
dass die Ukraine vor kurzem ein paar Schritte im 
Hinblick auf die Erfüllung der Bestimmungen von 
Entschließung 1239 (2001) unternommen hat: 

- die Entkriminalisierung von Verleumdung mit 
der Verabschiedung eines neuen Strafgesetzbu- 
ches; 

- seit Januar 2001 wurden keine Schließungen von 
Medieneinrichtungen, die nicht auf einem Ge- 
richtsurteil beruhten, oder Fälle der Ausübung 
von Druck auf die Medien über die Beeinflus- 
sung von Druck und Vertrieb berichtet; 

- am 13. April 2001 richtete der Präsident der 
Ukraine eine Arbeitsgruppe zur Vorbereitung der 
Schaffung eines Netzes von öffentlichen Fem- 
seh- und Rundfunksendern ein; 

- im Januar 2001 empfahl der Oberste Gerichtshof 
der Ukraine den Gerichten, „angemessene Be- 
schränkungen“ bei der Prüfung von Fällen von 
Verleumdung und Diffamierung von Personen 
anzuwenden. 

Die Versammlung appelliert erneut an die Ukraine, 
weiterhin an der Umsetzung der rechtlichen und an- 
deren Mechanismen zur Gewährleistung der freien 
und ungehinderten Aktivität der Massenmedien der 
Ukraine zu arbeiten. 

7. Die Versammlung ist der Ansicht, dass nur die Wah- 
rung der Menschenrechte, pluralistische Demokratie 
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und Rechtsstaatlichkeit, sowie insbesondere angemes- 
sene Rechtsverfahren, wirkliche Presse-, Meinungs- 
und Versammlungsfreiheit ohne Angst vor Repressa- 
lien in Verbindung mit einem ernsthaften politischen 
Dialog dazu beitragen können, die Ukraine aus der ge- 
genwärtigen politischen Krise zu fuhren. Sie ruft alle 
von der Krise betroffenen Teile - politische Parteien, 
parlamentarische und außerparlamentarische Opposi- 
tion und den Präsidenten - dazu auf, ihren Verpflich- 
tungen nachzukommen und unverzüglich, jedoch un- 
ter voller Beachtung der demokratischen Vorrechte 
jedes einzelnen, einen sinnvollen demokratischen 
Dialog einzuleiten. Die Versammlung ruft die ukraini- 
schen Behörden diesbezüglich dazu auf, die demo- 
kratische Opposition unverzüglich mit Sendezeiten in 
den staatlichen Femseh- und Runkfunkkanälen auszu- 
statten. 

8. Die Versammlung bringt ebenfalls ihre nachdrückli- 
che Unterstützung von Bemühungen zur Reform des 
politischen Prozesses und zur Stärkung der Zivilge- 
sellschaft, zur Herstellung einer echten Trennung und 
eines Gleichgewichts zwischen Exekutive, Legislative 
und Judikative sowie eines wirklich offenen, ehrlichen 
und verantwortlichen Regierungssystems zum Aus- 
druck. 

9. Die Versammlung bedauert, dass ihre früheren Ent- 
schließungen, insbesondere die Entschließungen 
1194 (1999) und 1239 (2001), die ukrainischen 
Behörden bisher anscheinend nicht von der Not- 
wendigkeit überzeugt haben, unverzüglich eine 
Reihe von Maßnahmen zur Erfüllung der Pflichten 
und Verpflichtungen der Ukraine als Mitgliedstaat 
zu ergreifen. Im Einklang mit ihrer Entschließung 
1194 (1999) beschließt die Versammlung daher, so- 
fern bis zur Eröffnung ihrer Plenartagung im Juni 
2001 keine substanziellen Fortschritte bei der Ein- 
haltung der Pflichten und Verpflichtungen erzielt 
worden sein sollten, die Auferlegung von Sanktio- 
nen gegen die parlamentarische Delegation der 
Ukraine gemäß den Bestimmungen 6 bis 9 ihrer Ge- 
schäftsordnung in Erwägung zu ziehen. 

10. Die Versammlung ist ferner der Ansicht, dass das Mi- 
nisterkomitee der Haltung der Parlamentarischen Ver- 
sammlung im Hinblick auf die Einhaltung der Pflich- 
ten und Verpflichtungen der Ukraine gebührende 
Beachtung schenken sollte und dass es, sofern bis zur 
Eröffnung ihrer Plenartagung im Juni 200 1 keine sub- 
stanziellen Fortschritte bei der Einhaltung der Pflich- 
ten und Verpflichtungen erzielt worden sein sollten, im 
Einklang mit Artikel 8 der Satzung des Europarates 
der Ukraine das Recht auf Vertretung vorläufig entzie- 
hen sollte. 


Tagesordnungspunkt 

Bericht des Ministerkomitees 

(Drucksache 906 1 ) 

vorgelegt vom amtierenden Vorsitzenden, dem Außen- 
minister der Republik Lettland, Indulis Berzins 


(Themen: Die Lage auf dem Balkan sowie im südlichen 
und nördlichen Kaukasus - die Anträge von Bosnien und 
Herzegowina sowie der Bundesrepublik Jugoslawien zur 
Aufnahme in den Europarat — die Medienfreiheit in der 
Ukraine - die Zusammenarbeit zwischen Europarat, 
OSZE und Europäischer Union) 

Frage des Abg. Wolfgang Behrendt (SPD): In Anbe- 
tracht dessen, dass der Bericht des Ausschusses für Um- 
welt und Landwirtschaft betr. das Kyoto-Protokoll über 
den Klimawandel: die Notwendigkeit einer engagierten 
internationalen Solidarität (Dok. 9058) die Wichtigkeit 
der Ratifizierung des Kyoto-Protokolls durch alle Unter- 
zeichnerstaaten bekräftigt und dass er insbesondere Be- 
sorgnis im Hinblick auf die geänderte Haltung der Verei- 
nigten Staaten und die Nichteinhaltung dieses Landes der 
von der früheren Regierung eingegangenen internationa- 
len Verpflichtungen zum Ausdruck bringt; unmittelbar 
vor der Tagung des Ministerkomitees, Präsident Bushs 
erster offizieller Reise nach Europa und der Konferenz der 
Parteien des Rahmenübereinkommens (Bonn, Juli 2001); 
fragte den Vorsitzenden des Ministerkomitees, welche 
Aktionen das Ministerkomitee erwäge, um die Besorgnis 
der europäischen Länder der Regierung der Vereinigten 
Staaten mitzuteilen und sie nachdrücklich dazu aufzufor- 
dem, zu einer positiven Haltung im Hinblick auf die Ra- 
tifizierung des Kyoto-Protokolls zurückzukehren, und er- 
kundigte sich darüber hinaus, welche Maßnahmen das 
Ministerkomitee ergreifen werde, um die Mitgliedstaaten 
zu ersuchen, das Kyoto-Protokoll so schnell wie möglich 
zu unterzeichnen und/oder zu ratifizieren. 

Antwort des amtierenden Vorsitzenden: Obwohl der Um- 
weltschutz eine Frage von wesentlichem Interesse und 
großer Besorgnis für die gesamte internationale Gemein- 
schaft ist, ist der Europarat keine spezialisierte multilaterale 
Agentur zur Bekämpfung des Treibhauseffekts. Das Kyoto- 
Protokoll wurde nicht vom Ministerkomitee geprüft. 

Auf der inoffiziellen Sitzung hochrangiger Vertreter, die 
am 2 1 . April 200 1 vom Umweltminister der Niederlande, 
dem Vorsitzenden der Konferenz der Parteien des Rah- 
menübereinkommens über Klimaänderungen, einberufen 
wurde, schienen alle Länder mit Ausnahme der Vereinig- 
ten Staaten ihre Verbundenheit mit dem Kyoto-Protokoll 
und ihren Wunsch, es so bald wie möglich in Kraft treten 
zu sehen, zu bekräftigen. Diese Länder brachten auch ihre 
Bereitschaft zum Ausdruck, auf der anstehenden Konfe- 
renz der Parteien im Juli 2001 in Bonn zu einer umfas- 
senden Einigung zu gelangen. 

Als Vorsitzender des Ministerkomitees kann ich sagen, 
dass alle Länder, die es noch nicht getan haben, aufgeru- 
fen sind, das Protokoll, das von entscheidender Bedeu- 
tung für den Schutz unseres Planeten ist, zu unterzeichnen 
und zu ratifizieren. 

Zusatzfrage des Abg. Wolfgang Behrendt (SPD): Teilen 
Sie die Auffassung, dass, selbst wenn wir es nicht schaf- 
fen, die Haltung der Vereinigten Staaten zu ändern und sie 
die Verpflichtungen nicht einhalten, die sie selbst in 
Kyoto eingegangen sind, die europäischen Staaten alle 
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Anstrengungen unternehmen sollten, um das Kyoto-Pro- 
tokoll umzusetzen? 

Antwort des amtierenden Vorsitzenden: Ich bin wirklich 
der Ansicht, dass angesichts der gegenwärtigen Lage und 
insbesondere in Anbetracht unserer gemeinsamen Zu- 
kunft, alle Länder, darunter auch die Vereinigten Staaten, 
ihr Bestes tun werden, um die Umsetzung erfolgreich 
durchzuführen. Ich halte nichts von einer Trennung. Ich 
stimme jedoch überein, dass es nötig ist, dass diejenigen 
Länder, die dazu bereit sind, ihr Bestes zur Erreichung 
dieses Ziels tun sollten. Wir sollten genau jetzt daran ar- 
beiten - noch heute. Es geht nicht nur um uns, sondern 
auch um unsere Kinder und unsere Zukunft. Ich stimme 
Ihrer Erklärung zu. 

Tagesordnungspunkt 

Der Nahostkonflikt 

(Drucksache 9032) 

Berichterstatter: 

Abg. John D. Taylor (Vereinigtes Königreich) 

Abg. Eduard Lintner (CDU/CSU)*: Herr Präsident! 
Meine lieben Kolleginnen und Kollegen! Der Europarat 
hat sich jetzt schon über Jahre hinweg kontinuierlich und 
zielstrebig dafür eingesetzt, Israelis und Palästinenser für 
einen beständigen, auf einen stabilen Friedenszustand ge- 
richteten politischen Prozess zu gewinnen, und wird dies 
sicher auch weiterhin tun, wie die Resolution in Kapitel F 
ausdrücklich ankündigt. 

Die heute zur Debatte stehende Entschließung ist in die- 
sem Bemühen ein weiteres, wie ich finde, eindrucksvol- 
les Beispiel für eine ausgewogene Problemsicht; denn 
- wie schon bisher - so ist auch dieser Entschließungs- 
entwurfbemüht, die berechtigten Interessen beider Seiten 
zu sehen und Kompromissfelder für den Weg in eine 
friedliche Zukunft aufzuzeigen. 

Nur auf dem Verhandlungsweg - da sind wir uns alle, 
auch bei uns im Ausschuss, einig - wird es möglich sein, 
friedliche und sichere Verhältnisse auf Dauer herzustel- 
len. Terror und Anschläge werden von Enttäuschung und 
Verzweiflung genährt, die wiederum von der Perspektiv- 
losigkeit der gegenwärtigen verhängnisvollen Spirale von 
militärischen Schlägen auf israelischer und eruptiver Ge- 
walt auf palästinensischer Seite hervorgerufen werden. Es 
scheint mir der große Irrtum beider Seiten zu sein, dass ei- 
nerseits die israelische Seite meint, mit dem Einsatz mi- 
litärischer Mittel ein friedliches Zusammenleben erzwin- 
gen zu können, während andererseits die palästinensische 
Seite meint, mit Intifada-Operationen Zugeständnisse der 
Israelis erzwingen zu können. 

Die Resolution bringt nach unserer Auffassung gut zum 
Ausdruck, welche konkreten Schritte im Einzelnen er- 
griffen werden sollten, um den Konflikt auf Dauer zu 
entschärfen. Die sechs Änderungs- bzw. Ergänzungs- 
vorschläge, die der Rechtsausschuss dieser Hohen Ver- 


Im Auftrag des Ausschusses für Recht- und Menschenrechte 


Sammlung unterbreitet, verändern weniger den Inhalt als 
die sprachliche Form, mit der wir unsere Forderungen gel- 
tend machen. 

Als aktuell besonders wichtig für den langwierigen Frie- 
densprozess sehen wir zum Beispiel folgende, auch im 
Entwurf erwähnte Schritte an: 

Erstens. Die weitere Ausdehnung der israelischen Sied- 
lungen in den Palästinensergebieten muss unbedingt ein 
Ende haben. Dort, wo dies verabredungswidrig in der Ver- 
gangenheit schon geschehen ist, muss wieder abgebaut 
werden. Das scheint uns eines der Schlüsselprobleme zu 
sein. Insbesondere ist es von ungeheurer Bedeutung für 
die Hoffnung der Palästinenser, ob es überhaupt je ein 
friedliches, gerechtes Nebeneinander geben kann. 

Zweitens. Alle Maßnahmen auf israelischer Seite, die eine 
kollektive Sanktionswirkung auf die gesamte palästinen- 
sische Bevölkerung haben, wie rigorose Absperrungen, 
sollten zügig aufgehoben werden. Auch die Zerstörung 
wichtiger ziviler Infrastruktureinrichtungen, zum Bei- 
spiel einer biologischen Kläranlage oder von Anlagen, die 
für die Wirtschaft, vor allem für die Landwirtschaft, von 
existenzieller Bedeutung sind, unter Berufung auf angeb- 
liche Erfordernisse der „Sicherheit der Siedler“, produzie- 
ren nur Hoffnungslosigkeit und Verzweiflung und fordern 
damit die Bereitschaft zu gewaltsamer Gegenwehr und 
Unversöhnlichkeit. In deutschen Zeitungen war zu lesen, 
dass auf diese Weise mittlerweile ein Schaden von mehr 
als 1 Milliarde DM entstanden ist. 

Das mag zur Begründung unserer Position genügen. Zu 
Einzelheiten komme ich dann noch bei den einzelnen Än- 
derungsanträgen. - Vielen Dank. 

Abg. Wolfgang Behrendt (SPD): Herr Präsident! Meine 
Damen und Herren! Täglich hören wir aus dem Nahen 
Osten neue Meldungen über eine Eskalation der Gewalt. 
Die Tragödie, die diese Region heimsucht, ist verheerend. 
Beide Bevölkerungsgruppen, aber ganz besonders die 
Palästinenser, haben Verluste zu beklagen: Tote, Verletzte, 
Verstümmelte. 

Die Lebensbedingungen - davon haben wir uns bei unse- 
rem Besuch besonders auf palästinensischer Seite über- 
zeugen können - verschlechtern sich tagtäglich. Vor allem 
schürt all dies den Hass zwischen den Menschen auf bei- 
den Seiten und vertieft die Kluft, die sie trennt. Es hat den 
Anschein, als hätten gerade im palästinensischen Lager 
die Emotionen bei weitem die Oberhand gewonnen. Der 
Druck kommt allerdings nicht nur aus dem Lager der 
Palästinenser; auch in den Nachbarstaaten laufen die 
Emotionen auf Hochtouren, wie wir aus den Medien er- 
fahren können. 

Wie stark die Emotionen sind, wird an einem Beispiel 
deutlich, von dem uns ein hoher palästinensischer Funk- 
tionär berichtete: Er habe einen Brief nach Israel vier Tage 
lang nicht abschicken können, weil es ihm physisch ein- 
fach unmöglich gewesen sei, das Wort Israel zu schreiben. 

In der Diskussion ist häufig die Rede davon gewesen, dass 
von den Israelis unrechtmäßig Siedlungen errichtet worden 
sind, dass die Israelis mit Überreaktionen auf die Terrorakte 
geantwortet haben. Ich denke, man muss angesichts der 
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Geschehnisse den emotionalen und geschichtlichen Hinter- 
grund sehen. Ich denke, es war gut, dass unsere Delegation 
entgegen ursprünglicher Bedenken auf einigen Seiten Yad 
Vaschem besucht hat, dass wir uns mit der schrecklichen 
Vergangenheit des jüdischen Volkes auseinander gesetzt ha- 
ben. Vor diesem Hintergrund kann man vieles besser ver- 
stehen. 

Dennoch wird es, glaube ich, nicht ohne einen gewissen 
Druck von außen möglich sein, den Friedensprozess, der 
1993 in Oslo ins Leben gerufen worden ist, fortzusetzen 
und zu einem Abschluss zu führen. Es heißt, dass die EU 
jetzt mit Sanktionen gegenüber den Israelis droht. Ich 
denke, einseitige Sanktionen führen zu nichts. Es ist mög- 
licherweise auch die falsche Seite, die hier droht. 

Es ist so, dass die EU derzeit Arafats Ministaat faktisch fi- 
nanziert. Die EU könnte also durchaus erzwingen, dass 
der Aufstand, dass die Gewalt auf palästinensischer Seite 
gestoppt wird. Auf Israel haben hingegen die Vereinigten 
Staaten weit größeren Einfluss. George Bush scheint an- 
gesichts der Kriegsgefahr im Nahen Osten seine Zurück- 
haltung aufzugeben. Das Eingreifen und die Intervention 
angesichts des Einmarsches in den Gazastreifen ist dafür 
ein gutes Beispiel. 

Ich denke, Europa und die USA könnten in einer konzer- 
tierten Aktion etwas erreichen, indem sie nämlich jeweils 
auf ihren Partner, auf den sie Einfluss nehmen können, auch 
tatsächlich Einfluss nehmen, vorausgesetzt, sie nehmen 
ihren Partner „zur Brust“ und nicht den falschen Partner. 

Es mag sein, dass die Bevölkerung des Nahen Ostens zu 
ihrem Unglück noch lange leiden muss, ehe ihre Politiker 
die Realitäten wahmehmen. Aber am Ende - davon bin 
ich überzeugt - werden alle verstehen müssen, dass es 
keine Alternative zum Friedensprozess gibt, an dessen 
Ende zwei unabhängige, durch enge Kooperation mitei- 
nander verbundene Staaten existieren werden. Ich wün- 
sche den Menschen in dieser heimgesuchten Region und 
uns allen, dass wir es noch erleben werden, dass es einen 
gerechten Frieden in dieser Region gibt. - Danke schön. 

Entschließung 1245 (2001)* 

betr.: den Nahostkonflikt 

(Drucksache 9032) 

1 . Die Versammlung ist tief besorgt über das Scheitern des 
Camp-David-Gipfels vom Juli 2000, bei dem ein Ab- 
kommen über den endgültigen Status erzielt werden 
sollte. Sie missbilligt die politisch unverantwortlichen 
und provozierenden Akte, die ein Aufwallen von Gewalt 
auslösten und die Bemühungen zur Wiederaufnahme 
der Verhandlungen behinderten. 


Versammlungsdebatte am 26. April 2001 (15. Sitzung). Siehe 
Dok. 9032, Bericht des Politischen Ausschusses (Berichterstatter: 
Herr Taylor), Dok. 9060, Stellungnahme des Ausschusses für Recht 
und Menschenrechte (Berichterstatter: Herr Lintner) und Dok. 9054, 
Stellungnahme des Ausschusses für Sozialordnung, Gesundheit und 
Familienfragen (Berichterstatter: Herr Pavlidis). Der Text wurde von 
der Versammlung am 26. April 2001 (15. Sitzung) verabschiedet. 


2. Sie bringt erneut ihre Überzeugung zum Ausdruck, 
dass die Wiederaufnahme der Verhandlungen die ein- 
zige Möglichkeit zur Erzielung einer dauerhaften po- 
litischen Beilegung des Konflikts im Nahen Osten 
darstellt. Die Gelegenheit, auf einen historischen 
Kompromiss zweier souveräner, sicherer und lebens- 
fähiger Staaten hinzuarbeiten, muss genutzt werden, 
bevor die Eskalation der Ereignisse sie zunichte 
macht. 

3. Die Versammlung ruft beide Parteien auf, die Si- 
cherheitszusammenarbeit fortzusetzen, um den Weg 
für weitere Verhandlungen zu ebnen. 

4. Obgleich internationale Vermittlungsbemühungen 
weiterhin zum politischen Friedensprozess und zu ei- 
ner politischen Beilegung beitragen können, könnten 
letztendlich nur unmittelbare Verhandlungen zwi- 
schen den Parteien zu einem endgültigen Abkommen 
führen. Die Versammlung ruft daher die politischen 
Führer auf beiden Seiten auf, ein hohes Maß an Ver- 
antwortung zu zeigen und ihren historischen Auftrag 
über ihre eigenen politischen und persönlichen Ziele 
zu stellen. Die Versammlung erinnert die politischen 
Führer ferner daran, dass die Wahrung der Men- 
schenrechte und des humanitären Völkerrechts auch 
den Aufbau des Friedens erleichtert. 

5. Die Versammlung begrüßt den Rückzug Israels aus 
dem Südlibanon als eine positive Entscheidung, ruft 
Syrien dazu auf, ein Gleiches zu tun, indem es seine 
Armee aus dem Libanon abzieht, und verurteilt die 
Hisbollah wegen ihrer Fortsetzung terroristischer 
Anschläge auf Nordisrael. 

6. Die Versammlung verurteilt alle Akte der Gewalt. 
Dies schließt die gegenwärtige Welle der Intifada 
und den unangemessenen Einsatz von Gewalt durch 
die israelische Armee, die ungerechtfertigte Zer- 
störung von Eigentum, kollektive wirtschaftliche 
Bestrafungen der Zivilbevölkerung sowie die Pläne, 
die eine „Politik der Liquidation“ gegen führende 
palästinensische Vertreter beinhalten, ein. 

7. Die Palästinenserführer müssen ihre Entschlossenheit 
unter Beweis stellen, eine Politik der friedlichen Ko- 
existenz mit Israel zu führen und sein Beharren auf 
„Sicherheit“ zu respektieren, das von vergangenem 
Leid und mehreren Kriege mit seinen Nachbarn be- 
stimmt ist. Die Palästinenserbehörde muss alles in 
ihren Kräften Stehende tun, um die Rechtsstaatlichkeit 
in den unter ihrer Aufsicht stehenden Gebieten herzu- 
stellen und aufrechtzuerhalten und anti-israelische 
Propaganda in den Medien und in der Schule nicht zu 
ermutigen. 

8. Die Versammlung ist überzeugt, dass der Friedens- 
prozess in engem Zusammenhang mit der schritt- 
weisen Demokratisierung der palästinensischen Ge- 
sellschaft und ihrer Institutionen steht. Das 
Grundgesetz (palästinensische Verfassung), das ge- 
genwärtig einer Prüfung unterzogen wird, und die 
jüngste Entwicklung zivilgesellschaftlicher Organi- 
sationen stellen ermutigende Zeichen dar. Die Vene- 
dig-Kommission (Europäische Kommission für De- 
mokratie durch Recht) gab in einem vor kurzem 



Deutscher Bundestag - 14. Wahlperiode 


-43- 


Drucksache 14/7629 


veröffentlichten Bericht (März 2001) eine positive 
Beurteilung der Entwicklung des institutioneilen 
Rahmens der Palästinenserbehörde ab, obwohl der 
effektive Schutz der Menschenrechte Raum für Ver- 
besserungen lässt. 

9. Eine vollständige Demokratie impliziert jedoch 
volle Souveränität, die nur in der Endphase der Ei- 
genstaatlichkeit erreicht werden könnte. Darüber hi- 
naus liegt das palästinensische Staatsgebiet verstreut 
und ist gespalten aufgrund der Präsenz von Siedlun- 
gen, Straßen und Straßensperren, die eine Konti- 
nuität des Staatsgebiets verhindern. Der palästinen- 
sische Legislativrat wird häufig daran gehindert, 
seine Sitzungen abzuhalten. Diese Bedingungen tra- 
gen nicht zu einer raschen Entwicklung der parla- 
mentarischen Demokratie bei. 

10. Israel und insbesondere Palästina würden von einer 
stärkeren Beteiligung an internationalen Organisa- 
tionen profitieren. 

11. Falls und sobald der Friedensprozess wieder ein- 
setzt, werden die Unterhändler erneut vor denselben 
drei Flauptstreitpunkten stehen: der Status Jerusa- 
lems und der Heiligen Stätten, die jüdischen Sied- 
lungen und das Flüchtlingsproblem. Die Versamm- 
lung ist fest davon überzeugt, dass keine Fortschritte 
erzielt werden können, sofern sich die Parteien nicht 
über die überkommene Rhetorik deklaratorischer 
Floskeln und die inflexiblen traditionellen Haltun- 
gen hinaus bewegen. 

12. Was die Siedlungen anbelangt, so wurde zu wieder- 
holten Malen in VN-Resolutionen und in anderen in- 
ternationalen Dokumenten anerkannt, dass sie 
gemäß den Bestimmungen der 4. Genfer Konven- 
tion von 1949 (Artikel 49) ungesetzlich sind, dass 
ihre andauernde Ausweitung nachteilige Auswir- 
kungen auf den Vertrauensaufbau und die künftigen 
Beziehungen zwischen den beiden Seiten hat. Sie 
sind unvereinbar mit einer echten Zwei-Staaten-Lö- 
sung, mit beständigen und verteidigungsfähigen 
Grenzen, oder mit dem Grundsatz „Land gegen Frie- 
den“, der den Ausgangspunkt des Osloer Prozesses 
darstellte. Dennoch verabschiedete die scheidende 
israelische Regierung einen Haushalt in Höhe von 
300 Millionen US-$ für den weiteren Ausbau der 
Siedlungen im Jahr 2001. 

13. Die Versammlung ist der Auffassung, dass die Mit- 
gliedstaaten des Europarates eine politische Rolle 
im Friedensprozess spielen könnten und sollten. 
Diese Rolle sollte sich nicht auf Tätigkeiten wie bei- 
spielsweise finanzielle Hilfe beschränken. Obwohl 
die europäischen Länder und die europäischen Ein- 
richtungen sowie die Vereinigten Staaten unter- 
schiedliche Ansätze im Hinblick auf den Friedens- 
prozess haben, verfolgen sie ähnliche Interessen, 
und eine Lastenteilung ist auf lange Sicht unver- 
meidlich. Europa verfügt im Allgemeinen aufgrund 
seiner historischen und kulturellen Beziehungen 
zum Nahen Osten über ein besseres Verständnis des 


regionalen Kräftespiels und der regionalen Sensibi- 
litäten. Europa besitzt eine langjährige Erfahrung im 
komplexen, multilateralen Aufbau von Institutionen 
und muss daher die bedeutende Rolle der Vereinig- 
ten Staaten bei der Friedensschaffung ergänzen, in- 
dem es eine führende Rolle bei der Friedenskonsoli- 
dierung übernimmt. 

14. Im Lichte dieser Überlegungen und unter Hinweis 
auf ihre früheren Texte, nämlich Entschließung 1013 
(1993), Empfehlung 1221 (1993), Entschließung 
1103 (1996), Entschließung 1156 (1998) und Ent- 
schließung 1183 (1999) ruft die Versammlung 

A. die israelische Regierung dazu auf, 

i. die Absperrungen und ähnlichen Maßnahmen, 
die verheerende Auswirkungen auf das Wirt- 
schaftsleben in den palästinensischen Gebieten 
haben, schrittweise zu lockern und die kollek- 
tiven Sanktionen aufzuheben, die keinen sinn- 
vollen Zweck verfolgen, eines demokratischen 
Staates nicht würdig sind und direkt eingestellt 
werden sollten; 

ii. den Zugang zu sowie die Bereitstellung und 
Verbreitung von Gesundheitsdiensten für die in 
den Palästinensergebieten lebenden Menschen 
zu gewährleisten; 

iii. die Ausdehnung der Siedlungen in den Palästi- 
nensergebieten dringend einzustellen und 
Pläne für den Abbau der Siedlungen vor allem 
in Gaza und Hebron einzuleiten. Eine Mög- 
lichkeit bestünde darin, Siedlungen nahe Jeru- 
salem in revidierte Grenzen Israels einzuglie- 
dem im Austausch gegen das Abtreten 
israelischen Landes an den künftigen Palästi- 
nenserstaat; 

iv. die exzessive Anwendung von Gewalt oder 
jegliche Provokation zu unterlassen, die künf- 
tige Gespräche gefährden könnte, alle Fälle 
von Menschenrechtsverletzungen und illegale 
Gefechte vor Gericht zu bringen und illegale 
Waffen zu beschlagnahmen; 

v. das humanitäre Völkerrecht vollständig anzu- 
wenden und somit die Immunität von Nicht- 
kombattanten und ihr Eigentum zu respektie- 
ren und Entwicklungshelfern (insbesondere 
dem Internationalen Komitee vom Roten 
Kreuz) vollen und ungehinderten Zugang und 
Bewegungsfreiheit innerhalb der Palästinen- 
sergebiete zu gewähren; 

vi. die Lebensbedingungen der israelisch-arabi- 
schen Bürger zu verbessern, insbesondere in 
Bereichen wie Beschäftigung, Berufsausbil- 
dung, Infrastruktur ihrer Dörfer und Gebiete; 

vii. der Palästinenserbehörde geschuldete Steuer- 
einnahmen zu überweisen, die infolge des 
Ausbruchs der Gewalt im vergangenen Herbst 
einbehalten wurden; 
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viii. die Schulbuchreform weiterzuverfolgen als ei- 
nen Versuch, die Osloer Abkommen zu erfüllen 
sowie im Hinblick darauf, über das Bildungs- 
system zum Frieden beizutragen; 

ix. die Medienfreiheit in den von israelischen 
Streitkräften kontrollierten Palästinensergebie- 
ten zu gewährleisten und den Journalisten die 
zu diesem Zwecke benötigten Papiere zu be- 
willigen; 

x. Vorschläge in die Wege zu leiten, um den Frie- 
densprozess aufrechtzuerhalten, und Akte oder 
Erklärungen zu vermeiden, die Verzweiflung 
auslösen könnten bei der palästinensischen Be- 
völkerung und insbesondere Jugendlichen, die 
andernfalls versucht sein könnten, dem Bei- 
spiel radikaler Bewegungen wie beispiels- 
weise der Hisbollah zu folgen; 

xi. es dem palästinensischen Legislativrat zu er- 
möglichen, seine Plenartagungen abzuhalten 
durch die Lockerung der Reisebeschränkungen 
seiner Mitglieder; 

B. die Palästinenserbehörde dazu auf, 

i. den Terrorismus zu verurteilen und aktiv zu 
bekämpfen, terroristische Organisationen zu 
ächten, illegale Waffen zu konfiszieren und 
Anschuldigungen zu prüfen, wonach die Mit- 
glieder der palästinensischen Sicherheitskräfte 
an Mordanschlägen gegen Israelis oder an An- 
stiftungen zu Gewaltkampagnen beteiligt sind, 
und sie zur Verantwortung zu ziehen, wenn 
sich die Anschuldigungen als begründet erwei- 
sen sollten; 

ii. das humanitäre Völkerrecht vollständig anzu- 
wenden und somit die Immunität von Nicht- 
kombattanten, insbesondere Entwicklungshel- 
fern und medizinischem Personal, zu 
respektieren; 

iii. ihre Anstrengungen auf politische Initiativen 
zur Unterstützung der Wiederaufnahme der 
Friedensverhandlungen zu konzentrieren und 
die öffentliche Meinung an dieses Ziel heran- 
zuführen durch die Betonung, dass Verhand- 
lungen über den endgültigen Status besser in 
einer Atmosphäre der Ruhe und Gelassenheit 
geführt werden können; 

iv. trotz der gegenwärtigen Schwierigkeiten mit 
dem Erlass des Grundgesetzes fortzufahren 
und die palästinensische Gesellschaft mit ei- 
nem modernen Verfassungstext auszustatten, 
der auf demokratischen Grundsätzen und dem 
Schutz der Menschenrechte beruht, sowie die 
Todesstrafe abzuschaffen; 

v. auf die Schaffung eines demokratischen und 
pluralistischen institutionellen Rahmens hin- 
zuarbeiten, der eine größere Beteiligung der 


Zivilgesellschaft in den Entscheidungsprozess 
einschließt; 

vi. ein sofortiges Moratorium für Hinrichtungen 
zu erlassen und bis zur Abschaffung der To- 
desstrafe alle zum Tode Verurteilten zu begna- 
digen; 

vii. ein transparentes Haushaltssystem einzurich- 
ten, aus dem klar hervorgeht, wie öffentliche 
Mittel einschließlich ausländische Finanzhil- 
fen und lokale Einnahmen ausgegeben werden; 

viii. eine flexiblere Haltung bei der Lösung des Pro- 
blems der palästinensischen Flüchtlinge zu 
zeigen durch den Versuch, einen Teil der 
Flüchtlingsbevölkerung in den künftigen 
palästinensischen Staat oder in anderen Teilen 
der Welt aufzunehmen bzw. Entschädigungs- 
zahlungen an sie zu leisten und einzusehen, 
dass die Aufnahme einer beträchtlichen palä- 
stinensischen Flüchtlingsbevölkerung durch 
Israel politisch unrealistisch ist; 

vi. die Schulbuchreform weiterzuverfolgen als ei- 
nen Versuch, die Osloer Abkommen zu erfüllen 
sowie im Hinblick darauf, über das Bildungs- 
system zum Frieden beizutragen; 

C. die EU auf, ihre Bemühungen zur Überwindung der 
Meinungsverschiedenheiten zwischen Palästinen- 
sern und Israelis über Bildungsprogramme und re- 
gionale Zusammenarbeit weiterzuverfolgen und ihre 
finanzielle Unterstützung an die Palästinenser- 
behörde auf gezielte Weise fortzusetzen, um Trans- 
parenz, Verantwortlichkeit und eine Kultur der Be- 
teiligung zu fordern; 

D. die Regierung der Vereinigten Staaten von Amerika 
auf, ihre Friedensbemühungen im Nahen Osten fort- 
zusetzen und insbesondere ihren beträchtlichen Ein- 
fluss gegenüber der israelischen Regierung und der 
Palästinenserbehörde zur Unterstützung der an sie in 
den obigen Abschnitten A und B gerichteten Emp- 
fehlungen geltend zu machen; 

E. die Liga der Arabischen Staaten auf, die der Paläs- 
tinenserbehörde zuvor zugesagte finanzielle Hilfe 
für die wirtschaftliche Entwicklung anzuerkennen; 

F. ersucht die Regierungen der Mitgliedstaaten des Eu- 
roparats, 

i. den Friedensbemühungen und in diesem Zu- 
sammenhang Beobachtungsinitiativen wie der 
Zeitweiligen Internationalen Präsenz in He- 
bron (Temporary International Presence in He- 
bron, TIPH), die aus einer kleinen Gruppe un- 
bewaffneter Beobachter besteht, und den 
Schlussfolgerungen der internationalen Unter- 
suchungskommission unter dem Vorsitz von 
US-Senator Mitchell, die eingerichtet wurde, 
um die Ursachen des Ausbruchs der Gewalt zu 
untersuchen, ihre volle Unterstützung zu ge- 
währen; 
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ii. das Konzept einer Organisation für Sicherheit 
und Zusammenarbeit im Nahen Osten 
(OSCME), wie zuvor von der Versammlung 
vorgeschlagen, insbesondere in der Nachver- 
handlungsphase zu fördern, um den Frieden zu 
konsolidieren und die Nicht-Kriegsführung in 
eine stabile Zusammenarbeit umzuwandeln; 

iii. der Notlage der Flüchtlinge größere Beachtung 
zu schenken und großzügiger zur Verbesserung 
ihrer humanitären Lage beizutragen, insbeson- 
dere durch die Einrichtung eines Wiedergut- 
machungsfonds für die palästinensischen 
Flüchtlinge; 

G. ruft die Parlamente der Mitgliedstaaten des Europa- 
rats auf, die Konferenz junger Parlamentarier aus 
dem östlichen Mittelmeerraum zu unterstützen, die 
vom Internationalen Institut für Demokratie (Euro- 
parat und Europäisches Parlament) seit 1997 alle 
zwei Jahre in Rhodos unter Beteiligung von Vertre- 
tern aller Parteien des Nahostkonflikts veranstaltet 
wird; 

H. trifft hiermit den Beschluss, 

i. Vertreter des palästinensischen Legislativrates 
einzuladen, an den Sitzungen der Parlamenta- 
rischen Versammlung und ihrer Ausschüsse 
teilzunehmen, wann immer die Nahostfrage 
auf der Tagesordnung steht; 

ii. über ihre zuständigen Ausschüsse die Lage 
sorgfältig weiter zu verfolgen und regelmäßige 
Debatten im Plenum sowie Kolloquien, Semi- 
nare und Konferenzen zu spezifischen Themen 
abzuhalten; 

I. appelliert an beide Konfliktparteien (die israelische 
Regierung und die Palästinenserbehörde), sofort 
jede Form von Gewalt einzustellen und ohne jegli- 
che Vorbedingungen an den Verhandlungstisch 
zurückzukehren, um zu einer friedlichen Lösung im 
Geiste der Osloer Abkommen zu gelangen. 

Empfehlung 1514 (2001)* 

betr.: den Nahostkonflikt 

(Drucksache 9032) 

1. Die Versammlung, unter Hinweis auf ihre früheren 
Texte, nämlich Entschließung 1013 (1993), Empfeh- 
lung 1221 (1993), Entschließung 1103 (1996), Ent- 
schließung 1156 (1998), Entschließung 1183 (1999) 
und Entschließung 1245 (2001) betr. den Nahostkon- 
flikt, bittet das Ministerkomitee des Europarates, die 


Versammlungsdebatte am 26. April 2001 (15. Sitzung). Siehe 
Dok. 9032, Bericht des Politischen Ausschusses (Berichterstatter: 
Herr Taylor), Dok. 9060, Stellungnahme des Ausschusses für Recht 
und Menschenrechte (Berichterstatter: Herr Lintner) und Dok. 9054, 
Stellungnahme des Ausschusses für Sozialordnung, Gesundheit und 
Familienfragen (Berichterstatter: Herr Pavlidis). Der Text wurde von 
der Versammlung am 26. April 2001 (15. Sitzung) verabschiedet. 


Regierungen der Mitgliedstaaten des Europarates zu 

ersuchen, 

i. den Friedensbemühungen und in diesem Zusam- 
menhang Beobachtungsinitiativen wie der Zeit- 
weiligen Internationalen Präsenz in Hebron (Tem- 
porary International Presence in Hebron, TIPH) 
und den Schlussfolgerungen der internationalen 
Untersuchungskommission unter dem Vorsitz von 
US-Senator Mitchell, die eingerichtet wurde, um 
die Ursachen des Ausbruchs der Gewalt zu unter- 
suchen, ihre volle Unterstützung zu gewähren; 

ii. das Konzept einer Organisation für Sicherheit und 
Zusammenarbeit im Nahen Osten (OSCME), wie 
zuvor von der Versammlung vorgeschlagen, insbe- 
sondere in der Nachverhandlungsphase zu fördern, 
um den Frieden zu konsolidieren und die Nicht- 
Kriegsführung in eine stabile Zusammenarbeit 
umzuwandeln. 

Tagesordnungspunkt 

Die Finanzierung einer dauerhaften Lösung 
fünfzehn Jahre nach Tschernobyl 

(Drucksache 9017) 

Berichterstatter: 

Abg. Lord Ponsonby (Vereinigtes Königreich) 

Abg. Wolfgang Behrendt (SPD): Herr Präsident! Meine 
Damen und Herren! Der Vorzug des vorliegenden Be- 
richts, über den sicherlich sehr kontrovers diskutiert wer- 
den wird, liegt meines Erachtens darin, dass er Gelegen- 
heit zur Diskussion über eine vor dem Hintergrund des 
Unglücks in Tschernobyl drängende Frage gibt: Gibt es 
eine europäische Atompolitik und, wenn ja, welche Ziele 
verfolgt sie? 

Auch in unserer Fraktion wurde über diese Frage kontro- 
vers diskutiert. Sicherlich ist es richtig - darüber herrschte 
Einigkeit -, dass die Entscheidung über die Fertigstellung 
der K2/R4-Reaktoren bei der Ukraine liegt. Aber immerhin 
geht es um 1,5 Milliarden US-Dollar und über Euratom be- 
teiligen sich schlussendlich auch die Mitgliedstaaten der 
Europäischen Union und viele unserer Staaten an den Kos- 
ten für den Bau dieser Reaktoren. Die EU-Kommission er- 
wägt sogar, die Euratom-Kredite zur Finanzierung von 
Nuklearanlagen von 4 auf 6 Milliarden Euro zu erhöhen. 

Nach all dem Unglück, das Tschernobyl über die Men- 
schen in der Ukraine, aber auch in Russland und beson- 
ders in Belarus gebracht hat, ist eine Grundsatzdebatte 
über den zukünftigen Umgang mit Kernenergie in Europa 
erforderlich. Deshalb begrüßen wir die Gelegenheit, da- 
rüber heute zu diskutieren. 

Die Meinungen über die energiewirtschaftliche Situation 
in der Ukraine gehen auseinander. Manche meinen, es 
herrsche ein Mangel an Energie, andere vertreten die 
Überzeugung, Energieversorgungsengpässe seien darauf 
zurückzuführen, dass eine schlechte Infrastruktur bestehe 
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und der Zustand der Versorgungskapazitäten schlecht sei. 
Jeder bewertet die Situation nach den Zahlen, die ihm vor- 
liegen. Aber über eines, glaube ich, sind wir uns einig: 
Meine Fraktion - und sicherlich wir alle - begrüßt, dass 
nunmehr konkrete Schritte zur Umsetzung des Plans zur 
Ummantelung des Reaktors in Tschernobyl und die fi- 
nanzielle Unterstützung durch die internationale Gemein- 
schaft sichergestellt sind. Wichtig ist allerdings auch, dass 
die internationale Gemeinschaft sicherstellt, dass die Fi- 
nanzmittel auf wirksame Weise und verantwortungsbe- 
wusst eingesetzt werden. 

Meine Damen und Herren, bei allen energiewirtschaftli- 
chen und wirtschaftlichen Überlegungen und Kontrover- 
sen darüber sollten wir eines nicht außer Acht lassen: dass 
es weiterhin darum gehen muss, die gesundheitlichen, so- 
zialen und umweltrelevanten Folgen des Unglücks von 
Tschernobyl zu bewältigen. Viele Menschen in der 
Ukraine, in Russland, aber besonders in Belarus haben 
schrecklich unter dieser Katastrophe gelitten. Belarus hat 
70 Prozent der Folgen zu tragen gehabt; 25 Prozent des 
Staatsgebietes sind verseucht. 

Meine Fraktion ist daher der Meinung, dass es keinen Un- 
terschied bei der Gewährung von Unterstützung zur Über- 
windung der Folgen zwischen diesen drei Ländern geben 
darf. Unabhängig von den politischen Verhältnissen muss 
gleichermaßen Hilfe geleistet werden. Es wäre des Euro- 
parates unwürdig, wenn wir humanitäre Hilfe abhängig 
machen würden von dem herrschenden politischen Sys- 
tem. Die Menschen in Belarus verdienen unsere Solida- 
rität genauso wie die Menschen in der Ukraine und in 
Russland. 

Abg. Dr. Hermann Scheer (SPD): Herr Präsident! Liebe 
Kolleginnen und Kollegen! Die große Frage, vor der wir 
heute stehen, ist, ob es am 15. Jahrestag von Tschernobyl, 
dieses grauenvollen Unfalls, über den der ukrainische 
Kollege vorhin gesprochen hat, die richtige Botschaft der 
Parlamentarischen Versammlung des Europarates ist, 
durch einen Beschluss zu sagen, es soll weitergehen mit 
neuen Reaktoren, es soll ein Ausbau der Atomenergie er- 
folgen. Ich glaube nicht, dass dies von der europäischen 
Öffentlichkeit verstanden würde, und zwar aus zwei 
Gründen. 

Der eine Grund ist: Spätestens mit Tschernobyl, aber 
schon vorher mit Harrisburg in den Vereinigten Staaten 
von Amerika - das zeigt, es kann bei jeder Atomtechnik 
passieren - ist ein weltweites Bewusstsein in Bezug auf 
die irreversiblen und möglichst durch Verzicht auf Atom- 
energie zu vermeidenden Gefahren entstanden. Das ist die 
eine Entwicklung der letzten 15 Jahre. 

Es gibt eine zweite Entwicklung, die mehr oder weniger 
ökonomisch begründet ist. Es hat sich nämlich gezeigt, dass 
die Atomenergie aufgrund der Folgeschäden und der Folge- 
kosten wesentlich weniger wirtschaftlich ist, als ihr immer 
unterstellt worden ist. Nicht zufällig sind im Zuge der Pri- 
vatisierung der britischen Stromwirtschaft - damit wir nicht 
nur über die Ukraine reden - die Atomkraftanlagen nicht 
verkaufbar gewesen. Nicht zufällig gibt es seit 1973 in den 
USA keinen einzigen Neubau einer Atomkraftanlage mehr 


und es wird auch nicht damit gerechnet, dass es einen wei- 
teren gibt. Nicht zufällig gilt unter allen, die sich auskennen 
und die nicht in der Atomtechnik selber verhaftet sind - was 
ein schweres Problem ist -, die Atomenergie als Auslauf- 
technologie, und zwar aus ökologischen Gründen, aus Risi- 
kovermeidungsgründen und aus ökonomischen Gründen. 
Spätestens mit der Schaffung von liberalisierten Stromsy- 
stemen und der Liberalisierung der Strommärkte wird es 
ökonomisch noch riskanter, Milliardenprojekte umzuset- 
zen, ohne dass man sicher sein kann, wie der Stromabsatz in 
zehn, 1 5 oder 20 Jahren sein wird. Die Entwicklung läuft aus 
ökonomischen wie aus ökologischen Gründen auf modulare 
Systeme der Energieversorgung, das heißt aufDezentralität, 
hinaus. Das ist die Diversität, von der der Berichterstatter 
gesprochen hat und auf die es heute ankommt. Das geht uns 
alle gleichermaßen an, egal wo die Reaktoren stehen. 

Nun gibt es zwei Vorbehalte, die immer noch dafür vor- 
gebracht werden, dass wir an der Atomenergie festhalten 
müssten. Der eine Vorbehalt ist, dass es viele Länder gibt, 
die so viel investiert haben, dass sie im Moment kaum 
wissen, wie sie da herauskommen. Das ist ein ganz 
schwieriges Problem. Es ist aber nicht dadurch zu lösen, 
dass man den atomaren Weg ausbaut, sondern es ist nur 
dadurch zu lösen, dass man ihn allmählich reduziert, und 
zwar mit entsprechender Mobilisierung von Alternativen. 

Der zweite Vorbehalt ist die Behauptung, dass Alternati- 
ven nicht ausreichen würden, um auf Atomenergie ver- 
zichten zu können. Aber ich möchte daran erinnern, dass 
die Mehrheit der Staaten auf dieser Welt keine Atomener- 
gie, aber trotzdem eine Energieversorgung hat. Es ist ein 
reiner Mythos, zu behaupten, es gebe keine Alternative. 
Aber wir brauchen dazu Zeit und eine Neuorientierung in 
Bezug auf die Energieversorgung. 

Deswegen bin ich dafür, dass wir den Bericht ohne die 
Amendments verabschieden. - Danke schön. 

Entschließung 1246(2001)* 

betr.: die Finanzierung einer dauerhaften 
Lösung fünfzehn Jahre nach Tschernobyl 

(Drucksache 9017) 

1 . Die Versammlung - insbesondere unter Hinweis auf ihre 
Entschließung 1087 (1996) betr. die Folgen der Kata- 
strophe von Tschernobyl, ihre Entschließung 1127 
(1997) betr. die gesundheitlichen Auswirkungen des Re- 
aktorunfalls in Tschernobyl und ihre Empfehlung 1311 
(1997) über die Sicherheit von Kemkraftanlagen in den 
Staaten Mittel- und Osteuropas - begrüßt die Abschal- 
tung des Atomreaktors in Tschernobyl im Dezember 
2000, 1 5 Jahre nachdem die Explosion des Reaktors 4 
der Anlage Tod und Krankheit über die gesamte Ukraine 
und benachbarte Länder in Europa und darüber hinaus 
gebracht hat. 


Versammlungsdebatte am 26. April 2001 (15. Sitzung). Siehe 
Dok. 9017, Bericht des Ausschusses für Wirtschaft und Entwicklung 
(Berichterstatter: Lord Ponsonby). Der Text wurde von der Ver- 
sammlung am 26. April 2001 (15. Sitzung) verabschiedet. 
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2. Die Versammlung spricht der Ukraine ihre Anerken- 
nung aus für ihre Zustimmung, die Anlage in Tscher- 
nobyl zu schließen, und der internationalen Gemein- 
schaft - vertreten durch die Europäische Bank für 
Wiederaufbau und Entwicklung (EBWE) und EURA- 
TOM - für ihre bedeutende finanzielle Unterstützung 
bei diesem Prozess im Einklang mit dem im Jahre 
1995 zwischen der Regierung der Ukraine, den Re- 
gierungen der G7-Staaten und der Europäischen Kom- 
mission geschlossenen Vereinbarung. 

3. Die Versammlung sieht die derzeitigen wirtschaftli- 
chen Schwierigkeiten der Ukraine. Sie nimmt ferner 
die zwischen der Ukraine und der EBWE getroffene 
vorläufige Vereinbarung zur Kenntnis, die Fertigstel- 
lung der beiden neuen Atomreaktoren in Chmelnitzki 
und Rowno, das so genannte „K2/R4“-Projekt, finan- 
ziell zu unterstützen. 

4. Die Versammlung erkennt an, dass das „K2/R4“-Pro- 
jekt eine ausschließliche Entscheidung der Ukraine 
ist. Sie hegt trotzdem schwerwiegende Zweifel hin- 
sichtlich seiner Finanzierung durch die internationale 
Gemeinschaft. Die Gründe hierfür liegen darin, dass 
das „K2/R4“-Projekt die Abhängigkeit der Ukraine 
von Kernenergie noch verstärken würde, dass die fi- 
nanziellen Mittel besser zur Diversifizierung der 
Energiequellen des Landes durch effizientere Energie- 
nutzung in der Wirtschaft verwendet werden würden 
und dass das Projekt die Auslandsschulden des Landes 
beträchtlich erhöhen würde. 

5. Die Versammlung hofft, dass zusätzliche Projekte in 
Erwägung gezogen werden, um der Ukraine bei der 
Deckung ihres Energiebedarfs zu helfen. Dies könnte 
durch eine effizientere Energienutzung in der Wirt- 
schaft, durch die Diversifizierung der Energieversor- 
gungsquellen und durch eine Verbesserung der Si- 
cherheit und Effizienz der verbleibenden Kemkraft- 
und anderen Anlagen des Landes erfolgen. 

6. Die EBWE hat die Aufgabe, die Versammlung regel- 
mäßig über Fortschritte in der Ukraine hinsichtlich der 
vier Hauptbedingungen zu informieren, die für die 
Genehmigung der Kredite für das „K2/R4“-Projekt 
festgelegt wurden. 

7. Die Versammlung verweist auf die weiterhin beste- 
hende Notwendigkeit, der Ukraine und der Russi- 
schen Föderation - aber auch dem besonders benach- 
teiligten Belarus - zu helfen, die gesundheitlichen, 
sozialen und umweltrelevanten Folgen der Umwelt- 
katastrophe von Tschernobyl zu bewältigen. Dies gilt 
insbesondere für die nähere Umgebung von Tscherno- 
byl. Bei ihrer finanziellen Unterstützung muss die in- 
ternationale Gemeinschaft jedoch sicherstellen, dass 
die Finanzmittel auf wirksame Weise und verantwor- 
tungsbewusst eingesetzt werden. Die Versammlung 
ermutigt in diesem Zusammenhang die Ukraine, die 
Möglichkeit eines Beitritts zur Entwicklungsbank des 
Europarates zu prüfen. 


8. Die Versammlung begrüßt die nunmehr konkreten 
Schritte zur Einleitung des Plans zur Ummantelung 
des Reaktors in Tschernobyl und die finanzielle Un- 
terstützung durch die internationale Gemeinschaft, die 
sich derzeit auf $ 713 Millionen von insgesamt 
benötigten $ 768 Millionen beläuft. Sie fordert die 
Mitgliedstaaten des Europarates auf, zu gewährleis- 
ten, dass gemeinsam mit anderen Beteiligten die Fer- 
tigstellung des Projektes uneingeschränkt im Rahmen 
der Fortschritte des Plans sichergestellt werden kann 
und dass möglichst viele ukrainische Arbeiter unter 
strikter Beachtung der internationalen Sicherheitsnor- 
men eingestellt werden. 

9. Schließlich muss alles Mögliche getan werden, um die 
optimale Sicherheit anderer Atomreaktoren des Typs 
RBMK sicherzustellen und die notwendigen finanzi- 
ellen Ressourcen für die Abschaltung zur Verfügung 
zu stellen. Die Versammlung muss daher die Sicher- 
heitsaspekte der übrigen 13 Reaktoren dieses Typs, die 
noch in Mittel- und Osteuropa in Betrieb sind ( 1 1 in 
Russland und 2 in Litauen) genauestens überwachen, 
damit sie so schnell wie möglich abgeschaltet werden 
können. 


Freitag, 27. April 2001 

Tagesordnungspunkt 

Demographischer Wandel und nachhaltige 
Entwicklung 

(Drucksache 8806) 

Berichterstatter: 

Abg. Dumitru Paslaru (Rumänien) 

Abg. Christa Lörcher (SPD)*: Herr Präsident! Liebe 
Kolleginnen und Kollegen! Verehrte Gäste! Der Kollege 
Dumitru Paslaru aus Rumänien ist bedauerlicherweise 
nicht mehr Mitglied der Parlamentarischen Versammlung 
des Europarats. Aus diesem Grunde habe ich die Bericht- 
erstattung zu Dokument 8806 - Demographischer Wandel 
und nachhaltige Entwicklung - übernommen. 

Ich bin dem Kollegen Paslaru sehr dankbar, dass er diesen 
wichtigen Themenbereich, nämlich die Verknüpfung von 
Demographie und Entwicklung, aufgegriffen hat. Die Ak- 
tualität des Themas braucht nicht betont zu werden, auch 
die Bedeutung des Themas nicht. Das Beispiel des ameri- 
kanischen Präsidenten und seiner Berater zeigt, dass lei- 
der noch nicht alle politisch Verantwortlichen die Dring- 
lichkeit von gemeinsamen Initiativen zur langfristigen 
Sicherung von Lebensqualität erkannt haben - Lebens- 
qualität nicht nur für alle jetzt Lebenden, sondern auch für 
die kommenden Generationen. 

Über Demographie hatten wir heute Morgen eine sehr in- 
teressante Anhörung mit Informationen zur Bevölke- 


Im Auftrag des Ausschusses für Wanderbewegungen, Flüchtlings- 
und Bevölkerungsfragen 
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rungsentwicklung in der Welt und in verschiedenen Län- 
dern. Seit Kairo 1994 ist das Bewusstsein für die Bedeu- 
tung von Demographie und Perspektiven für die Mensch- 
heit gewachsen. Aber der Weg vom Bewusstsein zu den 
politischen Schlussfolgerungen ist, das wissen wir, meis- 
tens mühsam. 

Ein deutliches Beispiel ist im Magazin „Spiegel“ von die- 
ser Woche angeführt. Dort wird die dramatische Bevölke- 
rungsabnahme in Ostdeutschland, zurückzuführen auf 
eine sehr niedrige Geburtenrate und große Wanderungs- 
bewegungen von Ost- nach Westdeutschland, mit der Si- 
tuation im Dreißigjährigen Krieg verglichen. Es wird fest- 
gestellt: Politik und Gesellschaft wagen nicht, diese 
Situation offen anzusprechen und realistisch damit umzu- 
gehen. 

Die entscheidenden Faktoren für die Bevölkerungsent- 
wicklung sind Fertilität, Mortalität und Wanderungsbe- 
wegungen: Wanderung in ein anderes Land, in eine andere 
Gesellschaft und in eine andere Kultur oder aus einem 
Land. Die ersten beiden Faktoren, nämlich Geburtenrate 
und Sterblichkeit, sind meist ziemlich stabil und verän- 
dern sich nur langsam. Eine Ausnahme gab es: die Ge- 
burtenrate in Ostdeutschland nach der deutschen Einheit. 
Sie sank auf einen bis dahin nicht gekannten Tiefststand 
von weniger als einer Geburt je Frau. Der Faktor Wande- 
rungsbewegung dagegen ist am schwierigsten abzuschät- 
zen und vorauszusagen. 

Wenige Jahre nach Kairo hat die Weltbevölkerung die 6- 
Milliarden-Marke überschritten. Das war Ende 1999. Das 
Wachstum hat sich seither geringfügig verlangsamt, aber 
nicht stabilisiert. Die Entwicklung in den meisten Staaten 
Europas ist gegenläufig zu derjenigen der Weltbevölke- 
rung. Bei einer niedrigen Geburtenrate - weit unter derje- 
nigen, die nötig wäre, um die Bevölkerungsgröße kon- 
stant zu halten -, einer fast überall noch steigenden 
Lebenserwartung - nicht steigend war sie beispielsweise 
in den letzten Jahren bei Männern in Russland - und einer 
weitgehend restriktiven Ausländerpolitik wird die Bevöl- 
kerungszahl in den meisten unserer europäischen Länder 
stark zurückgehen, wenn nicht eine andere Einstellung 
und Praxis bei der Zuwanderung möglich wird und Fami- 
lien mit Kindern einen größeren Stellenwert in unserer 
Gesellschaft erhalten. 

Experten in der Enquete-Kommission „Demographischer 
Wandel“ des Parlaments in Berlin sagen uns, dass wir in 
unserem Land eine hohe Nettozuwanderung brauchen, 
dass wir aber zusätzlich eine Familienpolitik brauchen, 
die Berufstätigkeit und Familienleben für Männer und 
Frauen ermöglicht und fordert. 

Der Bericht unseres Kollegen Paslaru legt den Schwer- 
punkt auf diejenigen Länder und Menschen, die von 
großer Armut betroffen sind und deren Entwicklung der 
Europarat seit langem beobachtet und mit vielen Initiati- 
ven fordert. Armutsbekämpfung heißt vor allem: Investi- 
tionen in Gesundheit und Bildung der Menschen und ganz 
besonders der Kinder und Jugendlichen. Wissen über Se- 
xualität, Selbstbestimmung bei Kinderwunsch und Kin- 
derzahl, Informationen über Aids und andere durch sexu- 


elle Praktiken übertragene Krankheiten müssen allen, ge- 
rade in den ärmsten Ländern, zugänglich sein. 

Schutz und Sicherheit müssen vor allem der jungen Ge- 
neration, in einer für sie verständlichen und medienge- 
rechten Form, vennittelt werden. 

Es freut mich sehr, dass in diesem Bericht die Rolle der 
Frauen bei der Entwicklung und Verbesserung der Le- 
bensqualität besonders hervorgehoben wird. Längst ist 
bekannt, dass kleine Entwicklungsprojekte, speziell an 
Frauen gerichtet, effektiver sind für die Verbesserung der 
Lebenssituation und für die Entwicklung einer Region. 

Beispielhaft nenne ich hier Frauen, die oft mit geringen 
Mitteln ihre Familie ernähren, etwa durch die Bewirt- 
schaftung eines Gartens, die Aufzucht von Bienen zur Ho- 
nigproduktion oder die Einrichtung eines kleinen Ladens. 
Eine solche - möglichst Existenz sichernde - Tätigkeit 
kann Frauen und Kindern helfen, unabhängig zu werden 
von Ausbeutung, auch von sexueller Ausbeutung - so hat 
es eine Frauendelegation aus unserem Land in der Domi- 
nikanischen Republik erlebt. „Empowerment“ von 
Frauen, das lässt sich nicht in die deutsche Sprache über- 
setzen; „Frauen stärken“ sagt viel weniger als „Empo- 
werment“. „Empowerment“ war der Schlüsselbegriff für 
die Forderungen in Beijing. Es wird langfristig zu mehr 
Gerechtigkeit, zu mehr Demokratie, zu einer Stabilisie- 
rung der Weltbevölkerung und zu einer nachhaltigeren 
Entwicklung führen. 

Für Entwicklung sind Ressourcen nötig: finanzielle Mit- 
tel und Menschen, die sich in dieser Arbeit engagieren. 
Leider gibt es nur wenige Länder, die sich an die Ver- 
pflichtung von Kairo - 0,7 Prozent des Bruttosozialpro- 
duktes für Entwicklung zur Verfügung zu stellen - halten. 
Ich will deshalb die vier Länder, die diesen Anteil sogar 
übertreffen, besonders hervorheben: Es sind Dänemark, 
Norwegen, die Niederlande und Schweden. Herzlichen 
Dank dafür an die Regierungen und Parlamente dieser 
Länder; herzlichen Dank aber auch an die Bevölkerung in 
diesen Ländern, die das mit trägt. 

„Kairo plus 10“ wird in wenigen Jahren stattfinden. Dann 
wird Bilanz gezogen, wieweit wir unseren Verpflichtun- 
gen nachgekommen sind. Der Bericht fordert uns deshalb 
auf, diese Verpflichtungen ernst zu nehmen und zu erfül- 
len. Als Mitglieder dieser Versammlung und unserer na- 
tionalen Parlamente ist es unsere Aufgabe, das Bewusst- 
sein für diese dringenden Maßnahmen zu schärfen und die 
Verantwortlichen in unseren Ländern an die Verpflichtung 
zur Förderung der Entwicklung zu erinnern und die Rea- 
lisierung voranzutreiben. Der Beitrag, den wir damit leis- 
ten, ist ein Beitrag zu mehr Gerechtigkeit - und mehr Ge- 
rechtigkeit stärkt eine friedlichere und nachhaltigere 
Zusammenarbeit. 

Der Bericht empfiehlt auch, in den nationalen Parlamen- 
ten die Themen Demographie und Entwicklung in ihren 
Zusammenhängen parteiübergreifend zu bearbeiten. Die- 
sen Vorschlag finde ich sehr sinnvoll, weil er die Chance 
für einen gesellschaftltichen Konsens erhöht. 
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In der Enquete-Kommission des deutschen Parlaments zum 
Thema „Demographischer Wandel - Herausforderungen 
unserer älter werdenden Gesellschaft an den Einzelnen und 
die Politik“ gab es viel Übereinstimmung in der Analyse der 
Situation. Schwierigkeiten zwischen den Parteien gibt es al- 
lerdings jetzt bei der gemeinsamen Formulierung von 
Schlussfolgerungen. Ich hoffe aber, dass wir trotzdem bis 
zum Ende dieses Jahres diese Arbeit abschließen können, 
die seit vielen Jahren - jetzt in der 3. Legislaturperiode - in 
dieser Kommission gemacht wird. 

Aber gerade das ist auch eine Aufgabe, der wir hier im Eu- 
roparat verpflichtet sind: über Parteigrenzen und über 
Ländergrenzen hinweg Wege zu finden, wie wir jetzt und 
künftig Menschenrechte und Demokratie für alle ver- 
wirklichen können. 

Mein Dank gilt Dumitru Paslaru und allen, die diesen Be- 
richt ermöglicht haben und an dieser Aufgabe arbeiten. 
Ich wünsche uns allen Erfolg bei dieser wichtigen Arbeit 
- im Interesse der Länder, die Hilfen zur Entwicklung am 
dringendsten brauchen, aber auch im gemeinsamen Inte- 
resse aller. - Ich danke Ihnen. 

Abg. Christa Lörcher (SPD)*: Danke, Herr Präsident. 
Ich möchte mich für das Interesse der anwesenden Mit- 
glieder unserer Versammlung an dem Thema und an dem 
Bericht bedanken. Ich registriere die Kritik einiger Män- 
ner der konservativen Seite. Wir nehmen es sehr ernst, 
dass diese Meinungen bestehen. Aber ich möchte gerne 
darauf hinweisen, dass Abtreibung im vorliegenden Be- 
richt sicher nicht befürwortet wird, sondern dass es gerade 
um Selbstbestimmung geht, um Gesundheit und um Bil- 
dung, damit Abtreibung gar nicht nötig ist. Es geht hier 
um Leben und nicht um die Vernichtung von Leben. 

Ich habe mit großer Freude zur Kenntnis genommen, dass 
mehrere Mitglieder gesagt haben, es geht um Taten und 
nicht mehr um Worte. Das, denke ich, muss eine ganz 
wichtige Botschaft der heutigen Sitzung sein. Wir haben 
viel geredet; aber die Taten sind sehr wichtig, weil die Ar- 
mut in den Ländern, von denen wir gesprochen haben, im- 
mer mehr zunimmt, wenn wir nichts unternehmen. 

Ich bin auch sehr dankbar dafür, dass die besondere Rolle 
der Frauen und auch das „Empowerment“ der Frauen 
mehrfach angesprochen worden ist. Es gab eine weitge- 
hende Übereinstimmung darüber, dass die Rolle der 
Frauen sehr wichtig ist, dass aber in vielen Teilen der Welt 
noch großer Nachholbedarf beispielsweise in Bezug auf 
die Bildung für Mädchen und junge Frauen besteht. Ich 
denke, dass wir auch darauf achten müssen, dass den 
Frauen Mittel zur Verfügung gestellt werden, damit sie 
ihre Aufgaben erfüllen können. 

Es wurde auch - dafür bin ich dem Kollegen aus der 
Ukraine sehr dankbar - auf die ökologische Seite von Ent- 
wicklung hingewiesen. Ich glaube, es war auch nötig, 
noch einmal auf Tschernobyl hinzuweisen und zu schil- 
dern, welche Schäden durch ein solches Ereignis für viele 
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Jahre und für weite Teile der Welt entstanden sind, sowie 
zu betonen, dass es wirklich dringend nötig ist, solche Er- 
eignisse zu vermeiden und eine andere Politik zu betrei- 
ben. Zur nachhaltigen Entwicklung gehört nicht nur die 
ökologische Seite, sondern auch die soziale Seite. Über 
beides haben wir heute ausführlich gesprochen. 

Die Anhörung im Unterausschuss Demographie heute 
Morgen - darauf möchte ich noch kurz zurückkommen - 
hat die Dringlichkeit des Problems, eine nachhaltige Ent- 
wicklung im Zusammenhang mit der Demographie zu 
fördern, gezeigt. Ich glaube, diese Dringlichkeit wird von 
vielen unserer Regierungen noch nicht in ihrem wahren 
Ausmaß erkannt. Entsprechende Maßnahmen sind auch 
weitgehend noch nicht vorbereitet. Wir müssen also, wie 
gesagt wurde, Druck auf unsere Regierungen über die 
Parlamentarische Versammlung, aber auch über unsere 
nationalen Parlamente ausüben. 

Ich bedanke mich sehr für die geleistete Arbeit, nicht nur 
bei dem Berichterstatter Herrn Paslaru, sondern auch bei 
allen, die an diesem Bericht mitgearbeitet haben, insbe- 
sondere auch beim Sekretariat. Ich würde mich sehr 
freuen, wenn wir trotz der geäußerten Kritik eine große 
Mehrheit finden können. - Vielen Dank. 

Empfehlung 1515 (2001)* 

betr.: Demographischer Wandel und 
nachhaltige Entwicklung 

(Drucksache 8806) 

1 . Laut den Schlussfolgerungen der vom Ausschuss für 
Wanderbewegungen, Flüchtlings- und Bevölkerungs- 
fragen der Parlamentarischen Versammlung am 
21. und 22. Oktober 1999 in Bukarest veranstalteten 
Interparlamentarischen Konferenz über demographi- 
schen Wandel und nachhaltige Entwicklung sterben 
weltweit jährlich etwa 600000 Frauen während der 
Schwangerschaft oder im Kindbett. Außerdem infizie- 
ren sich stündlich etwa 250 junge Frauen mit dem 
HlV-Virus (human immuno-deficiency virus) und 
228 erleiden eine Geschlechtsverstümmelung. 

2. Entsetzt über das Leid, das sich hinter diesen Zahlen 
verbirgt und unter Hinweis auf ihre Empfehlungen 
1243 (1994) und 1260 (1995) bekräftigt die Parlamen- 
tarische Versammlung nachdrücklich ihre Unterstüt- 
zung für das von der Internationalen Konferenz über 
Bevölkerung und Entwicklung (ICPD) im September 
1994 in Kairo verabschiedete Aktionsprogramm. 

3 . Die Versammlung unterstützt ferner nachdrücklich die 
Schlüsselmaßnahmen zur weiteren Umsetzung des 
Aktionsprogramms der Internationalen Konferenz 
über Bevölkerung und Entwicklung, welche von der 


Versammlungsdebatte am 27. April 2001 (16. Sitzung). Siehe 
Dok. 8806, Bericht des Ausschusses für Wanderbewegungen, 
Flüchtlings- und Bevölkerungsfragen (Berichterstatter: Herr 
Paslaru). Der Text wurde von der Versammlung am 27. April 2001 
(16. Sitzung) verabschiedet. 
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Sondersitzung der Generalversammlung der Vereinten 
Nationen (UNGASS) im Juni/Juli 1999 in New York 
verabschiedet wurden. 

4. Die Versammlung ist der Auffassung, dass im Ein- 
klang mit den Feststellungen der UNGASS und trotz 
einiger erzielter Fortschritte bei der Umsetzung des 
Aktionsprogramms der ICPD weiterhin viele Heraus- 
forderungen bestehen, insbesondere bei der Erfüllung 
der von den Gebern eingegangenen Verpflichtungen 
und der Gewährleistung der reproduktiven Gesund- 
heit und diesbezüglicher Rechte. Insbesondere erfül- 
len viele Mitgliedstaaten des Europarates immer noch 
nicht das international vereinbarte Ziel der öffentli- 
chen Entwicklungshilfe von 0,7 % des Bruttosozial- 
produkts (BSP). Sie sind auch generell nicht ihrer in 
Kairo eingegangenen Verpflichtung nachgekommen, 
4 % dieser Hilfe für Bevölkerungsprogramme und für 
die Verbesserung der reproduktiven Gesundheit be- 
reitzustellen. 

5. Die Versammlung ist ferner der Ansicht, dass Geset- 
zesreformen mit dem Ziel, den Zugang zu Informatio- 
nen und Diensten über sexuelle und reproduktive Ge- 
sundheit und diesbezüglichen Rechten zu verbessern, 
nur sehr langsam Fortschritte machen. 

6. Die Versammlung betont, dass die Mitgliedstaaten des 
Europarates unverzügliche und nachdrückliche Maß- 
nahmen ergreifen müssen - finanzieller, gesetzlicher 
und institutioneller Art - um weitere Fortschritte zu be- 
schleunigen. Sie ist der Ansicht, dass die notwendigen 
Ressourcen durch eine großzügigere Verteilung des 
durch die Globalisierung der Wirtschaft entstandenen 
Wohlstands gefunden werden könnten. Ein höherer Le- 
bensstandard in den ärmsten Ländern würde zweifellos 
zur Stabilisierung der Weltbevölkerung beitragen. 

7. Die Versammlung ist ferner der Ansicht, dass bei der 
nächsten regulären Überprüfung in Bezug auf „Kairo 
plus 10“ der Wechselwirkung zwischen Bevölke- 
rungswachstum, nachhaltiger Entwicklung und ökolo- 
gischer Nachhaltigkeit verstärkte Aufmerksamkeit ge- 
schenkt werden sollte. 

8. Die Versammlung empfiehlt daher dem Ministerko- 
mitee: 

i. Bevölkerungsfragen sowie Fragen der sexuellen 
und reproduktiven Gesundheit und diesbezügli- 
chen Rechten in ihren zwischenstaatlichen Ar- 
beitsprogrammen höchste Priorität einzuräu- 
men; 

ii. die Arbeit des Lenkungsausschusses für die 
Gleichstellung von Mann und Frau zu beschleu- 
nigen in Richtung auf die Verabschiedung einer 
an die Regierungen gerichteten Empfehlung 
über das Recht auf freie Entscheidung in Fragen 
der Sexualität und Reproduktion; 

iii. den zuständigen zwischenstaatlichen Ausschuss 
rechtzeitig anzuweisen, Fortschritte durch die 
Mitgliedstaaten des Europarates bei der Umset- 


zung des ICPD- Aktionsprogramms als einen Bei- 
trag zum Überprüfungsprozess „Kairo plus 10“ 
rechtzeitig zu prüfen; 

iv. die Regierungen der Mitgliedstaaten aufzufor- 
dem, ihre Unterstützung für das Aktionspro- 
gramm und die von der Sondersitzung der Gene- 
ralversammlung der Vereinten Nationen im 
Juni/Juli 1999 festgelegten Schlüsselmaßnah- 
men für dessen weitere Umsetzung zu bekräfti- 
gen und insbesondere folgenden Empfehlungen 
nachzukommen: 

a. Sofortmaßnahmen auf finanzieller, legislati- 
ver und institutioneller Ebene zu ergreifen 
zur Beschleunigung der Umsetzung des 
ICPD-Aktionsprogramms; 

b. die notwendigen Maßnahmen zu ergreifen 
durch Überprüfung der Entwicklungs- und 
Zusammenarbeitspolitiken und Finanzie- 
rungsprioritäten, um der Verpflichtung der 
ICPD, 0,7 % des BSP für die öffentliche Ent- 
wicklungshilfe und 4 % des Haushaltes für 
öffentliche Entwicklungshilfe für Bevölke- 
rungs- und reproduktive Gesundheitspro- 
gramme nachzukommen; 

c. den Bevölkerungsaspekt systematisch in ent- 
wicklungspolitische Maßnahmen und ent- 
sprechende Programme mit aufzunehmen; 

d. entwicklungspolitische Maßnahmen in allen 
Sektoren, die eine Auswirkung auf demogra- 
phisches Verhalten, einschließlich Bildung, 
Kultur, Gesundheit und Familienpolitik neu 
zu definieren mit dem Ziel, die Zielsetzungen 
des Aktionsprogramms der ICPD zu fördern; 

e. Ressourcen zur Verfügung zu stellen, um 
Entwicklungsländern und Ländern im Über- 
gang die Möglichkeit zu geben, angemessene 
Mechanismen einzurichten (Datenbanken, 
Volkszählung, Untersuchungen und Verwal- 
tungsdokumentationen) für die Überwa- 
chung und Evaluierung der Umsetzung des 
Aktionsprogramms der ICPD; 

f. gemeinsame Projekte mit dem Nichtregie- 
rungs- und privaten Sektor zu entwickeln, 
sowohl auf nationaler als auch auf internatio- 
naler Ebene, für Bevölkerungs- und repro- 
duktive Gesundheits- und Gleichberechti- 
gungsfragen im Rahmen der Verpflichtungen 
der ICPD; 

g. soweit erforderlich, Gesetze einzuleiten, um 
die freie Entscheidung in Fragen der Sexua- 
lität und Reproduktion zu garantieren; 

h. Gesetze einzuleiten und/oder Bestimmungen 
in die bestehenden Strafgesetzbücher aufzu- 
nehmen, die die Praxis der Geschlechtsver- 
stümmelung von Frauen und Mädchen ver- 
bieten, einschließlich Sanktionen gegen die 
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Personen, die sie verüben oder fördern, und 
Informationen und Bildungsmaßnahmen 
über die negativen Folgen der weiblichen Be- 
schneidung zur Verfügung zu stellen; 

i. den allgemeinen Zugang zu Informationen 
über sexuelle und reproduktive Gesundheit 
und diesbezügliche Rechte und entspre- 
chende Dienste zu garantieren sowie zu einer 
großen Bandbreite moderner Verhütungs- 
möglichkeiten, einschließlich insbesondere 
derjenigen Methoden, die den Bedürfnissen 
junger Menschen gerecht werden; 

j. ein verstärktes Bewusstsein bei Männern zu 
fördern für ihre Rolle und ihre Verantwort- 
lichkeit in Bezug auf die sexuelle und repro- 
duktive Gesundheit und entsprechende 
Rechte sowie als Partner bei der Stärkung der 
Position der Frau in der Gesellschaft; 

k. soweit erforderlich, Maßnahmen zu ergrei- 
fen, um nationale Einrichtungen für Bevöl- 


kerung und Entwicklung zu schaffen, um 
diesbezüglich Maßnahmen auf nationaler 
und internationaler Ebene zu koordinieren, 
zu überwachen und einzuleiten. 

9. Die Parlamentarische Versammlung ersucht ihre 
Mitglieder nachdrücklich, das Bewusstsein für Bevöl- 
kerungs- und Entwicklungsfragen in den nationalen 
Parlamenten zu fördern; soweit erforderlich, Geset- 
zesreformen einzuleiten und ihre Regierungen aufzu- 
fordern, ihren in Kairo eingegangenen finanziellen 
Verpflichtungen hinsichtlich der Umsetzung des Ak- 
tionsprogramms nachzukommen. Zu diesem Zweck 
werden die Mitglieder eingeladen, Vorschläge für die 
Einrichtung alle Parteien umfassender Gruppen für 
Bevölkerungs- und Entwicklungsfragen vorzulegen, 
soweit diese noch nicht bestehen, und die Schaffung 
regionaler parlamentarischer Netze und eines entspre- 
chenden Austausches zu unterstützen. In diesem Zu- 
sammenhang unterstützt die Versammlung nach- 
drücklich die Schaffung eines intereuropäischen 
parlamentarischen Forums über Bevölkerung und 
Entwicklung. 
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Anlage 

Mitgliedsländer der Parlamentarischen Versammlung des Europarates (43) 

Albanien 

Malta 

Andorra 

Moldau 

Armenien 

Niederlande 

Aserbaidschan 

Norwegen 

Belgien 

Österreich 

Bulgarien 

Polen 

Dänemark 

Portugal 

Deutschland 

Rumänien 

Estland 

Russland 

Finnland 

San Marino 

Frankreich 

Schweden 

Georgien 

Schweiz 

Griechenland 

Slowakische Republik 

Irland 

Slowenien 

Island 

Spanien 

Italien 

Tschechische Republik 

Kroatien 

Türkei 

Lettland 

Ukraine 

Liechtenstein 

Ungarn 

Litauen 

Vereinigtes Königreich 

Luxemburg 

ehemalige jugoslawische Republik 

Mazedonien 

Zypern 

Länder mit Sondergaststatus (3) 

- zur Mitwirkung in der Parlamentarischen Versammlung ohne Stimmrecht berechtigt 

Belarus* 

Bosnien und Flerzegowina 

Bundesrepublik Jugoslawien 

Beobachter (3) 

Israel 

Kanada 

Mexiko 

* Der Sondergaststatus von Belarus wurde am 13. Januar 1997 ausgesetzt. 
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Anhang 


Funktionsträger der Parlamentarischen Versammlung des Europarates 

Präsident Lord Russell-Johnston (Vereinigtes Königreich - LDR) 

Vizepräsidenten 19, darunter Wolfgang Behrendt (Bundesrepublik Deutschland - SPD/SOC) 

Generalsekretär Bruno Haller (Frankreich) 


Politischer Ausschuss 

Vorsitzender Terry Davis (Vereinigtes Königreich - SOC) 

Stv. Vorsitzende Roman Jakic (Slowenien - LDR) 

Jacques Baumei (Frankreich - EDG) 
Latchezar Toshev (Bulgarien - EVP) 


Ausschuss für Wirtschaft und Entwicklung 

Vorsitzende Rosmarie Zapfl-Helbling (Schweiz - EVP) 

Stv. Vorsitzende Vlasta Stepovä (Tschechische Republik - SOC) 

Evgueni Kirilov (Bulgarien - SOC) 

Jan Dirk Blaauw (Niederlande - LDR) 


Ausschuss für Sozialordnung, Gesundheit und Familie 

Vorsitzende Lära Margret Ragnarsdöttir (Island - EDG) 

Stv. Vorsitzende Gyula Hegyi (Ungarn - SOC) 

Edeltraud Gatterer (Österreich - EVP) 
Doros Christodoulides (Zypern - UEL) 


Ausschuss für Recht und Menschenrechte 

Vorsitzender Gunnar Jansson (Finnland - LDR) 

Stv. Vorsitzende Göran Magnusson (Schweden - SOC) 

György Frunda (Rumänien - EVP) 
Tayyibe Gülek (Türkei - SOC) 


Ausschuss für Kultur, Wissenschaft und Bildung 

Vorsitzender Anatoliy Rakhansky (Ukraine - UEL) 

Stv. Vorsitzende Lluis Maria de Puig (Spanien - SOC) 

Gianni Risari (Italien - EVP) 

Knut Billing (Schweden - EDG) 


Ausschuss für Umwelt und Landwirtschaft 

Vorsitzender Wolfgang Behrendt (Bundesrepublik Deutschland - SPD/SOC) 

Stv. Vorsitzende Felice Carlo Besostri (Italien - SOC) 

Daniel Hoeffel (Frankreich - EVP) 

Siegfried Hornung (Bundesrepublik Deutschland - CDU/CSU / EVP) 


Ausschuss für Wanderbewegungen, Flüchtlings- und Bevölkerungsfragen 

Vorsitzender Tadeusz Iwinski (Polen - SOC) 

Stv. Vorsitzende Ruth-Gaby Vermot-Mangold (Schweiz - SOC) 
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Zdravka Busic (Kroatien - EVP) 
Mats Einarsson (Finnland - UEL) 


Geschäftsordnungsausschuss 

Vorsitzender Cyril Svoboda (Tschechische Republik - EVP) 

Stv. Vorsitzende Rudolf Vis (Vereinigtes Königreich - SOC) 

Stathis Kittis (Zypern, LDR) 

Bela Pokol (Ungarn - EVP) 


Ausschuss für die Einhaltung der von den Mitgliedstaaten des Europarates eingegangenen Verpflichtungen 
(Monitoring-Ausschuss) 

Vorsitzender Joäo Bosco Mota Amaral (Portugal - EVP) 

Stv. Vorsitzende Azis Polozhani (Lettland - EDG) 

Hanne Severinsen (Dänemark - LDR) 

Josette Durrieu (Frankreich - SOC) 


Ausschuss für die Gleichstellung von Frauen und Männern 

Vorsitzende Lydie Err (Luxemburg - SOC) 

Stv. Vorsitzende Manuela Aguiar (Portugal - EVP) 

Takis Hadjidemetriou (Zypern - SOC) 
Olga Keltosovä (Slowakei - EDG) 


SOC Sozialistische Gruppe 

EVP Gruppe der Europäischen Volkspartei 

EDG Gruppe der Europäischen Demokraten 

LDR Gruppe der Liberalen, Demokraten und Reformer 

UEL Gruppe der Vereinigten Europäischen Linken 
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